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Artikel 1

Das Gesetz über die Bezüge der Mit-
glieder der Landesregierung vom 27. Juli
1993 (GVBl. I S. 339), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. 
S. 218), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 8 wird als § 8a eingefügt:

„§ 8a

Karenzzeit nach Ausscheiden
aus dem Amt

(1) Ehemalige Mitglieder der Lan-
desregierung haben es der Landesre-
gierung schriftlich anzuzeigen, wenn
sie innerhalb der ersten 18 Monate
nach dem Ausscheiden aus dem Amt
eine Erwerbstätigkeit oder eine sonsti-
ge Beschäftigung außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes im Sinne des § 58
Abs. 4 Satz 1 und 2 des Hessischen Be-
amtenversorgungsgesetzes aufnehmen
wollen, die mit ihrer Amtstätigkeit in
den letzten drei Jahren vor der Been-
digung des Amtsverhältnisses in Zu-
sammenhang steht und durch die
dienstliche Interessen beeinträchtigt
werden können. Die Anzeige kann
auch schon vor dem Ausscheiden aus
dem Amt vorgenommen werden.

(2) Die Landesregierung soll die Be-
schäftigung untersagen, soweit zu be-
sorgen ist, dass durch sie dienstliche
Interessen beeinträchtigt werden. Die
Untersagung darf höchstens für die
ersten 18 Monate nach dem Ausschei-
den aus dem Amt ausgesprochen wer-
den und nur für den Zeitraum, für den
Anspruch auf Amtsbezüge oder Über-
gangsgeld besteht. Sie soll die Dauer
von 12 Monaten nicht überschreiten.
Nach Zugang einer Anzeige nach 
Abs. 1 kann die Untersagung nur in-
nerhalb einer Frist von 30 Tagen aus-
gesprochen werden.“

2. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9

Zusammentreffen mehrerer Bezüge

(1) Bezieht ein ehemaliges Mitglied
der Landesregierung Einkommen im
Sinne des § 57 Abs. 4 des Hessischen
Beamtenversorgungsgesetzes, so ruht
der Anspruch auf das Übergangsgeld
oder das Ruhegehalt in Höhe der Hälf-
te des Betrags, um den Übergangsgeld
oder Ruhegehalt zusammen mit dem
Einkommen die ruhegehaltfähigen
Amtsbezüge übersteigen. § 57 Abs. 4
Satz 3 und 4 und § 62 Abs. 2 des Hes-
sischen Beamtenversorgungsgesetzes
gelten entsprechend. Satz 1 und 2 fin-
den nur bis zum Ablauf des Monats

Anwendung, in dem die für Beamtin-
nen und Beamte geltende Regelalters-
grenze nach § 33 Abs. 1 oder 3 des
Hessischen Beamtengesetzes erreicht
wird. Satz 1 bis 3 finden auf Hinter-
bliebene entsprechende Anwendung,
soweit es sich um Einkommen aus ei-
nem Amtsverhältnis oder einer Ver-
wendung im öffentlichen Dienst han-
delt.

(2) Bezieht ein ehemaliges Mitglied
der Landesregierung neben dem Über-
gangsgeld eine Entschädigung aus der
Mitgliedschaft im Europäischen Parla-
ment, im Deutschen Bundestag oder in
der gesetzgebenden Körperschaft ei-
nes anderen Landes, so bestimmt sich
das Ruhen des Übergangsgeldes nach
den dort geltenden Bestimmungen
über das Zusammentreffen von Versor-
gungsbezügen mit der Abgeordneten-
entschädigung. In jedem Falle ruht der
Anspruch auf das Übergangsgeld, so-
weit das Übergangsgeld zusammen
mit der Abgeordnetenentschädigung
die ruhegehaltfähigen Amtsbezüge
übersteigt.

(3) Bezieht ein ehemaliges Mitglied
der Landesregierung neben Über-
gangsgeld oder Ruhegehalt Versor-
gungsbezüge aus einem Amtsverhält-
nis oder einer Verwendung im öffentli-
chen Dienst, so ruht der Anspruch auf
Übergangsgeld oder Ruhegehalt, so-
weit Übergangsgeld oder Ruhegehalt
zusammen mit den anderweitigen Be-
zügen 71,75 vom Hundert der ruhege-
haltfähigen Amtsbezüge übersteigen.
Dasselbe gilt für das Zusammentreffen
von Übergangsgeld oder Ruhegehalt
mit Versorgungsbezügen aus einer
Verwendung im öffentlichen Dienst ei-
ner zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung. Satz 1 und 2
finden auf Hinterbliebene entspre-
chende Anwendung.

(4) Bezieht ein ehemaliges Mitglied
der Landesregierung neben Über-
gangsgeld oder Ruhegehalt eine Rente
aus den gesetzlichen Rentenversiche-
rungen oder aus einer zusätzlichen Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung
für Angehörige des öffentlichen Diens-
tes oder Geldleistungen von einem
nichtdeutschen Versicherungsträger
nach einem für die Bundesrepublik
Deutschland wirksamen zwischen-
staatlichen Abkommen oder andere
Versorgungsleistungen, so findet § 59
des Hessischen Beamtenversorgungs-
gesetzes mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass als Höchstgrenze 71,75
vom Hundert der ruhegehaltfähigen
Amtsbezüge gelten. Dies gilt nicht, so-
weit gesetzlich etwas anderes be-
stimmt ist. Satz 1 und 2 finden auf Hin-
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*) Ändert FFN 13-24

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Sechstes Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Bezüge der Mitglieder der Landesregierung*)

Vom 30. November 2015



terbliebene entsprechende Anwen-
dung.“

3. § 13 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Rechtsverhältnisse der am
8. Dezember 2015 vorhandenen ehe-
maligen Mitglieder der Landesregie-
rung sowie der derzeitigen und künfti-
gen Hinterbliebenen eines ehemaligen
Mitglieds der Landesregierung regeln
sich nach dem bis zum 8. Dezember
2015 geltenden Recht. § 9 findet An-
wendung, wenn die Regelung für die
Betroffenen günstiger ist als nach dem

bis zum 8. Dezember 2015 geltenden
Recht.“

4. § 15 wird wie folgt gefasst:

„§ 15

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom
1. April 1993 in Kraft.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. November 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r
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§ 1

Dem am 18. Juni 2015 unterzeichneten
Siebzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag wird zugestimmt. Der Staatsver-
trag wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

§ 2

Der Siebzehnte Rundfunkänderungs-
staatsvertrag tritt nach seinem Art. 3 
Abs. 2 Satz 1 am 1. Januar 2016 in Kraft.
Sollte der Staatsvertrag nach seinem 
Art. 3 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos wer-
den, ist dies im Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekanntzugeben.

§ 3

Die Vertreterin oder der Vertreter aus
dem Bereich „Migranten“ nach § 21 
Abs. 1 Satz 1 Buchst. q Doppelbuchst. gg
des ZDF-Staatsvertrages in der Fassung
vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 334), zuletzt
geändert durch Art. 1 des Siebzehnten
Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom
18. Juni 2015 (GVBl. S. 444), wird in der
ersten Amtsperiode nach Inkrafttreten
des Siebzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrages von der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Immigrantenverbände in
der Bundesrepublik Deutschland e. V. in
den Fernsehrat entsandt.

§ 4

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2016
in Kraft.

*) Ändert FFN Anhang Staatsvertrag

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zu dem Siebzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag�*)

Vom 30. November 2015

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. November 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t  

B o u f f i e r

Anlage
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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des ZDF-Staatsvertrages

Der ZDF-Staatsvertrag  vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den
Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 15. bis 21. Dezember 2010,
wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt
geändert:

a) § 2 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 2 Angebote des ,Zweiten Deut-
schen Fernsehens (ZDF)'“.

b) Der Zweite Abschnitt wird wie
folgt neu gefasst:

„II. Abschnitt

Vorschriften für die Angebote des
'Zweiten Deutschen Fernsehens

(ZDF)'“.

c) § 5 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5 Gestaltung der Angebote“.

d) § 8 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 8 Unzulässige Angebote, Ju-
gendschutz“.

e) Es wird folgender neuer § 19a ein-
gefügt:

„§ 19a Allgemeine Bestimmun-
gen“.

f) Es wird folgender neuer § 34 an-
gefügt: 

„§ 34 Übergangsbestimmungen“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu
gefasst:

„§ 2

Angebote des ,Zweiten Deutschen
Fernsehens (ZDF)'“.

b) In Absatz 1 werden nach dem
Wort „Fernsehprogramme“ die
Wörter „und bietet Telemedien“

eingefügt und nach dem Wort
„Rundfunkstaatsvertrages“ wird
das Wort „an“ angefügt.

c) Der bisherige Absatz 2 wird gestri-
chen.

d) Der bisherige Absatz 3 wird der
neue Absatz 2 und nach dem Wort
„Fernsehvollprogramm“ werden
die Wörter „,Zweites Deutsches
Fernsehen (ZDF)'“ eingefügt.

3. Die Überschrift des Zweiten Ab-
schnittes wird wie folgt neu gefasst:

„II. Abschnitt

Vorschriften für die Angebote des
,Zweiten Deutschen Fernsehens

(ZDF)'“

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu
gefasst:

„§ 5 Gestaltung der Angebote“.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort
„Sendungen“ durch das Wort
„Angeboten“ ersetzt und die Wör-
ter „den Fernsehteilnehmern in
Deutschland“ werden gestrichen.

c) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort
„Sendungen“ durch das Wort
„Angebote“ ersetzt.

d) Die Absätze 2 und 3 werden wie
folgt neu gefasst:

„(2) Das ZDF hat in seinen An-
geboten die Würde des Menschen
zu achten und zu schützen. Es soll
dazu beitragen, die Achtung vor
Leben, Freiheit und körperlicher
Unversehrtheit, vor Glauben und
Meinung anderer zu stärken. Die
sittlichen und religiösen Überzeu-
gungen der Bevölkerung sind zu
achten.

(3) Das Geschehen in den ein-
zelnen Ländern und die kulturelle
Vielfalt Deutschlands sind ange-
messen in den Angeboten des
ZDF darzustellen. Die  Angebote
sollen dabei auch die Zusammen-
gehörigkeit im vereinten Deutsch-
land fördern sowie der gesamtge-
sellschaftlichen Integration in Frie-
den und Freiheit und der Verstän-
digung unter den Völkern dienen
und auf ein diskriminierungsfreies
Miteinander hinwirken.“

5. § 6 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6

Berichterstattung

Die Bestimmungen des Rundfunk-
staatsvertrages zu Berichterstattung,
Informationssendungen und Mei-
nungsumfragen finden Anwendung.“

Anlage

Siebzehnter Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Siebzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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6. § 7 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7

Kurzberichterstattung

Die  Bestimmungen des Rund-
funkstaatsvertrages zur Kurzbericht-
erstattung im Fernsehen finden An-
wendung.“

7. Die Überschrift von § 8 wird wie folgt
neu gefasst:

„§ 8 Unzulässige Angebote, Jugend-
schutz“.

8. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter
„durch Fernsehen“ gestrichen und
die Wörter „vom ZDF in einer
Sendung“ werden durch die Wör-
ter „im Angebot des ZDF“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 4 werden die
Wörter „die beanstandete Sen-
dung“ durch die Wörter „das be-
anstandete Angebot“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(4) Die Gegendarstellung
muss unverzüglich innerhalb des
gleichen Angebotes verbreitet
werden, in welchem die beanstan-
dete Tatsachenbehauptung erfolgt
ist. Die Verbreitung erfolgt ohne
Einschaltungen und Weglassun-
gen. Eine Erwiderung auf die ver-
breitete Gegendarstellung muss
sich auf tatsächliche Angaben be-
schränken. Im Fernsehen muss die
Gegendarstellung innerhalb des
gleichen Programms und der glei-
chen Programmsparte wie die be-
anstandete Tatsachenbehauptung
sowie zur gleichen  Tageszeit oder,
wenn dies nicht möglich ist, zu ei-
ner Sendezeit verbreitet werden,
die der Zeit der beanstandeten
Sendung gleichwertig ist.“

9. In § 10 werden nach dem Wort „Sen-
dezeit“ die Wörter „im Fernsehvoll-
programm ,Zweites Deutsches Fern-
sehen (ZDF)'“ eingefügt.

10. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden
jeweils nach dem Wort „Sende-
zeit“ die Wörter „im Fernsehvoll-
programm ,Zweites Deutsches
Fernsehen (ZDF)'“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach
dem Wort „Sendezeiten“ die Wör-
ter „im Fernsehvollprogramm
,Zweites Deutsches Fernsehen
(ZDF)'“ eingefügt.

11. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu
gefasst:

„Wer die Sendung eines Beitrages
veranlasst oder zugelassen hat
oder Angebote in Telemedien zur
Nutzung bereitstellt, trägt für den
jeweiligen Inhalt und die jeweilige
Gestaltung nach Maßgabe der

Vorschriften des Grundgesetzes,
der allgemeinen Gesetze und der
besonderen Vorschriften dieses
Staatsvertrages die Verantwor-
tung.“

b) In Absatz 3 werden nach dem
Wort „Beitrages“ die Wörter „oder
Angebotsteiles“ eingefügt.

12. In § 13 wird das Wort „Sendungen“
durch das Wort „Angebote“ ersetzt.

13. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Absatz 3 wird der
neue Absatz 2 und die Wörter
„Fernsehtext veranstaltet“ werden
durch die Wörter „Telemedien an-
bietet“ ersetzt.

b) Der bisherige Absatz 2 wird der
neue Absatz 3 und wie folgt geän-
dert:

aa) In Satz 1 wird das Wort
„schriftlich“ gestrichen und die
Verweisung „nach Absatz 1“
durch die Verweisung „nach
den Absätzen 1 und 2“ ersetzt.

bb) Es wird folgender neuer Satz 2
angefügt:

„Die Glaubhaftmachung in
Textform ist ausreichend.“

14. § 15 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter
„zum Programm“ durch die Wör-
ter „zu den Angeboten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird folgender neuer
Satz 2 eingefügt:

„Wird die Programmbeschwerde
in Textform eingelegt, so genügt
auch für deren Bescheidung Text-
form.“

c) Der bisherige Satz 2 wird zu
Satz 3.

15. Es wird folgender neuer § 19a einge-
fügt:

„§ 19a

Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Mitglieder des Fernsehra-
tes und des Verwaltungsrates sind
Sachwalter der Interessen der Allge-
meinheit. Sie sind an Weisungen
nicht gebunden. Sie dürfen keine
wirtschaftlichen oder sonstigen Inte-
ressen haben, die geeignet sind, die
Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglie-
der des Fernsehrates oder des Ver-
waltungsrates zu gefährden (lnteres-
senkollision).

(2) Eine gleichzeitige Mitglied-
schaft im Fernsehrat und im Verwal-
tungsrat ist ausgeschlossen. Ein Mit-
glied kann dem Fernsehrat und dem
Verwaltungsrat zusammen insgesamt
in höchstens drei Amtsperioden ange-
hören.

(3) Dem Fernsehrat und dem Ver-
waltungsrat dürfen nicht angehören

1. Mitglieder des Europäischen Par-
lamentes, des Deutschen Bundes-
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tages oder eines Landesparlamen-
tes,

2. Mitglieder der Europäischen Kom-
mission, der Bundesregierung
oder der Regierung eines deut-
schen Landes,

3. hauptamtliche kommunale Wahl-
beamte,

4. Beamte, die jederzeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt wer-
den können,

5. Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände auf Leitungsebene,

6. Mitglieder im Vorstand einer Par-
tei nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Par-
teiengesetzes auf Bundes- oder
Landesebene;  die alleinige Mit-
gliedschaft in einem Parteischieds-
gericht gemäß § 14 des Parteien-
gesetzes steht einer Mitgliedschaft
im Fernsehrat und Verwaltungsrat
nicht entgegen.

Ausgenommen von Satz 1 sind die
Mitglieder des Fernsehrates nach 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a), b) und
c) sowie die Mitglieder des Verwal-
tungsrates nach § 24 Abs. 1 
Buchst. a).

(4) Dem Fernsehrat und dem Ver-
waltungsrat dürfen ferner nicht ange-
hören

1. Angestellte oder arbeitnehmer-
ähnliche Personen des ZDF,

2. Personen, die in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis zu einem
Unternehmen nach § 3 Satz 2 oder
zu einem mit diesem verbundenen
Unternehmen (§ 15 des Aktienge-
setzes) stehen,

3. Personen, die den Aufsichtsorga-
nen oder Gremien eines anderen
öffentlich- rechtlichen Rundfunk-
veranstalters angehören oder in
einem Arbeits- oder Dienstverhält-
nis oder in einem arbeitnehmer-
ähnlichen Verhältnis zu diesem
oder zu einem mit diesem verbun-
denen Unternehmen (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) stehen,

4. Personen, die privaten Rundfunk
veranstalten oder den Aufsichtsor-
ganen oder Gremien eines privaten
Rundfunkveranstalters oder einem
mit diesem verbundenen Unterneh-
men (§ 15 des Aktiengesetzes) an-
gehören oder in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis zu diesen ste-
hen,

5. Personen, die den Aufsichtsorganen
oder Gremien einer Landesmedien-
anstalt angehören oder Organen,
derer sich eine Landesmedienan-
stalt zur Erfüllung ihrer Aufgaben
bedient, oder die zu diesen Orga-
nen oder einer Landesmedienan-
stalt in einem Arbeits- oder Dienst-
verhältnis stehen.

(5) Der in Absatz 3 Satz 1 und Ab-
satz 4 genannte Personenkreis kann

frühestens 18 Monate nach dem Aus-
scheiden aus der dort genannten
Funktion als Mitglied in den Fernseh-
rat  oder Verwaltungsrat  entsandt
oder gewählt  werden. Für den in Ab-
satz 3 Satz 1 genannten Personen-
kreis gilt Absatz 3 Satz 2 entspre-
chend.

(6) Die Mitglieder des Fernsehra-
tes und des Verwaltungsrates haben
Anspruch auf eine Aufwandsentschä-
digung, Sitzungsgelder  und Ersatz
von Reisekosten mit Ausnahme des
Tagegeldes. Das Nähere regelt die
Satzung. Aufwandsentschädigungen
und Sitzungsgelder sind der Höhe
nach zu veröffentlichen.“

16. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Zahl „siebenundsiebzig“
wird durch die Zahl „sechzig“
ersetzt.

bb) In Buchstabe b wird die Zahl
„drei“ durch die Zahl „zwei“
ersetzt.

cc) Buchstabe c wird wie folgt
neu gefasst:

„c) einem Vertreter des
Deutschen Landkreista-
ges und im Wechsel
nach jeder Amtsperiode
einem Vertreter des
Deutschen Städtetages
oder des Deutschen
Städte- und Gemeinde-
bundes,“.

dd) Buchstabe d wird wie folgt
neu gefasst:

„d) zwei Vertretern der
Evangelischen Kirche in
Deutschland,“

ee) Buchstabe e wird wie folgt
neu gefasst:

„e) zwei Vertretern der Ka-
tholischen Kirche in
Deutschland,“

ff) Buchstabe f wird wie folgt
neu gefasst:

„f) einem Vertreter des Zen-
tralrates der Juden in
Deutschland,“

gg) In Buchstabe g wird nach den
Wörtern „Vereinte Dienstleis-
tungsgewerkschaft“ die An-
gabe „.e. V.“ gestrichen und
es werden die Wörter „Deut-
schen Beamtenbundes“ durch
die Wörter „dbb  Beamten-
bundes und Tarifunion“ er-
setzt.

hh) Buchstabe h wird wie folgt
neu gefasst:

„h) je einem Vertreter der
Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeber-
verbände, des Deutschen
Industrie- und Handels-
kammertages e.V., des
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Zentralausschusses der
Deutschen Landwirt-
schaft und des Zen -
tralverbandes des Deut-
schen Handwerks e.V.,“.

ii) In Buchstabe i werden die
Wörter „zwei Vertretern“
durch die Wörter „einem Ver-
treter“ ersetzt und nach den
Wörtern „Bundesverbandes
Deutscher Zeitungsverleger“
wird die Angabe „e.V.“ ein-
gefügt.

jj) Buchstabe j wird wie folgt
neu gefasst:

„j) einem Vertreter des
Deutschen Journalisten-
Verbandes e. V.,“

kk) In Buchstabe k werden die
Wörter „des Diakonischen
Werkes der Evangelischen
Kirche in Deutschland“ durch
die Wörter „der Diakonie
Deutschland, Evangelischer
Bundesverband des Evangeli-
schen Werkes für Diakonie
und Entwicklung e. V.“ ersetzt
und nach den Wörtern „Deut-
schen Roten Kreuzes“ wird
die Angabe „e. V.“ eingefügt.

ll) Der bisherige Buchstabe l
wird gestrichen.

mm) Die bisherigen Buchstaben m
bis q werden die neuen Buch-
staben l bis p.

nn) Im neuen Buchstaben n wird
nach den Wörtern „Natur-
schutzbundes Deutschland“
die Angabe „e. V.“ eingefügt.

oo) Im neuen Buchstaben o wer-
den nach den Wörtern „Bun-
des der Vertriebenen“ das
Zeichen „–“ sowie die Wörter
„Vereinigte Landsmannschaf-
ten und Landesverbände
e. V.“ eingefügt.

pp) Im neuen Buchstaben p wird
nach den Wörtern „Vereini-
gung der Opfer des Stalinis-
mus“ die Angabe „e. V.“ ein-
gefügt.

qq) Es wird folgender neuer
Buchstabe q angefügt:

„q) 16 Vertretern aus folgen-
den den Ländern zuge-
ordneten Bereichen:

aa) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Ver-
braucherschutz‘ aus
dem Land Baden-
Württemberg,

bb) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Digi-
tales‘ aus dem Frei-
staat Bayern,

cc) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Inter-
net‘ aus dem Land
Berlin,

dd) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Se-
nioren, Familie,
Frauen und Ju-
gend‘ aus dem
Land Brandenburg,

ee) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Wis-
senschaft und For-
schung‘ aus der
Freien Hansestadt
Bremen,

ff) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Mu-
sik‘ aus der Freien
und Hansestadt
Hamburg,

gg) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Mig-
ranten‘ aus dem
Land Hessen,

hh) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Bür-
gerschaftliches En-
gagement‘ aus dem
Land Mecklenburg-
Vorpommern,

ii) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Mus-
lime‘ aus dem Land
Niedersachsen,

jj) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Me-
dienwirtschaft und
Film‘ aus dem Land
Nordrhein-Westfa-
len,

kk) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Inklu-
sive Gesellschaft‘
aus dem Land
Rheinland-Pfalz,

ll) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Kunst
und Kultur‘ aus
dem Saarland,

mm) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Eh-
renamtlicher Zivil-
und Katastrophen-
schutz‘ aus dem
Freistaat Sachsen,

nn) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Hei-
mat und Brauch-
tum‘ aus dem Land
Sachsen-Anhalt,

oo) einem Vertreter aus
dem Bereich ,Re-
gional- und Min-
derheitensprachen‘
aus dem Land
Schleswig-Holstein
und

pp) einem Vertreter aus
dem Bereich ,LSBTTIQ
(Lesbische, Schwu-
le, Bisexuelle, Trans-
sexuelle, Transgen-
der, Intersexuelle
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und Queere Men-
schen)‘ aus dem
Freistaat Thürin-
gen.”

rr) Buchstabe r wird
gestrichen.

ss) Es wird folgender
neuer Satz 2 ange-
fügt:

„Die näheren Ein-
zelheiten zur Ent-
sendung der Ver-
treter nach Satz 1
Buchst. q) werden
durch Landesgesetz
geregelt.“

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort
„Mitglieder“ die Angabe „Bis zu
drei“ eingefügt und das Wort
„Personalrats“ wird durch das
Wort „Personalrates“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(3) Die Verbände und Organi-
sationen nach Absatz 1 Satz 1
Buchst. c) bis p) entsenden die
Vertreter. Die Vertreter nach Ab-
satz 1 Satz 1 Buchst. q) werden
von den aufgrund von Landesge-
setz zu bestimmenden Verbänden
und Organisationen entsandt. So-
lange und soweit von dem Entsen-
dungsrecht kein Gebrauch ge-
macht wird, verringert sich die
Zahl der Mitglieder entspre-
chend.“

d) Absätze 4 bis 9 werden durch die
folgenden Absätze 4 und 5 ersetzt:

„(4) Bei der Entsendung der
Mitglieder sind Frauen und Män-
ner angemessen zu berücksichti-
gen. Sofern ein neues Mitglied
entsandt wird, muss einem männ-
lichen Mitglied eine Frau und ei-
nem weiblichen Mitglied ein
Mann nachfolgen. Sofern eine Or-
ganisation oder ein Verband zwei
Vertreter entsendet, sind je eine
Frau und ein Mann zu entsen-
den.

(5) Der amtierende Vorsitzende
des Fernsehrates stellt zu Beginn
der Amtsperiode die nach diesem
Staatsvertrag ordnungsgemäße
Entsendung fest und gibt die Fest-
stellungen dem Fernsehrat be-
kannt. Die entsendenden Stellen
haben alle Angaben zu machen,
die zur Nachprüfung der 
Voraussetzungen von Absatz 4, 6
und § 19a Abs. 3 bis 5 erforderlich
sind. Weitere Einzelheiten des
Verfahrens über die Entsendung
und Abberufung regelt die Sat-
zung. Die Satzung bedarf insofern
der Genehmigung durch die
rechtsaufsichtsführende Landesre-
gierung.“

e) Der bisherige Absatz 10 wird der
neue Absatz 6 und wird wie folgt
geändert:

aa) Satz 2 wird gestrichen.

bb) Der bisherige Satz 3 wird der
neue Satz 2 und das Wort
„Berufung“ wird durch das
Wort „Entsendung“ ersetzt.

cc) Es werden folgende Sätze 3
bis 7 angefügt:

„Die Mitgliedschaft im Fern-
sehrat erlischt durch

1. Niederlegung des Amtes,

2. Verlust der Fähigkeit,
Rechte aus öffentlichen
Wahlen zu erlangen oder
öffentliche Ämter zu be-
kleiden,

3. Eintritt der Geschäftsunfä-
higkeit oder der Vorausset-
zungen der rechtlichen Be-
treuung nach § 1896 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs,

4. Eintritt des Todes,

5. Eintritt eines der in § 19a
Abs. 3 und 4 genannten
Ausschlussgründe,

6. Eintritt einer Interessen-
kollision nach § 19a Abs. 1
Satz 3 oder

7. Abberufung aus wichtigem
Grund durch die entsen-
dungsberechtigte Stelle;
ein wichtiger Grund liegt
insbesondere vor, wenn ein
Mitglied aus der entsen-
dungsberechtigten Stelle
ausgeschieden ist.

Das Vorliegen der Erlöschens-
gründe nach Satz 3 Nr. 1 bis 5
gibt der Vorsitzende des Fern-
sehrates dem Fernsehrat be-
kannt. Über das Erlöschen der
Mitgliedschaft in den Fällen
von Satz 3 Nr. 6 und 7 ent-
scheidet der Fernsehrat Bis
zur Entscheidung nach Satz 5
behält das betroffene Mitglied
seine Rechte und Pflichten, es
sei denn, der Fernsehrat be-
schließt mit einer Mehrheit
von sieben Zwölfteln seiner
gesetzlichen Mitglieder, dass
der Betroffene bis zur Ent-
scheidung nicht an den Ar-
beiten des Fernsehrates teil-
nehmen kann. Von der Bera-
tung und Beschlussfassung im
Verfahren nach Satz 5 ist das
betroffene Mitglied ausge-
schlossen.“

f) Es wird folgender neuer Absatz 7
angefügt:

„(7) Die Regelungen zur Zu-
sammensetzung des Fernsehrates
gemäß Absatz 1 sollen jeweils
nach Ablauf von zwei Amtsperi-
oden durch die Länder überprüft
werden.“

17. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen.
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b) In Absatz 2 werden folgende neue
Sätze 3 und 4 angefügt:

„Der Anteil der Mitglieder nach 
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a) bis c)
darf in den Ausschüssen des Fern-
sehrates ein Drittel der Mitglieder
nicht übersteigen. Entsprechendes
gilt bei der Wahl der Vorsitzenden
und Stellvertreter des Fernsehra-
tes und seiner Ausschüsse.“

c) Es werden folgende neue Absätze
5 und 6 angefügt:

„(5) Die Sitzungen des Fern-
sehrates sind öffentlich. In begrün-
deten Ausnahmefällen kann der
Fernsehrat den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit beschließen. Personal-
angelegenheiten, die aus Gründen
des Persönlichkeitsschutzes ver-
traulich sind, und Angelegenhei-
ten, in welchen die Offenlegung
von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen  Dritter unvermeidlich
ist, sind stets unter Ausschluss der
Öffentlichkeit zu behandeln. Die
Sitzungen der nach Absatz 2 
Satz 2 gebildeten Ausschüsse fin-
den grundsätzlich nicht  öffentlich
statt.

(6) Die Zusammensetzung  des
Fernsehrates sowie seiner Aus-
schüsse nach Absatz 2 Satz 2 sind
zu veröffentlichen. Die Tagesord-
nungen der Sitzungen des Fern-
sehrates und seiner Ausschüsse
sind spätestens eine Woche vor
den Sitzungen, die Anwesenheits-
listen im Anschluss an die Sitzun-
gen zu veröffentlichen. Im An-
schluss an die Sitzungen des Fern-
sehrates sind Zusammenfassungen
der wesentlichen Ergebnisse der
Sitzungen des Fernsehrates sowie
seiner vorberatenden Ausschüsse
zu veröffentlichen. Die Veröffentli-
chung hat unter Wahrung von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen sowie personenbezogener Da-
ten der Beschäftigten des ZDF zu
erfolgen. Berechtigte Interessen
Dritter an einer Geheimhaltung
sind zu wahren. Eine Veröffentli-
chung in elektronischer Form im
Internetauftritt des ZDF ist ausrei-
chend. Das Nähere regelt die Sat-
zung.“

18. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Zahl „vierzehn“ wird
durch die Zahl „zwölf“ er-
setzt.

bb) Buchstabe a wird wie folgt
neu gefasst:

„a) vier Vertretern der Län-
der, die von den Minis-
terpräsidenten gemein-
sam berufen werden; 
die Ministerpräsidenten
werden sich bemühen,
die Berufungen einmütig
vorzunehmen;“.

cc) In Buchstabe b wird der Satz-
teil „diese dürfen weder einer
Regierung noch einer gesetz-
gebenden Körperschaft ange-
hören;“ gestrichen und der
Satzteil „wählbar sind auch
die Mitglieder des Fernsehra-
tes“ wird durch den Satzteil
„nicht wählbar sind die Mit-
glieder des Fernsehrates nach
§ 21 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a)
bis c)“ ersetzt.

dd) Buchstabe c wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(2) Bis zu drei Mitglieder des
Personalrates nehmen an den Sit-
zungen des Verwaltungsrates teil
und können zu Personalangele-
genheiten gehört werden.“

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Ver-
weisung auf „§ 21 Abs. 10 Satz 2
und 3“ durch die Verweisung auf
„§ 21 Abs. 6 Satz 2 bis 7“ ersetzt.

d) Absätze 4 und 5 werden wie folgt
neu gefasst:

„(4) § 21 Abs. 3 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(5) Von den nach Absatz 1 be-
rufenen und gewählten Mitglie-
dern sollen auf Frauen und Män-
ner jeweils fünfzig vom Hundert
entfallen.“

19. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„Ergibt sich eine Geschäfts-
ordnung, in der auch die Bil-
dung von Ausschüssen vorge-
sehen werden kann.“

bb) Es werden folgende neue Sät-
ze 3 und 4 angefügt:

„Der Anteil der Mitglieder
nach § 24 Abs. 1 Buchst. a)
darf in den Ausschüssen des
Verwaltungsrates ein Drittel
der Mitglieder nicht überstei-
gen. Entsprechendes gilt bei
der Wahl der Vorsitzenden
und Stellvertreter des Verwal-
tungsrates und seiner Aus-
schüsse.“

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Anga-
be „drei Fünfteln“ durch die An-
gabe „sieben Zwölfteln“ ersetzt.

c) Es werden folgende neue Absätze
5 und 6 angefügt:

(5) Die Sitzungen des Verwal-
tungsrates und seiner Ausschüsse
finden grundsätzlich nichtöffent-
lich statt.

(6) § 22 Abs. 6 gilt entspre-
chend. Im Falle einer Zustimmung
des Verwaltungsrates zum Ab-
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schluss von Anstellungsverträgen
mit außertariflichen Angestellten
nach § 28 Nr. 6 enthält die Veröf-
fentlichung der Zusammenfassung
der wesentlichen Ergebnisse der
Sitzungen des Verwaltungsrates
auch die Darstellung der jährlichen
Vergütungen sowie etwaiger ver-
traglich vereinbarter Zusatzleistun-
gen unter Namensnennung. Ent-
sprechendes gilt für Verträge mit
freien Mitarbeitern, die der Zustim-
mung des Verwaltungsrates bedür-
fen.“

20. In § 30a werden folgende neue Ab-
sätze 5 und 6 angefügt:

„(5) Das ZDF veröffentlicht die für
die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-
währten Bezüge des Intendanten und
der Direktoren unter Namensnen-
nung im Geschäftsbericht. Satz 1 gilt
insbesondere auch für:

1. Leistungen,  die den genannten
Personen für den Fall einer vorzei-
tigen Beendigung ihrer Tätigkeit
zugesagt worden sind,

2. Leistungen, die den genannten
Personen für den Fall der regulä-
ren Beendigung ihrer Tätigkeit zu-
gesagt worden sind, mit ihrem
Barwert sowie den vom ZDF wäh-
rend des Geschäftsjahres hierfür
aufgewandten oder zurückgestell-
ten Betrag,

3. während des Geschäftsjahres ver-
einbarte Änderungen dieser Zusa-
gen,

4. Leistungen, die einer der betroffe-
nen Personen, die ihre Tätigkeit
im Laufe des Geschäftsjahres be-
endet hat, in diesem Zusammen-
hang zugesagt und im Laufe des
Geschäftsjahres gewährt worden
sind,

5. Leistungen, die den genannten
Personen für Tätigkeiten bei Toch-
ter - und Beteiligungsgesellschaf-
ten des ZDF gewährt worden sind,
und

6. Leistungen, die den genannten
Personen für entgeltliche Neben-
tätigkeiten gewährt worden sind;
dies gilt nicht, wenn die Höhe der
jeweils vereinbarten Einkünfte
den Betrag von 1 000 Euro monat-
lich nicht übersteigt.

(6) Die  Tarifstrukturen und eine
strukturierte Darstellung der außer-
und übertariflichen Vereinbarungen
sind zu veröffentlichen.“

21. In § 33 Absatz 1 Satz 3 wird das Da-
tum „31. Dezember 2008“ durch das
Datum „31. Dezember 2017“ ersetzt.

22. Es wird folgender neuer § 34 ange-
fügt:

„§ 34

Übergangsbestimmungen

(1) Die Zusammensetzung sowie
die Rechte und Pflichten der Mitglie-

der des Fernsehrates, des Verwal-
tungsrates und ihrer Ausschüsse blei-
ben vom Inkrafttreten des 17. Rund-
funkänderungsstaatsvertrages bis
zum Ablauf der am 1. Januar 2016
laufenden Amtsperioden von Fern-
sehrat, Verwaltungsrat und ihren
Ausschüssen unberührt.

(2) Die am 1. Januar 2016 laufen-
den Amtsperioden des Fernsehrates
und des Verwaltungsrates gelten als
erste im Sinne von § 19a Abs. 2 
Satz 2.

(3) Der Vertreter nach § 21 Abs. 1
Satz 1 Buchst. c), 2. Halbsatz wird in
der ersten Amtsperiode nach Inkraft-
treten des 17. Rundfunkänderungs-
staatsvertrages vom Deutschen Städ-
tetag entsandt.“

Artikel 2

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 
31. August 1991, zuletzt geändert durch
den Fünfzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 15. bis 21. Dezember
2010, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:

„(3) Für Fernsehveranstalter
gelten dieser Staatsvertrag und
die landesrechtlichen Vorschriften,
wenn sie in der Bundesrepublik
Deutschland niedergelassen sind.
Ein Fernsehveranstalter gilt als in
der Bundesrepublik Deutschland
niedergelassen, wenn

1. die Hauptverwaltung in
Deutschland liegt und die re-
daktionellen Entscheidungen
über das Programm dort ge-
troffen werden,

2. die Hauptverwaltung in
Deutschland liegt und die
Entscheidungen über das Pro-
gramm in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen
Union getroffen werden, je-
doch

a) ein wesentlicher Teil des
mit der Bereitstellung
des Programms betrau-
ten Personals in
Deutschland tätig ist
oder

b) ein wesentlicher Teil des
mit der Bereitstellung
des Programms betrau-
ten Personals sowohl in
Deutschland als auch
dem anderen Mitglied-
staat der Europäischen
Union tätig ist oder

c) ein wesentlicher Teil des
mit der Bereitstellung
des Programms betrau-
ten Personals weder in
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Deutschland noch dem
anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union
tätig ist, aber der Fern-
sehveranstalter in
Deutschland zuerst seine
Tätigkeit begann und ei-
ne dauerhafte und tat-
sächliche Verbindung mit
der Wirtschaft Deutsch-
lands fortbesteht, oder

3. die Hauptverwaltung in
Deutschland liegt und die re-
daktionellen Entscheidungen
über das Programm in einem
Drittstaat getroffen werden
oder umgekehrt und voraus-
gesetzt, ein wesentlicher Teil
des mit der Bereitstellung des
Programms betrauten Perso-
nals ist in Deutschland tätig.“

b) Es werden folgende neue Absätze
4 und 5 eingefügt:

„(4) Für Fernsehveranstalter,
sofern sie nicht bereits aufgrund
der Niederlassung der Rechtsho-
heit Deutschlands oder eines an-
deren Mitgliedstaats der Europäi-
schen Union unterliegen, gelten
dieser Staatsvertrag und die lan-
desrechtliehen Vorschriften auch,
wenn sie

1. eine in der Bundesrepublik
Deutschland gelegene Satelli-
ten-Bodenstation für die Auf-
wärtsstrecke nutzen oder

2. zwar keine in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union
gelegene Satelliten-Bodensta-
tion für die Aufwärtsstrecke
nutzen, aber eine der Bundes-
republik Deutschland zuge-
wiesene Übertragungskapazi-
tät eines Satelliten nutzen.
Liegt keines dieser beiden
Kriterien vor, gelten dieser
Staatsvertrag und die landes-
rechtlichen Vorschriften auch
für Fernsehveranstalter, wenn
sie in Deutschland gemäß den
Artikeln 49 bis 55 des Ver-
trags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union, ABl.
Nr. C 115 vom 9.5.2008 S. 47,
niedergelassen sind.

(5) Dieser Staatsvertrag und die
landesrechtliehen Vorschriften
gelten nicht für Programme von
Fernsehveranstaltern, die

1. ausschließlich zum Empfang
in Drittländern bestimmt sind
und

2. nicht unmittelbar oder mittel-
bar von der Allgemeinheit mit
handelsüblichen Verbraucher-
endgeräten in einem Staat in-
nerhalb des Geltungsbereichs
der Richtlinie 2010/13/EU des
Europäischen Parlaments und
des Rates vom 10. März 2010
zur Koordinierung bestimmter
Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten
über die Bereitstellung audio-
visueller Mediendienste (ABl.
L 95 vom 15. April 2010, S. 1)
empfangen werden." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird zu
Absatz 6.

2. In § 58 Absatz 3 Satz 1 werden die
Verweisung „§ 1 Abs. 3“ und das
Wort „sowie“ gestrichen.

Artikel 3

Kündigung, lnkrafttreten,
Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1
und 2 geänderten Staatsverträge sind die
dort vorgesehenen Kündigungsvorschrif-
ten maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Ja-
nuar 2016 in Kraft. Sind bis zum 31. De-
zember 2015 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsit-
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt
den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den
Wortlaut des ZDF-Staatsvertrages und
des Rundfunkstaatsvertrages in der Fas-
sung, die sich aus Artikel 1 und 2 ergibt,
mit neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 18.06.2015 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 18.06.2015 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:

Berlin, den 18.06.2015 Michael Müller
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Protokollerklärungen:

1. Protokollerklärung des Freistaates
Bayern, des Landes Hessen, des Frei-
staates Sachsen, des Landes Sachsen-
Anhalt und des Saarlandes:

Die Länder sind der Auffassung, dass
Geschäftsführer der kommunalen
Spitzenverbände, die weisungsge-
bunden sind, nicht unter den Begriff
der Leitungsebene im Sinne des § 19a
Abs. 3 Satz 1 Ziffer 5 des ZDF-Staats-
vertrages zu subsumieren sind.

2. Protokollerklärung der Länder Ba-
den-Württemberg, Berlin, Branden-
burg, der Freien Hansestadt Bremen,

der Freien und Hansestadt Hamburg,
der Länder Niedersachsen, Rhein-
land-Pfalz, Schleswig-Holstein und
des Freistaates Thüringen:

Die Länder nehmen in Aussicht, ab-
weichend von § 21 Abs. 7 des ZDF -
Staatsvertrages die Zusammenset-
zung des Fernsehrates bereits recht-
zeitig vor Ablauf der nächsten Amts-
periode dahingehend zu überprüfen,
ob weiterer Optimierungsbedarf be-
züglich der Pluralität dieses Gremi-
ums besteht, dies mit Blick auf eine
Berücksichtigung der Beschlussfas-
sung von verschiedenen Landesparla-
menten.

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 18.06.2015 Dietmar Woidke

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 18.06.2015 Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 18.06.2015 Olaf Scholz

Für das Land Hessen:

Berlin, den 18.06.2015 Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 18.06.2015 Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 18.06.2015 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 18.06.2015 Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 18.06.2015 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Berlin, den 18.06.2015 Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 18.06.2015 Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 18.06.2015 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 18.06.2015 Torsten Albig

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 18.06.2015 Bodo Ramelow
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§ 1

Dem vom 9. September 2015 bis 
28. September 2015 unterzeichneten Acht-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag
wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffent-
licht.

§ 2

Der Achtzehnte Rundfunkänderungs-
staatsvertrag tritt nach seinem Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 am 1. Januar 2016 in Kraft.
Sollte der Staatsvertrag nach seinem 
Art. 2 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos wer-
den, ist dies im Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN Anhang Staatsverträge

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zu dem Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag�*)

Vom 30. November 2015

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. November 2015

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

Anlage
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Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung
des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. Au-
gust 1991, zuletzt geändert durch den
Siebzehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 18. Juni 2015, wird wie folgt
geändert:

§ 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 1
eingefügt:

„Werbung ist Teil des Pro-
gramms.“

bb) Die bisherigen Sätze 1 und 2
werden zu den Sätzen 2 und 3.

cc) Im neuen Satz 3 werden die
Wörter „Satz 1 gilt“ durch die
Wörter „Sätze 1 und 2 gelten“
ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 11 ein-
gefügt:

„(11) Die nichtbundesweite Ver-
breitung von Werbung oder anderen
Inhalten in einem zur bundesweiten
Verbreitung beauftragten oder zuge-
lassenen Programm ist nur zulässig,
wenn und soweit das Recht des Lan-
des, in dem die nichtbundesweite Ver-
breitung erfolgt, dies gestattet. Die
nichtbundesweit verbreitete Werbung
oder andere Inhalte privater Veranstal-
ter bedürfen einer gesonderten landes-
rechtlichen Zulassung; diese kann von
gesetzlich zu bestimmenden inhaltli-
chen Voraussetzungen abhängig ge-
macht werden.“

c) Der bisherige Absatz 11 wird der neue
Absatz 12 und die Verweisung „Absät-
ze 1 bis 10“ wird durch die Verwei-
sung „Absätze 1 bis 11“ ersetzt.

Artikel 2

Kündigung, Inkrafttreten,
Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1
geänderten Staatsvertrages sind die dort
vorgesehenen Kündigungsvorschriften
maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt zum 1. Ja-
nuar 2016 in Kraft. Sind bis zum 31. De-
zember 2015 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei des Vorsit-
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden
der Ministerpräsidentenkonferenz teilt
den Ländern die Hinterlegung der Ratifi-
kationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den
Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages in
der Fassung, die sich aus Artikel 1 ergibt,
mit neuem Datum bekannt zu machen.

Anlage

Achtzehnter Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Achtzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 09.09.2015 Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 09.09.2015 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:

Berlin, den 09.09.2015 Michael Müller 

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 10.09.2015 Dietmar Woidke
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Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 09.09.2015 Carsten Sieling

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 09.09.2015 Olaf Scholz

Für das Land Hessen:

Berlin, den 09.09.2015 V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 09.09.2015 Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:

Hannover, den 28.09.2015 Stephan Weil

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 09.09.2015 H. Kraft 

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 09.09.2015 Malu Dreyer

Für das Saarland:

Berlin, den 09.09.2015 Annegret Kramp-Karrenbauer 

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 09.09.2015 St. Tillich 

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 09.09.2015 Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 18.09.2015 Torsten Albig

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 09.09.2015 Bodo Ramelow 
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Artikel 11)2)

Hessisches Ingenieur- und
Ingenieurkammergesetz

(Hessisches Ingenieurgesetz – HIngG)

Inhaltsübersicht

ERSTER TEIL

Berufsangehörige Personen
und Berufsgesellschaften

Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Führen der Berufsbezeichnung In-
genieurin und Ingenieur

§ 2 Zuständigkeit
§ 2a Europäischer Berufsausweis

Zweiter Abschnitt

Besondere Berufsangehörige

Erster Titel

Beratende Ingenieurinnen
und Ingenieure

§ 3 Führen der Berufsbezeichnung 
Beratende Ingenieurin und 
Beratender Ingenieur

§ 4 Berufsaufgaben
§ 5 Eintragungsvoraussetzungen

Zweiter Titel

Stadtplanerinnen und Stadtplaner

§ 6 Führen der Berufsbezeichnung
Stadtplanerin und Stadtplaner

§ 7 Berufsaufgaben
§ 8 Eintragungsvoraussetzungen

Dritter Titel

Bauvorlageberechtigte Ingenieurinnen
und Ingenieure

§ 9 Berufsverzeichnis (Liste)
§ 10 Eintragungsvoraussetzungen
§ 11 Auswärtige Bauvorlageberechtigte

Vierter Titel

Andere Berufsbezeichnungen

§ 12 Fachbezeichnungen

Fünfter Titel

Berufsgesellschaften

§ 13 Führen der Berufsbezeichnung
§ 14 Voraussetzungen
§ 15 Berufshaftpflichtversicherung
§ 16 Berufsgesellschafts- und 

Partnerschaftsverzeichnis

Sechster Titel

Auswärtige, Ausgleichsmaßnahmen

§ 17 Vorübergehende Dienstleistungen
Auswärtiger

§ 18 Ausgleichsmaßnahmen

Siebter Titel

Gemeinsame Verfahrensvorschriften

§ 19 Weitere Nachweise, Ausnahmen
§ 20 Versagungsgründe
§ 21 Löschungen
§ 22 Einheitliche Stelle, Verfahren, 

Fristen, Versicherungsnachweise,
Vorwarnmechanismus

Achter Titel

Ordnungsrecht

§ 23 Obliegenheiten
§ 24 Berufspflichten
§ 25 Berufsordnungsverfahren

ZWEITER TEIL

Ingenieurkammer Hessen

Erster Abschnitt

Aufgaben, Organisation

§ 26 Körperschaft des öffentlichen
Rechts, Mitgliedschaften

§ 27 Aufgaben
§ 28 Versorgungswerk
§ 29 Organe
§ 30 Mitgliederversammlung
§ 31 Vertreterversammlung
§ 32 Vorstand
§ 33 Hauptsatzung
§ 34 Finanzwesen
§ 35 Staatsaufsicht

Zweiter Abschnitt

Verfahren, Datenschutz, 
Rechtsverordnungen

§ 36 Genehmigungs- und 
Anzeigepflichten, 
Bekanntmachungen

§ 37 Ordnungsgeld
§ 38 Datenschutz, Auskünfte
§ 39 Rechtsverordnungen

1) FFN 50-51
2) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie

2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22, Nr. L 271 S. 18, 
Nr. L 93 S. 28, Nr. L 33 S. 49), zuletzt geändert durch Richtli-
nie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. November 2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132), und der
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im
Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376 S. 36).

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Neuregelung des Hessischen Ingenieur- und Ingenieurkammerrechtes

und des Hessischen Architektenrechtes

Vom 30. November 2015
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DRITTER TEIL

Bußgeldvorschriften, Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 40 Bußgeldvorschriften
§ 41 Übergangsvorschriften
§ 42 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

ERSTER TEIL

Berufsangehörige Personen und 
Berufsgesellschaften

Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Führen der Berufsbezeichnung 
Ingenieurin und Ingenieur

(1) Die Berufsbezeichnung „Ingenieu-
rin“ oder „Ingenieur“ allein oder in einer
Wortverbindung oder in der Bezeichnung,
Geschäftsbezeichnung oder Firma einer
Berufsgesellschaft darf führen und führen
lassen, wer

1. ein Studium in einer ingenieurwis-
senschaftlichen Fachrichtung an ei-
ner staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule oder einer staat-
lich anerkannten Berufsakademie,
das zu einem ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss führt, sofern dies
mindestens sechs theoretische Studi-
ensemester und mindestens 180 Leis-
tungspunkte (Credit Points) nach dem
European Credit Transfer and Accu-
mulation System (ECTS) oder bei ei-
ner dualen Studienorganisation drei
Studienjahre und 180 Leistungspunk-
te umfasst,

2. eine Ausbildung an einer öffentlichen
oder staatlich anerkannten Ingenieur-
schule oder

3. eine Ausbildung in einem Betriebs-
führungslehrgang an einer staatlich
anerkannten Bergschule

mit einem nach dem Recht der Europäi-
schen Union oder eines Bundeslandes an-
zuerkennenden Diplom, Prüfungszeugnis
oder sonstigen Ausbildungs- oder Befähi-
gungsnachweis abgeschlossen hat, wenn
aus der Studien- oder Ausbildungsord-
nung oder dem Abschlusszeugnis folgt,
dass es sich um einen ingenieurfachlichen
Studien- oder Ausbildungsgang handelt.
Die Studien- und Ausbildungsgänge nach
Satz 1 müssen mindestens zur Hälfte in-
genieurspezifische Fächer umfassen. Un-
berührt bleibt die Führung von Wortver-
bindungen aufgrund besonderer Studien-
und Ausbildungsgänge mit ingenieur-
fachlichen und anderen fachlichen Antei-
len, die zu einem besonderen ingenieur-
verwandten Abschluss führen und einem
eigenständigen Berufsbild entsprechen.
Die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“

oder „Ingenieur“ darf auch führen, wem
durch die zuständige Behörde das Recht
verliehen worden ist, die Bezeichnung al-
lein oder mit einem Zusatz zu führen.

(2) Die in Abs. 1 genannte Berufsbe-
zeichnung darf auch führen und führen
lassen, wem das von einer zuständigen
Behörde eines Bundeslandes genehmigt
wurde. Die nach dem Recht der Europäi-
schen Union gewährte Befugnis, die Be-
rufsbezeichnung nach dem Recht des
Herkunftsmitgliedstaates in einer seiner
Amtssprachen zu führen und führen zu
lassen, und das Recht zur Führung akade-
mischer Grade bleiben unberührt.

(3) Wer nach § 22 des Hessischen
Hochschulgesetzes vom 14. Dezember
2009 (GVBl. I S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 28. September 2014
(GVBl. S. 218), berechtigt ist, den an einer
ausländischen Hochschule erworbenen
Grad einer Ingenieurin oder eines Inge-
nieurs zu führen, ist berechtigt, die Be-
rufsbezeichnung allein oder in einer
Wortverbindung nach Abs. 1 zu führen
und führen zu lassen. Die Voraussetzun-
gen für das Führen der Berufsbezeich-
nung erfüllt auch, wer denselben Beruf
vollzeitlich ein Jahr lang oder in einer
entsprechenden Zeitdauer in Teilzeit in
den vorhergegangenen zehn Jahren in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem diesem gleichge-
stellten Staat, der diesen Beruf nicht re-
glementiert, ausgeübt hat, sofern ein oder
mehrere Ausbildungsnachweise vorlie-
gen, die den Anforderungen nach Art. 13
Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom
7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L
255 S. 22, Nr. L 271 S. 18, Nr. L 93 S. 28,
Nr. L 33 S. 49), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. No-
vember 2013 (ABl. EU Nr. L 354 S. 132),
entsprechen. Die einjährige Berufsaus-
übung darf nicht gefordert werden, wenn
die Reglementierungen des Herkunfts-
staates etwas anderes bestimmen. Für die
Berechtigung nach Satz 1 müssen die üb-
rigen Anforderungen an die Ausbildungs-
nachweise nach Art. 13 der Richtlinie
2005/36/EG erfüllt sein. Die Ausbildungs-
gänge oder -nachweise im Sinne der 
Art. 3 Abs. 3 und Art. 12 der Richtlinie
2005/36/EG sind gleichgestellt, wenn sie
von einer Behörde in einem EU-Mitglied-
staat bescheinigt und als gleichwertig an-
erkannt wurden.

§ 2

Zuständigkeit

Die Ingenieurkammer Hessen stellt auf
Antrag einer Person oder Berufsgesell-
schaft fest, ob die zur Führung der Berufs-
bezeichnung in § 1 Abs. 1 genannten Vor-
aussetzungen vorliegen, wenn die Person
oder Berufsgesellschaft

1. im Geschäftsbereich der Ingenieur-
kammer Hessen beruflich niederge-
lassen ist oder die Hauptwohnung hat
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oder einen gewöhnlichen Aufenthalt
hat oder

2. der letzte Ort der Berufstätigkeit,
Niederlassung, der Hauptwohnung
oder der letzte gewöhnliche Aufent-
haltsort in Deutschland im Geschäfts-
bereich der Ingenieurkammer Hessen
lag oder

3. beabsichtigt, im Geschäftsbereich der
Ingenieurkammer Hessen eine Be-
rufstätigkeit aufzunehmen, eine Nie-
derlassung zu begründen oder die
Hauptwohnung oder einen gewöhnli-
chen Aufenthalt zu begründen.

Sie hat eine Führung der Berufsbezeich-
nung nach § 1 Abs. 1 zu untersagen,
wenn die Voraussetzungen des § 1 nicht
vorliegen.

§ 2a

Europäischer Berufsausweis

(1) Der Europäische Berufsausweis ist
eine elektronische Bescheinigung entwe-
der zum Nachweis, dass Berufsangehöri-
ge sämtliche notwendigen Voraussetzun-
gen für die vorübergehende und gele-
gentliche Erbringung von Dienstleistun-
gen in einem Aufnahmemitgliedstaat er-
füllen, oder zum Nachweis der Anerken-
nung von Berufsqualifikationen für die
Niederlassung in einem Aufnahmemit-
gliedstaat.

(2) Die Ingenieurkammer Hessen ist
zuständige Behörde im Sinne der Art. 4a
bis 4e der Richtlinie 2005/36/EG. Das
Verfahren zur Ausstellung des Europäi-
schen Berufsausweises richtet sich nach
Art. 4a bis 4e der Richtlinie 2005/36/EG
und den hierzu erlassenen Durchfüh-
rungsrechtsakten. Näheres zum Verfah-
ren zur Ausstellung des Europäischen Be-
rufsausweises einschließlich der Erstel-
lung von und des Umgangs mit IMI-Da-
teien im Sinne des Art. 4a Abs. 5 der
Richtlinie 2005/36/EG kann durch Rechts-
verordnung geregelt werden.

(3) Der Europäische Berufsausweis
kann die Meldung bei Ortswechsel nach
Art. 7 der Richtlinie 2005/36/EG darstel-
len. Für die Zwecke der Niederlassung
begründet die Ausstellung eines Europäi-
schen Berufsausweises weder ein auto-
matisches Recht zur Ausübung der in 
§§ 1, 3, 6, 9 und 12 genannten Berufe
noch zur Führung der entsprechenden
Berufsbezeichnungen.

Zweiter Abschnitt

Besondere Berufsangehörige

Erster Titel

Beratende Ingenieurinnen 
und Ingenieure

§ 3

Führen der Berufsbezeichnung Beratende
Ingenieurin und Beratender Ingenieur
(1) Die Berufsbezeichnung „Beratende

Ingenieurin“ oder „Beratender Inge-

nieur“ darf führen oder durch andere
oder eine Berufsgesellschaft führen las-
sen, wer in das Berufsverzeichnis der Be-
ratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
der Ingenieurkammer Hessen eingetra-
gen ist.

(2) Wortverbindungen mit der Berufs-
bezeichnung nach Abs. 1 dürfen Perso-
nen oder Berufsgesellschaften verwenden
oder verwenden lassen, die berechtigt
sind, die Berufsbezeichnung zu führen.

(3) Bezeichnungen, die auf Zusam-
menschlüsse oder Berufsgesellschaften
Beratender Ingenieurinnen und Ingenieu-
re hinweisen, dürfen in Verbindung mit
dieser Berufsbezeichnung nach Abs. 1
und 2 nur geführt werden, wenn die Mit-
glieder des Vorstandes, der Geschäftsfüh-
rung und die persönlich haftenden Ge-
sellschafterinnen und Gesellschafter dazu
berechtigt sind.

(4) Auch Personen oder Berufsgesell-
schaften, die keine berufliche Niederlas-
sung im Geschäftsbereich der Ingenieur-
kammer Hessen haben, dürfen die Be-
rufsbezeichnung nach Abs. 1 bis 3 führen,
wenn sie

1. aufgrund einer gesetzlichen Rege-
lung eines anderen Bundeslandes
oder Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines nach dem
Recht der Europäischen Union gleich-
gestellten anderen Staates, in dem sie
ihre Niederlassung, Anstellung oder
Hauptwohnung haben, berechtigt
sind, die Berufsbezeichnung oder ei-
ne vergleichbare Berufsbezeichnung
zu führen oder führen zu lassen, oder

2. die Voraussetzungen zur Eintragung
in das Verzeichnis nach § 5 Satz 1 
Nr. 2 bis 7 erfüllen.

(5) Die aufgrund des Rechts der Euro-
päischen Union gewährte Befugnis, eine
in Abs. 1 bis 3 genannte vergleichbare
Berufsbezeichnung nach dem Recht des
Herkunftsmitgliedstaates in einer seiner
Amtssprachen zu führen und führen zu
lassen, bleibt unberührt.

§ 4

Berufsaufgaben

(1) Wesentliche Berufsaufgaben Bera-
tender Ingenieurinnen und Ingenieure
sind die freiberufliche, eigenverantwortli-
che und unabhängige technische und
wirtschaftliche Beratung, Planung, Über-
wachung, Koordinierung, Begutachtung
und Prüfung auf den Gebieten des Inge-
nieurwesens und anderen technischen,
technisch-wirtschaftlichen oder naturwis-
senschaftlichen Gebieten sowie die Be-
treuung und Vertretung der Auftragge-
berschaft in diesen Gebieten. Zu den Be-
rufsaufgaben zählen auch der Betrieb
technischer Anlagen, Logistik- und Pro-
zessmanagementleistungen, energiewirt-
schaftliche, nachhaltige, umwelt-, wirt-
schaftlichkeits- sowie lebenszyklusbezo-
gene Leistungen in Bezug auf technische
Anlagen und Prozesse.
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(2) Eigenverantwortlich nach Abs. 1
Satz 1 ist tätig, wer die berufliche Tätig-
keit unmittelbar selbstständig allein oder
in dieser Weise mit vergleichbaren ande-
ren Berufsangehörigen, mit angestellten
Berufsangehörigen oder in einer Berufs-
gesellschaft ausübt. Ein Beschäftigungs-
oder öffentlich-rechtliches Dienstverhält-
nis schließt eine Tätigkeit als Beratende
Ingenieurin oder Beratender Ingenieur
aus, es sei denn, es handelt sich dabei um

1. eine hauptberufliche- oder Teilzeit-
professur oder eine entsprechende
Juniorprofessur in einer ingenieur-
wissenschaftlichen Fachrichtung an
einer Hochschule oder

2. die Vorstandstätigkeit oder Ge-
schäftsführung in einer Berufsgesell-
schaft, in der die Beratende Ingenieu-
rin oder der Beratende Ingenieur
selbst Gesellschafterin oder Gesell-
schafter ist und bei der die Gesell-
schaftsanteile mindestens zur Hälfte
von Beratenden Ingenieurinnen oder
Beratenden Ingenieuren und im Übri-
gen von unabhängig Tätigen nach
Abs. 3 gehalten werden.

(3) Unabhängig tätig ist, wer bei Aus-
übung der Berufstätigkeit weder eigene
Produktions-, Handels- oder Lieferinte-
ressen hat noch derartige Interessen Drit-
ter vertritt, die in unmittelbarem oder mit-
telbarem Zusammenhang mit der Berufs-
tätigkeit stehen. Im Zusammenhang mit
der Ausübung der Tätigkeit dürfen Bera-
tende Ingenieurinnen und Ingenieure
keine Provisionen, Rabatte oder sonstigen
Vergünstigungen für sich, Angehörige
oder Mitarbeiter von Dritten, die nicht
Auftraggeber sind, annehmen. Neben der
beruflichen Tätigkeit ist eine gewerbliche
Tätigkeit ausgeschlossen, die im Zusam-
menhang mit den Berufsaufgaben steht.

§ 5

Eintragungsvoraussetzungen

(1) In das Berufsverzeichnis der Bera-
tenden Ingenieurinnen und Ingenieure ist
vorbehaltlich des § 20 auf Antrag einzu-
tragen, wer

1. eine berufliche oder eine gesell-
schaftsrechtliche Niederlassung im
Geschäftsbereich der Ingenieurkam-
mer Hessen hat,

2. berechtigt ist, nach § 1 die Berufsbe-
zeichnung „Ingenieurin“ oder „Inge-
nieur“ allein oder in einer Wortver-
bindung zu führen,

3. nach einem ersten berufsqualifizie-
renden Ingenieurstudienabschluss
oder einem postgradualen abge-
schlossenen Ingenieurstudiengang ei-
ne hauptberufliche praktische Inge-
nieurtätigkeit (Berufspraxis) von ins-
gesamt mindestens

a) drei Jahren bei einer Regelstu-
dienzeit von zehn Semestern oder
fünf Jahren,

b) vier Jahren bei einer Regelstu-
dienzeit von acht Semestern oder
vier Jahren,

c) fünf Jahren bei einer Regelstu-
dienzeit von sechs Semestern oder
drei Jahren

ein Jahr in Vollzeit oder entsprechend
länger in Teilzeit ausgeübt hat,

4. im Hauptberuf freiberuflich eigenver-
antwortlich und unabhängig nach § 4
tätig ist,

5. erklärt, dass ihm keine Gründe für ei-
ne Versagung der Eintragung nach 
§ 20 bekannt sind,

6. eine ausreichende Versicherung ge-
gen Haftpflichtansprüche, die aus der
Berufsausübung herrühren können,
nachweist,

7. weitere nach § 19 im Einzelnen gefor-
derte Nachweise und Erklärungen
beibringt.

(2) Eine berufspraktische Ingenieurtä-
tigkeit nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 (Berufs-
praxis), die nach Abschluss eines ersten
berufsqualifizierenden Ingenieurstudien-
gangs und vor oder während eines post-
gradualen weiteren Ingenieurstudien-
gangs erbracht wurde, kann bis zu einem
Jahr angerechnet werden. Die Ingenieur-
kammer Hessen kann durch Satzung not-
wendige Inhalte der Berufspraxis nach
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Mindestdeckungs-
summen für die Versicherung nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 6 festsetzen.

(3) Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 gilt nicht, wenn
eine solche nach dem Recht der Europäi-
schen Union nicht gefordert werden darf.
Eine Berufspraxis, die in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum absolviert wurde, ist anzurechnen.
Gleiches gilt für eine Berufspraxis, die in
Drittstaaten absolviert wurde, soweit sie
nach dem Recht der Europäischen Union
gleichwertig ist.

Zweiter Titel

Stadtplanerinnen und Stadtplaner

§ 6

Führen der Berufsbezeichnung
Stadtplanerin und Stadtplaner

(1) Die Berufsbezeichnung „Stadtpla-
nerin” oder „Stadtplaner” darf führen
und führen lassen, wer in das von der In-
genieurkammer Hessen geführte Berufs-
verzeichnis der Stadtplanerinnen und
Stadtplaner eingetragen oder nach dem
Recht eines anderen Bundeslandes oder
der Europäischen Union dazu berechtigt
ist. Die Vorschriften zum Schutz der Be-
rufsbezeichnung nach dem Hessischen
Architekten- und Stadtplanergesetz vom
30. November 2015 (GVBl. S. 478) bleiben
unberührt.

(2) Wortverbindungen mit der Berufs-
bezeichnung nach Abs. 1 oder ähnliche
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Bezeichnungen oder Abkürzungen dür-
fen Personen und Berufsgesellschaften
nur führen und führen lassen, die berech-
tigt sind, die Berufsbezeichnung zu füh-
ren. Die in das Berufsverzeichnis der In-
genieurkammer Hessen Eingetragenen
haben einen von der Ingenieurkammer
Hessen festgesetzten Zusatz zu der Be-
rufsbezeichnung zu führen.

(3) Das Recht zur gleichzeitigen Füh-
rung der Berufsbezeichnung Beratende
Ingenieurin und Beratender Ingenieur
nach § 3 bleibt unberührt. Die Führung
eines Zusatzes wie „frei“ oder „freischaf-
fend“ ist bei ausschließlicher Eintragung
in die Liste der Ingenieurkammer Hessen
ausgeschlossen.

(4) Die Berufsbezeichnung mit dem
Zusatz „baugewerblich“ oder „gewerb-
lich“ hat zu führen und führen zu lassen,
wer so seinen Beruf ausübt. Dieser Zusatz
ist in das Berufsverzeichnis nach Abs. 1
einzutragen.

(5) Die nach dem Recht der Europäi-
schen Union gewährte Befugnis, eine in
Abs. 1 bis 4 genannte vergleichbare Be-
rufsbezeichnung nach dem Recht des
Herkunftsmitgliedstaates in einer seiner
Amtssprachen zu führen und führen zu
lassen, bleibt unberührt.

§ 7

Berufsaufgaben

Wesentliche Berufsaufgaben der Stadt-
planerinnen und Stadtplaner sind die ge-
staltende, nachhaltige, technische und
wirtschaftliche Orts-, Stadt- und Raum-
planung mit Schwerpunkten in der
städtebaulichen Planung und Bauleitpla-
nung oder dem Stadtbauwesen sowie die
Mitwirkung bei der Raumordnung. Hier-
zu gehören die Beratung, Betreuung und
Vertretung der Auftraggeber in den mit
der Planung, Prüfung und Ausführung
zusammenhängenden Fragen sowie die
Überwachung der Ausführung der Vorha-
ben.

§ 8

Eintragungsvoraussetzungen

(1) In das Berufsverzeichnis der Stadt-
planerinnen und Stadtplaner ist vorbe-
haltlich des § 20 auf Antrag einzutragen,
wer

1. eine Ausbildung an einer öffentlichen
oder staatlich anerkannten Hoch-
schule mit einem nach dem Recht der
Europäischen Union oder eines Bun-
deslandes Bachelor-, Master- oder Di-
plomstudienabschluss, Prüfungszeug-
nis oder sonstigen Befähigungsnach-
weis in der Fachrichtung Bauinge-
nieurwesen, Geografie, Vermes-
sungswesen oder Landespflege mit
Schwerpunkt-, Aufbau- oder Ergän-
zungsstudium der Stadtplanung oder
im Fachgebiet Stadtbauwesen, der
Landschaftsplanung mit einer Regel-
studienzeit von mindestens acht Se-
mestern oder vier Studienjahren oder
in einem anderen nach dem Recht

der Europäischem Union vergleichba-
ren Studiengang abgeschlossen hat,

2. eine nachfolgende hauptberufliche
Tätigkeit in Vollzeitbeschäftigung
von zwei Jahren oder in Teilzeitbe-
schäftigung, die einer Vollzeitbe-
schäftigung von zwei Jahren ent-
spricht, oder von fünf Jahren in Voll-
zeitbeschäftigung oder einer entspre-
chenden Teilzeitbeschäftigung bei
fehlendem Studienschwerpunkt oder
Aufbau- oder Ergänzungsstudium er-
bracht hat,

3. berechtigt ist, eine Berufsbezeich-
nung nach § 1 Abs. 1 zu führen,

4. eine berufliche Niederlassung oder
hauptberufliche Anstellung oder die
Hauptwohnung im Geschäftsbereich
der Ingenieurkammer Hessen hat,

5. erklärt, dass ihm keine Gründe für ei-
ne Versagung der Eintragung nach 
§ 20 bekannt sind,

6. eine nach Maßgabe ausreichende
Versicherung gegen Haftpflichtan-
sprüche, die aus der Berufsausübung
herrühren können, hat und

7. weitere nach § 19 im Einzelnen gefor-
derte Nachweise und Erklärungen
beigebracht hat.

Der Abschluss nach Satz 1 Nr. 1 kann
nach einem ersten berufsqualifizierenden
Studienabschluss von mindestens drei
Jahren mit einem darauf aufbauenden
postgradualen (konsekutiven) Studien-
gang erfolgen. Die Ingenieurkammer
Hessen kann durch Satzung notwendige
Inhalte der hauptberuflichen Tätigkeit
nach Satz 1 Nr. 2 und Mindestdeckungs-
summen für die Versicherung nach Satz 1
Nr. 6 festsetzen.

(2) Eine entsprechende berufsprakti-
sche Tätigkeit nach Abschluss eines ers-
ten berufsqualifizierenden Studiums und
vor Beginn oder während eines darauf
aufbauenden postgradualen Studiums ist
bis zu einem Jahr anzurechnen. Des
Nachweises der Berufspraxis bedarf es
nicht, wenn ein solches nach dem Recht
der Europäischen Union nicht gefordert
werden darf. Eine Berufspraxis, die in ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on oder in einem Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum absolviert wurde, ist anzuer-
kennen. Gleiches gilt für Berufspraxis, die
in Drittstaaten absolviert wurde, soweit
sie nach dem Recht der Europäischen
Union gleichwertig ist.

(3) Die Eintragungsvoraussetzungen
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 sind auch
erfüllt durch die Staatsprüfung zum höhe-
ren bautechnischen Verwaltungsdienst in
der Bundesrepublik Deutschland in der
Fachrichtung Städtebau, der Fachrich-
tung Bauingenieurwesen mit Vertiefung
Städtebau oder Stadtbauwesen oder in
der Fachrichtung Vermessungs- und Lie-
genschaftswesen mit Vertiefung Städte-
bau.
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Dritter Titel

Bauvorlageberechtigte 
Ingenieurinnen und Ingenieure

§ 9

Berufsverzeichnis (Liste)

(1) Die Ingenieurkammer Hessen führt
das Berufsverzeichnis (Liste) der bauvor-
lageberechtigten Ingenieurinnen und In-
genieure und stellt über die Eintragung
darin einen Nachweis aus. Die Zuständig-
keit anderer Behörden bleibt unberührt.

(2) Der Nachweis über die Bauvorlage-
berechtigung kann auf mindestens ein
Jahr befristet oder auf ein Bauvorhaben
(Objekt) beschränkt werden. Anschluss-
nachweise sind ohne Antrag auszustellen.
Nach der Löschung aus dem Berufsver-
zeichnis ist ein gültiger Nachweis der In-
genieurkammer Hessen zurückzugeben.

§ 10

Eintragungsvoraussetzungen

(1) In das Berufsverzeichnis bauvorla-
geberechtigter Ingenieurinnen und Inge-
nieure ist vorbehaltlich des § 20 auf An-
trag einzutragen, wer

1. berechtigt ist, die Berufsbezeichnung
„Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Nr. 2 und 
Abs. 2 bis 3 zu führen,

2. als Bauingenieurin oder Bauingenieur
nach Sachkunde und Erfahrung für
die Vorbereitung eines Bauvorhabens
nach § 49 Abs. 3 Satz 1 der Hessi-
schen Bauordnung in der Fassung
vom 15. Januar 2011 (GVBl. I S. 46,
180), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 622),

a) die Eignung durch eine unter
fachkundiger Aufsicht einer bau-
vorlageberechtigten Person oder
Gesellschaft erbrachte Berufspra-
xis auf dem Gebiet der Objektpla-
nung von Gebäuden und ihrer
Ausführung in Vollzeitbeschäfti-
gung von zwei Jahren oder ent-
sprechender Teilzeitbeschäftigung
mit einer Baustellenpraxis von
mindestens sechs Monaten sowie
durch die Teilnahme an Fortbil-
dungsmaßnahmen nachweist oder

b) aus einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder ei-
nem nach dem Recht der Europäi-
schen Union gleichgestellten an-
deren Staat kommend einen nach
dem Recht der Europäischen Uni-
on entsprechenden Nachweis er-
bringt,

3. eine berufliche Niederlassung oder
Anstellung im Geschäftsbereich der
Ingenieurkammer Hessen oder hier
die Hauptwohnung hat,

4. erklärt, dass ihm keine Gründe für ei-
ne Versagung der Eintragung nach 
§ 20 bekannt sind,

5. eine nach Maßgabe ausreichende
Versicherung gegen Haftpflichtan-
sprüche, die aus der Berufsausübung
herrühren können, hat und

6. weitere nach § 19 im Einzelnen gefor-
derte Nachweise und Erklärungen
beigebracht hat.

Die Ingenieurkammer Hessen kann durch
Satzung Inhalte der Berufspraxis nach
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und Mindestde-
ckungssummen für eine Versicherung
nach Satz 1 Nr. 5 festsetzen. Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a gilt nicht, wenn ein solcher
Nachweis nach Europäischem Unions-
recht nicht gefordert werden darf. Berufs-
praxis, die in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union oder in einem Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum absolviert wurde,
ist anzuerkennen. Gleiches gilt für die Be-
rufspraxis, die in Drittstaaten erlangt wur-
de, soweit sie nach dem Recht der Euro-
päischen Union gleichwertig ist.

(2) Die Voraussetzungen nach Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a sind auch erfüllt
durch die Staatsprüfung zum höheren
bautechnischen Verwaltungsdienst in der
Bundesrepublik Deutschland in einer die
Befähigung der Bauvorlageberechtigung
einschließenden Fachrichtung. Den An-
forderungen an das Berufspraktikum
steht eine vergleichbare fachliche Be-
schäftigung im öffentlichen Dienst gleich.

§ 11

Auswärtige Bauvorlageberechtigte

(1) Bauingenieurinnen und Bauinge-
nieuren, die die Voraussetzung nach § 10
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 nicht erfüllen (auswär-
tige Bauvorlageberechtigte), stellt die In-
genieurkammer Hessen auf Antrag eine
Bescheinigung über deren Bauvorlagebe-
rechtigung für ein bestimmtes Bauvorha-
ben im Lande Hessen aus. Diese ist aus-
zustellen, wenn

1. ein vergleichbarer Nachweis nach
dem Recht eines anderen Bundeslan-
des oder Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines nach dem
Recht der Europäischen Union gleich-
gestellten anderen Staates vorgelegt
oder die Eignung auf andere Weise
nachgewiesen wird und

2. eine nach Maßgabe üblicher Versi-
cherungsbedingungen ausreichende
Versicherung gegen Haftpflichtan-
sprüche, die aus der Berufsausübung
herrühren können, nachgewiesen
wird.

(2) Die Zuständigkeit anderer Behör-
den für die Ausstellung eines entspre-
chenden Nachweises, insbesondere nach
§ 49 Abs. 6 der Hessischen Bauordnung,
bleibt unberührt. Auswärtige Bauvorlage-
berechtigte werden nicht Pflichtmitglied
der Ingenieurkammer Hessen.

(3) Auswärtige Bauvorlageberechtigte
haben unabhängig vom Besitz eines
Nachweises nach Abs. 1 oder Abs. 2 die
Obliegenheiten nach § 23 Abs. 1 und Be-
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rufspflichten nach § 24 Abs. 1 bis 3 zu be-
achten. § 17 Abs. 6 gilt im Übrigen ent-
sprechend.

Vierter Titel

Andere Berufsbezeichnungen

§ 12

Fachbezeichnungen

(1) Die Ingenieurkammer Hessen kann
nach Maßgabe einer Satzung

1. besondere berufliche Fachbezeich-
nungen (Fachingenieurin und Fach-
ingenieur mit Zusatzbezeichnung)
und

2. eine allgemeine zusätzliche interna-
tional übliche Berufsbezeichnung in
deutscher oder anderer Sprache

für die Berufsbereiche Bau- und Pla-
nungswesen, Geodäsie und Umweltinge-
nieurwesen einführen. Die Bezeichnung
muss auf die Ingenieurkammer Hessen
hinweisen und darf nicht so gefasst sein,
dass sie mit einem akademischen Grad
verwechselt werden kann. Die Satzung
bedarf der Genehmigung der Aufsichts-
behörde.

(2) Eine Bezeichnung nach Abs. 1 
Satz 1 darf nur führen oder führen lassen,
wer von der Ingenieurkammer Hessen als
entsprechende Fachingenieurin oder ent-
sprechender Fachingenieur anerkannt
oder wem die zusätzliche Berufsbezeich-
nung durch die Ingenieurkammer Hessen
zuerkannt wurde. Die Bezeichnung muss
mit dem Zusatz nach Abs. 1 Satz 2 ge-
führt werden.

(3) Auf Antrag ist ein Mitglied der In-
genieurkammer Hessen als entsprechen-
de Fachingenieurin oder als entsprechen-
der Fachingenieur anzuerkennen, wer
nach Abschluss eines ersten berufsqualifi-
zierenden Studiums und eines darauf auf-
bauenden postgradualen Studienganges
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 und
Abs. 2 bis 4 mit einer Regelstudienzeit

1. von fünf Jahren mindestens vier Jah-
re,

2. von vier Jahren mindestens fünf Jah-
re,

3. von drei Jahren mindestens sechs
Jahre

Berufspraxis erworben hat und sich durch
Aus-, Fortbildungs- oder Weiterbildungs-
maßnahmen nach Maßgabe der Satzung
fachlich besonders qualifiziert hat.

(4) Die Anerkennung kann widerrufen
werden, wenn keine nach Maßgabe der
Satzung durchgeführte Fortbildung nach-
gewiesen wird oder gegen Obliegenhei-
ten nach § 23 oder gegen Berufspflichten
nach § 24 schuldhaft wiederholt oder in
grober Weise verstoßen wurde.

(5) Die Ingenieurkammer Hessen hat
Personen, die eine Bezeichnung nach
Abs. 2 führen dürfen oder führen lassen
dürfen, in einem besonderen Berufsver-
zeichnis zu erfassen.

Fünfter Titel

Berufsgesellschaften

§ 13

Führen der Berufsbezeichnung

(1) Eine Berufs- oder Fachbezeichnung
nach § 3 Abs. 1 und 2, § 6 Abs. 1, 2 und 4
und nach § 12 Abs. 1 Satz 1 darf in einer
Firma, die in das Handelsregister im Ge-
schäftsbereich der Hessischen Ingenieur-
kammer einzutragen ist, und in der Ge-
schäftsbezeichnung einer Berufsgesell-
schaft, Partnerschaftsgesellschaft oder
Partnerschaftsgesellschaft mit beschränk-
ter Berufshaftung nur geführt werden,
wenn die Ingenieurkammer Hessen die
Unbedenklichkeit erklärt hat. Die Füh-
rung der Berufsbezeichnung

1. in einer Gemeinschaft und Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts,

2. in einer Partnerschaft oder Partner-
schaftsgesellschaft mit beschränkter
Berufshaftung gemäß § 8 Abs. 3 und
4 des Partnerschaftsgesellschaftsge-
setzes,

3. nach dem Recht eines anderen Bun-
deslandes,

4. nach dem Recht der Europäischen
Union eines anderen Staates

sowie die Zuständigkeit anderer berufs-
ständischer Kammern bleiben unberührt.

(2) Eine Berufsgesellschaft im Sinne
des Gesetzes ist eine Gesellschaft, die ei-
ne nach diesem Gesetz geschützte Be-
rufsbezeichnung in der Firma führt. Be-
rufsgesellschaft kann jede für die Berufs-
ausübung nach dem Recht der Europäi-
schen Union in der Bundesrepublik
Deutschland zulässige Gesellschaftsform
oder Partnerschaft sein.

(3) Das Recht zur Führung der Berufs-
bezeichnung erlischt, wenn

1. die Berufsgesellschaft im Partner-
schafts- oder Handelsregister ge-
löscht wurde,

2. die Berufsbezeichnung in der Firma
oder Bezeichnung nicht mehr geführt
wird,

3. rechtskräftig auf Verlust der Berechti-
gung erkannt wurde,

4. die Voraussetzungen zur Führung der
Berufsbezeichnung nicht mehr beste-
hen.

Die Weiterführung der Berufsbezeich-
nung kann in den Fällen des Satz 1 Nr. 3
vorläufig untersagt werden, wenn das aus
Gründen, die in dem Verhalten oder Zu-
stand der Berufsgesellschaft liegen, zum
Schutz des Ansehens des Berufsstandes,
der Auftraggeber oder der Allgemeinheit
erforderlich ist. Im Falle des Satz 1 Nr. 4
ist das Erlöschen bis zur Entscheidung
über das Wiedervorliegen der Vorausset-
zungen zur rechtmäßigen Führung der
Berufsbezeichnung gehemmt (vorläufige
Weiterführung). Der Berufsgesellschaft
kann von der Ingenieurkammer Hessen
eine Frist von höchstens einem Jahr ge-
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setzt werden, innerhalb der die Voraus-
setzungen wieder erfüllt sein müssen. Im
Falle des Todes der für die berechtigte
Führung der Berufsbezeichnung maßgeb-
lichen berufsangehörigen Person kann
die Frist angemessen über ein Jahr hi-
naus verlängert werden.

(4) Die Ingenieurkammer Hessen teilt
dem zuständigen Handelsregister und
Partnerschaftsregister jede Veränderung
mit, die sich dort auf die Eintragung und
das Recht zur Führung der Berufsbezeich-
nung auswirken kann.

§ 14

Voraussetzungen

(1) Die Unbedenklichkeit nach § 13
Abs. 1 Satz 1 ist auf Antrag der Vorgesell-
schaft oder der Gesellschaft zu erklären,
wenn der Gesellschaftsvertrag oder die
Satzung bestimmt, dass

1. Gegenstand der Gesellschaft die
Wahrnehmung von Berufsaufgaben
ist, die der in der Geschäftsbezeich-
nung genannten Berufsbezeichnung
entsprechen,

2. eine zur Führung dieser Berufsbe-
zeichnung berechtigte berufsangehö-
rige Person zugleich als Gesellschaf-
terin oder Gesellschafter Kapital und
Stimme innehat und in der Gesell-
schaft als Geschäftsführerin oder Ge-
schäftsführer beruflich verantwortlich
tätig ist,

3. die die Berufsbezeichnung führenden
Berufsangehörigen mindestens die
Hälfte des Kapitals und der Stimmen
innehaben,

4. die Gesellschafts- oder Kapitalanteile
und Stimmen nur von Personen ge-
halten werden, die dem freiberufli-
chen Berufsbild entsprechen, insbe-
sondere nicht von berufsfremden ge-
werblich tätigen Personen oder von
Gesellschaften,

5. kenntlich wird, welchen Berufen alle
Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
ter angehören,

6. bei Führung der Berufsbezeichnung
nach § 3 Abs. 1 und 2 die anderen
Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
ter einen vergleichbaren Zusatz füh-
ren, soweit ein solcher bei diesen üb-
licherweise zu führen möglich ist,

7. die Gesellschafts- oder Kapitalanteile
nicht für Rechnung Dritter gehalten
und Stimmrechte nicht für Dritte aus-
geübt werden können,

8. die Übertragung von Kapital- oder
Gesellschaftsanteilen an die Zustim-
mung der Gesellschaft gebunden ist,

9. bei Aktiengesellschaften und Kom-
manditgesellschaften auf Aktien alle
Aktien auf den Namen freiberuflich
tätiger natürlicher Personen lauten,

10. die Gesellschaft verantwortlich von
Berufsangehörigen geführt wird, die
dem Berufsbild freiberuflicher Tätig-
keit entsprechen,

11. die nach diesem Gesetz für die in der
Firma benannten Berufsangehörigen
geltenden Berufspflichten von der
Gesellschaft und ihren Gesellschafte-
rinnen und Gesellschaftern beachtet
werden

und das Bestehen einer ausreichenden
Berufshaftpflichtversicherung nach § 15
für die Gesellschaft nachgewiesen wird.

(2) Bei Führung des Zusatzes „gewerb-
lich“ in der Geschäftsbezeichnung einer
Berufsgesellschaft von Stadtplanerinnen
und Stadtplanern gilt Abs. 1 mit Ausnah-
me der Nr. 4. Eine kapitalmäßige Beteili-
gung zur Gesellschaftsfinanzierung ist zu-
lässig, soweit kein Einfluss auf die Berufs-
ausübung ausgeübt wird, der mit den Be-
rufsaufgaben und Berufspflichten nicht
vereinbar ist; einer entsprechenden Kenn-
zeichnung der Beteiligung nach Abs. 1
Nr. 5 bedarf es insoweit nicht. Eine Betei-
ligung baugewerblicher Personen und
Unternehmen ist ausgeschlossen.

(3) Mit dem Antrag auf Erklärung der
Unbedenklichkeit sind eine öffentlich be-
glaubigte Ausfertigung des Gesellschafts-
vertrages oder der Satzung und ein Nach-
weis über die Anmeldung zu dem Han-
delsregister oder Partnerschaftsregister
vorzulegen. Eine unbeschränkte Auskunft
über die Vorgesellschaft oder Gesellschaft
aus dem Gewerbezentralregister sowie
bei Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
tern aus dem Bundeszentralregister und
bei Zweifeln an deren Zuverlässigkeit,
die eine Versagung der Eintragung nach
§ 20 rechtfertigen, eine unbeschränkte
Auskunft aus dem Gewerbezentralregis-
ter kann verlangt werden.

§ 15

Berufshaftpflichtversicherung

(1) Die Berufsgesellschaft hat nach
Maßgabe üblicher Versicherungsbedin-
gungen zur Deckung der sich aus ihrer
Tätigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren
eine Versicherung (Berufshaftpflichtversi-
cherung) abzuschließen und für die Dauer
der Führung der Berufsbezeichnung auf-
rechtzuerhalten. Es ist eine Nachhaftung
des Versicherers zu vereinbaren, die min-
destens fünf Jahre über den Zeitpunkt
der Löschung der Eintragung in dem Be-
rufsverzeichnis der Ingenieurkammer
Hessen hinausreicht. Die Versicherungs-
summe hat für jeden Versicherungsfall
mindestens 1 500 000 Euro für Personen-
und 500 000 Euro für Sach- und Vermö-
gensschäden zu betragen. Die Leistungen
des Versicherers für alle innerhalb eines
Versicherungsjahres verursachten Schä-
den können auf den Betrag der Mindest-
versicherungssumme, vervielfacht mit der
Zahl der tätigen Gesellschafterinnen und
Gesellschafter sowie der Geschäftsführer-
innen und Geschäftsführer, die nicht Ge-
sellschafterinnen und Gesellschafter sind,
begrenzt werden. Die Jahreshöchstleis-
tung für alle in einem Versicherungsjahr
verursachten Schäden muss sich mindes-
tens auf den dreifachen Betrag der Min-
destversicherungssumme belaufen. Ande-
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re gesetzliche oder im Einzelfall vertrags-
bezogen vereinbarte Haftpflichtversiche-
rungsbedingungen bleiben unberührt.

(2) Durch Rechtsverordnung können
nach Anhörung der Ingenieurkammer
Hessen die Mindestversicherungssumme
und Begrenzung der Leistungen inner-
halb eines Versicherungsjahres an geän-
derte wirtschaftliche Verhältnisse ange-
passt werden, wenn das erforderlich ist,
um einen hinreichenden Versicherungs-
schutz Geschädigter sicherzustellen.

(3) Die Berufsgesellschaft und die Part-
nerschaftsgesellschaft, die als Zusammen-
schluss in das Berufsverzeichnis der Bera-
tenden Ingenieure eingetragen ist, kön-
nen ihre Haftpflicht gegenüber der Auf-
traggeberschaft für Ansprüche aus Schä-
den wegen fahrlässig fehlerhafter Berufs-
ausübung durch

1. schriftliche Vereinbarung im Einzel-
fall bis zur Höhe der Mindestversi-
cherungssumme,

2. vorformulierte Vertragsbedingungen
für Schäden, die nicht grob fahrlässig
verursacht wurden (§ 309 Nr. 7b des
Bürgerlichen Gesetzbuches), auf den
dreifachen Betrag der Mindestversi-
cherungssumme, sofern insoweit Ver-
sicherungsschutz besteht,

beschränken.

(4) Eine Partnerschaftsgesellschaft mit
beschränkter Berufshaftung gemäß § 8
Abs. 4 Partnerschaftsgesellschaftsgesetz,
die als Zusammenschluss in das Berufs-
verzeichnis der Beratenden Ingenieure
eingetragen ist, muss eine ausreichende
Berufshaftpflichtversicherung nachwei-
sen, die für Schäden aus fehlerhafter Be-
rufsausübung haftet. Deckungsumfang
und Deckungsbedingungen müssen min-
destens Abs. 1 entsprechen.

§ 16

Berufsgesellschafts- und 
Partnerschaftsverzeichnis

(1) Eine Berufsgesellschaft und eine
Partnerschaft mit Sitz oder Niederlassung
im Geschäftsbereich der Ingenieurkam-
mer Hessen, an der mindestens eine nach
diesem Gesetz in ein Berufsverzeichnis
einzutragende Person beteiligt ist, ist in
das Berufsgesellschaftsverzeichnis der In-
genieurkammer Hessen einzutragen. Die
Pflicht zur Anmeldung der Gesellschaft
oder Partnerschaft obliegt den geschäfts-
führenden Berufsangehörigen.

(2) Scheidet eine Gesellschafterin oder
ein Gesellschafter aus der Berufsgesell-
schaft oder eine Partnerin oder ein Part-
ner aus der Partnerschaft aus, so ist das in
dem Berufsverzeichnis durch Löschung
kenntlich zu machen. Entsprechendes gilt
für den Fall der Aufhebung einer Zweig-
niederlassung.

(3) Die Eintragung in das Berufsgesell-
schaftsverzeichnis ist zu löschen, wenn
nicht mindestens eine Partnerin oder ein
Partner Beratende Ingenieurin oder Bera-
tender Ingenieur oder Stadtplanerin oder

Stadtplaner ist, die Partnerschaft nach § 9
des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes
aufgelöst wurde oder die Partnerschaft
weder Sitz noch Zweigniederlassung im
Lande Hessen hat.

(4) Die Zuständigkeit anderer register-
oder verzeichnisführender Stellen bleibt
unberührt.

Sechster Titel

Auswärtige, Ausgleichsmaßnahmen

§ 17

Vorübergehende Dienstleistungen 
Auswärtiger

(1) Eine berufsangehörige Person oder
Berufsgesellschaft, die erstmals vorüber-
gehend oder gelegentlich eine Dienstleis-
tung entsprechend den Berufsaufgaben
unter einer nach diesem Gesetz in ein Be-
rufsverzeichnis einzutragende Berufsbe-
zeichnung oder als bauvorlageberechtigte
Person nach §§ 9 und 11 im Lande Hes-
sen erbringt, ohne in ein Berufsverzeich-
nis als niedergelassene Person oder Be-
rufsgesellschaft oder ohne in ein Berufs-
verzeichnis bauvorlageberechtigter Per-
sonen einer Ingenieur- oder Architekten-
kammer eines Bundeslandes eingetragen
zu sein, hat dies der Ingenieurkammer
Hessen zuvor oder in dringenden Fällen
unverzüglich in Textform nachträglich an-
zuzeigen. Die Anzeige ist nicht erforder-
lich bei der Teilnahme an Ausschreibun-
gen im Wettbewerb um einen Auftrag.

(2) Mit der Anzeige sind Angaben zu
machen über

1. den vollständigen Namen der Person
oder die Geschäftsbezeichnung,

2. die Staatsangehörigkeit der Person,

3. die Berechtigung zur Führung der
Berufsbezeichnung,

4. den Nachweis der Berufsausübung,
falls die Regelungen des Niederlas-
sungsstaates der Europäischen Union
oder eines gleichgestellten Staates
nichts anderes bestimmen,

5. eine angemessene Berufshaftpflicht-
versicherung,

6. den Ort der Niederlassung,

7. bestehende Eintragungen in einem
Handelsregister, Partnerschaftsregis-
ter oder einem ähnlichen öffentlichen
Register mit der Nummer der Eintra-
gung oder einer gleichwertigen, der
Identifikation dienenden Erklärung,

8. die für die Person oder Gesellschaft
zuständige berufsständische Kammer
oder vergleichbare Einrichtung und
deren Aufsichtsbehörde.

Die Ingenieurkammer Hessen kann bei
begründeten Zweifelsfällen Nachweise zu
den Angaben verlangen.

(3) Soweit weder die Ausbildung noch
die Berufsbezeichnung noch die Aus-
übung desselben Berufs oder die Tätig-
keit in dem Herkunftsmitgliedstaat der
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Europäischen Union oder einem nach
dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staat reglemen-
tiert ist, kann die Anzeige nach Abs. 1 in
beliebiger Form darüber, dass die betref-
fende Tätigkeit während der vorherge-
henden zehn Jahre mindestens ein Jahr
vollzeitlich oder in entsprechender Zeit-
dauer in Teilzeit berechtigt ausgeübt wur-
de, erfolgen. Dies gilt nur, wenn ein oder
mehrere Befähigungs- oder Ausbildungs-
nachweise vorliegen, die den Anforde-
rungen nach Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie
2005/36/EG entsprechen. Die einjährige
Berufserfahrung darf nicht gefordert wer-
den, wenn der Ausbildungsnachweis der
antragstellenden Person eine reglemen-
tierte Ausbildung abschließt.

(4) Die Anzeige nach Abs. 1 ist einmal
jährlich zu erneuern, wenn die berufsan-
gehörige Person oder Berufsgesellschaft
beabsichtigt, während des betreffenden
Jahres weiter Dienstleistungen zu er-
bringen. Erfolgte bereits eine entspre-
chende Anzeige bei einer anderen deut-
schen Ingenieur- oder Architektenkam-
mer, genügt eine formlose Mitteilung da-
rüber.

(5) Liegen die Voraussetzungen der
zur Führung nach diesem Gesetz ge-
schützten oder in ein Berufsverzeichnis
einzutragenden Berufsbezeichnung nicht
vor, ist die Berufsbezeichnung in einer
Amtssprache des Niederlassungsstaates
der Europäischen Union oder des anderen
Staates zu führen; besteht dort keine ent-
sprechende Berufsbezeichnung, ist der
Ausbildungsnachweis in einer Amtsspra-
che des Niederlassungsstaates anzuge-
ben.

(6) Für auswärtige Berufsangehörige
gelten die §§ 23 Abs. 1 und 24 Abs. 1 bis
3 entsprechend. Bei Nichtbeachtung der
Obliegenheiten gilt § 23 Abs. 3 und bei
der Verletzung der Berufspflichten § 25
Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 9 so-
wie die §§ 24 Abs. 4, 25 Abs. 1, 2, 4 und 7.
Die Ingenieurkammer Hessen kann in ei-
nem Verfahren nach Satz 2 die Führung
der nach diesem Gesetz geschützten Be-
rufsbezeichnung und die Erbringung von
Dienstleistungen unter einer nach diesem
Gesetz geschützten Berufsbezeichnung
untersagen. Geldauflagen und Zwangs-
gelder fließen der Ingenieurkammer Hes-
sen zu.

§ 18

Ausgleichsmaßnahmen

(1) Entspricht im Falle der Niederlas-
sung oder hauptberuflichen Anstellung
von auswärtigen Berufsangehörigen die
Ausbildung nicht den nach diesem Ge-
setz gestellten Anforderungen, können
nach Maßgabe des Rechts der Europäi-
schen Union, insbesondere nach Art. 14
der Richtlinie 2005/36/EG, aufgrund einer
von der für die zuständige Ministerin oder
des zuständigen Ministers im Benehmen
mit der Ingenieurkammer Hessen erlasse-
nen Rechtsverordnung Ausgleichsmaß-
nahmen in Form

1. eines höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgangs durch die Ausübung
eines reglementierten Berufs unter
Verantwortung eines qualifizierten
Berufsangehörigen und mit einer Zu-
satzausbildung mit abschließender
Bewertung durch die Ingenieurkam-
mer Hessen oder

2. einer Eignungsprüfung

verlangt werden, soweit der Schutz der
Allgemeinheit oder der Auftraggeber-
schaft das erfordert und es sich um we-
sentliche Unterschiede gegenüber den
Anforderungen nach diesem Gesetz han-
delt. Dabei ist in die Prüfung einzubezie-
hen, ob die durch Berufspraxis oder le-
benslanges Lernen erworbenen Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Kompetenzen, die
von einer einschlägigen Stelle formell als
gültig anerkannt wurden, wesentliche
Unterschiede gegenüber den Anforderun-
gen ausgleichen. Die Antragstellerin oder
der Antragsteller ist durch Bescheid zu
unterrichten und darauf hinzuweisen,
dass die Unterschiede ausgeglichen wer-
den können. Die Antragstellerin oder der
Antragsteller hat das Recht der Wahl zwi-
schen einer der Ausgleichsmaßnahmen.
Keine Wahl hat die Antragstellerin oder
der Antragsteller bezüglich der Aus-
gleichsmaßnahmen, wenn der Ausbil-
dungsnachweis dem Berufsqualifikations-
niveau des Art. 11 Buchst. b der Richtlinie
2005/36/EG entspricht. In diesem Fall
steht nur die Eignungsprüfung zur Verfü-
gung. Entspricht der Ausbildungsnach-
weis dem Berufsqualifikationsniveau des
Art. 11 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/
EG, ist sowohl ein Anpassungslehrgang
als auch eine Eignungsprüfung abzule-
gen. Näheres kann die Ingenieurkammer
Hessen in einer Satzung, nach Maßgabe
von Art. 11, 13 und 14 der Richtlinie
2005/36/EG und unter Berücksichtigung
der Unterschiede der Qualifikationsni-
veaus, der Anerkennungsbedingungen
und der möglichen Ausgleichsmaßnah-
men regeln.

(2) Die Eignungsprüfung ist spätestens
sechs Monate nach der Entscheidung
nach Abs. 1 Satz 3 zu ermöglichen.

Siebter Titel

Gemeinsame Verfahrensvorschriften

§ 19

Weitere Nachweise, Ausnahmen

(1) Neben den nach diesem Gesetz bei
dem Verfahren beizubringenden Erklä-
rungen können folgende weitere Nach-
weise verlangt werden:

1. eine Geburtsurkunde sowie ein
Nachweis über den geführten und
über die früher geführten Namen,

2. eine Erklärung über frühere, beste-
hende, gelöschte, beibehaltene oder
beantragte Eintragungen in ver-
gleichbaren Berufsverzeichnissen
oder Listen anderer berufsständischer
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gesetzlicher Kammern in den Bun-
desländern, anderer Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder nach
dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staaten,

3. ein Führungszeugnis aus dem Bun-
deszentralregister zur Vorlage bei ei-
ner Behörde oder ein vergleichbarer
nach dem Recht eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union
oder nach dem Recht der Europäi-
schen Union gleichgestellten anderen
Staates oder eines Drittstaates ausge-
stellter Nachweis; bei begründeten
Zweifeln an der Zuverlässigkeit kann
eine unbeschränkte Auskunft aus
dem Gewerbezentralregister oder ei-
nem vergleichbaren Register eines
anderen Staates verlangt werden,

4. einen Nachweis über die Staatsange-
hörigkeit.

(2) Ist die Eintragung in einem ande-
ren vergleichbaren Berufsverzeichnis
oder in einer anderen vergleichbaren Lis-
te in einem Bundesland nur deshalb ge-
löscht worden, weil die dafür maßgebli-
che berufliche Niederlassung, Anstellung
oder Hauptwohnung aufgegeben wurde,
und liegt dies nicht mehr als drei Monate
zurück, so ist die berufsangehörige Per-
son oder Berufsgesellschaft auf Antrag in
das entsprechende Berufsverzeichnis oder
die entsprechende Liste oder das Berufs-
gesellschaftsverzeichnis nach diesem Ge-
setz ohne Prüfung der Eintragungsvo-
raussetzungen einzutragen, soweit kein
Versagungsgrund nach § 20 oder Lö-
schungsgrund nach § 21 Abs. 1 und 2 vor-
liegt. Wird die Eintragung bei einer ande-
ren berufsständischen Kammer beibehal-
ten, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Vom Nachweis einzelner Eintra-
gungsvoraussetzungen nach diesem Ge-
setz oder aufgrund eines Gesetzes kann
abgesehen werden, wenn die Durchfüh-
rung der Vorschrift im Einzelfall zu einer
besonderen Härte führen würde und die
Abweichung mit den öffentlichen Belan-
gen vereinbar ist. Eine besondere Härte
liegt insbesondere vor, wenn dem Zweck
einer Eintragungsvoraussetzung auf an-
dere Weise entsprochen werden kann.
Das gilt nicht für die Anerkennung von
Hochschul- und anderen Ausbildungsab-
schlüssen. Die vorzulegenden Unterlagen
und Nachweise sind in der Regel in Kopie
vorzulegen oder elektronisch zu übermit-
teln. Soweit geboten und bei begründeten
Zweifeln können beglaubigte Kopien ver-
langt oder Bestätigungsnachweise der
Authentizität der Bescheinigungen und
Ausbildungsnachweise von den Behörden
des ausstellenden Mitgliedstaates ver-
langt werden.

§ 20

Versagungsgründe

(1) Die Eintragung in ein nach diesem
Gesetz zu führendes Berufsverzeichnis ist
einer berufsangehörigen Person zu versa-
gen,

1. solange ihr nach § 70 des Strafgesetz-
buches die Ausübung des Berufs als
Ingenieurin oder Ingenieur oder
Stadtplanerin oder Stadtplaner verbo-
ten oder nach § 35 der Gewerbeord-
nung die Ausübung der selbstständi-
gen Tätigkeit untersagt ist oder

2. wenn sie wegen einer Straftat rechts-
kräftig zu einer Strafe verurteilt wor-
den ist und sich aus dem der Verur-
teilung zugrunde liegende Sachver-
halt ergibt, dass diese zur Erfüllung
der Berufsaufgaben nach den §§ 4
und 7 ungeeignet ist.

(2) Die Eintragung kann versagt wer-
den,

1. solange die berufsangehörige Person
infolge gerichtlicher Anordnung in
der Verfügung über ihr Vermögen be-
schränkt ist,

2. wenn innerhalb der letzten fünf Jahre
vor Stellung des Eintragungsantrages

a) eine eidesstattliche Versicherung
bis zum 31. Dezember 2012 nach 
§ 807 der Zivilprozessordnung in
der bis zum 31. Dezember 2012
geltenden Fassung abgegeben
oder eine Vermögensauskunft
nach § 802c der Zivilprozessord-
nung in der ab 1. Januar 2013 gel-
tenden Fassung erteilt wurde,

b) das Insolvenzverfahren über deren
Vermögen eröffnet wurde oder der
Antrag auf Eröffnung mangels
Masse abgewiesen wurde,

c) wenn sich aus sonstigen Gründen
ihre persönliche Unzuverlässigkeit
ergibt.

(3) Bei Berufsgesellschaften, die die
Führung einer nach diesem Gesetz ge-
schützten Berufsbezeichnung von einer
berufsangehörigen Person herleiten, gilt
Abs. 1 und 2 entsprechend.

§ 21

Löschungen

(1) Die Eintragung einer berufsange-
hörigen Person oder Berufsgesellschaft in
ein nach diesem Gesetz zu führendes Be-
rufsverzeichnis ist zu löschen, wenn

1. die Person verstorben ist,

2. die Person oder Berufsgesellschaft auf
die Eintragung verzichtet hat,

3. die Person keine Hauptwohnung, be-
rufliche Niederlassung oder hauptbe-
rufliche Anstellung mehr im Ge-
schäftsbereich der Ingenieurkammer
Hessen hat und ihren Beruf hier nicht
mehr ausübt,

4. die Berufsgesellschaft aufgelöst ist
oder keine Niederlassung mehr im
Geschäftsbereich der Ingenieurkam-
mer Hessen hat,

5. die Eintragung durch unrichtige An-
gaben vorsätzlich erwirkt wurde,

6. keine oder keine ausreichende Be-
rufshaftpflichtversicherung besteht,



468 Nr. 28 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 8. Dezember 2015

7. ein bestandskräftiger Bescheid nach 
§ 25 Abs. 6 Satz 1 Nr. 5 vorliegt.

(2) Die Eintragung kann gelöscht wer-
den, wenn Tatsachen eintreten oder be-
kannt werden, die zu einer Versagung
der Eintragung führen. Diese kann auch
gelöscht werden, wenn

1. wiederholt Berufspflichten nach § 24
Abs. 1 bis 5 schuldhaft verletzt wur-
den,

2. innerhalb der vorausgegangenen
zehn Jahre mindestens zweimal ein
Zwangsgeld nach § 23 Abs. 3, ein
Ordnungsgeld nach § 37 Abs. 1 oder
eine Geldbuße nach § 40 Abs. 2 fest-
gesetzt wurde,

3. die Pflicht zur Zahlung der Beiträge
oder von Kosten (Gebühren, Ausla-
gen) aufeinanderfolgend zweimal
oder unterbrochen mehrfach nicht er-
füllt wurde.

(3) Die Eintragung darf in den Fällen
des Abs. 1 Nr. 5 bis 7 oder Abs. 2 erst ge-
löscht werden, wenn die Entscheidung
über die Löschung durch rechtsmittelfähi-
gen Bescheid unanfechtbar geworden ist.

(4) Im Falle des Abs. 1 Nr. 1 soll vor
der Löschung von der Ingenieurkammer
Hessen eine Frist bis zu einem Jahr ge-
setzt werden, innerhalb der die Voraus-
setzungen zur Führung der Berufsbe-
zeichnung des von Erben durch beauf-
tragte berufsangehörige Angestellte wei-
terzuführenden oder durch Nachlassver-
walter, Nachlasspfleger oder Testaments-
vollstrecker verwalteten Büros oder der
Berufsgesellschaft wieder erfüllt sein
müssen. In besonders zu begründenden
Fällen kann die Frist auf Antrag oder von
Amts wegen angemessen über ein Jahr
hinaus verlängert werden. Die Ingenieur-
kammer Hessen kann auf Antrag und
Kosten der Erben einen treuhänderischen
Verwalter oder Abwickler einsetzen. Im
Falle des Abs. 1 Nr. 6 und § 20 Abs. 2 
Nr. 1 gilt Satz 1 und 2 entsprechend.

§ 22

Einheitliche Stelle, Verfahren, Fristen,
Versicherungsnachweise, 

Vorwarnmechanismus

(1) Die von der Ingenieurkammer Hes-
sen auf Antrag durchzuführenden Verfah-
ren und Anzeigen nach diesem Gesetz
oder aufgrund weiterer Rechtsvorschrif-
ten können über eine Einheitliche Stelle
nach Teil V Abschnitt 1a des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewi-
ckelt werden.

(2) Über Eintragungen und Änderun-
gen in ein Berufsverzeichnis oder einer
Liste sowie deren Löschung nach diesem
Gesetz oder aufgrund weiterer Rechtsvor-
schriften entscheidet der Vorstand der In-
genieurkammer Hessen. Wird dazu nach
Maßgabe einer Satzung ein besonderer
Ausschuss bestimmt, der eine Entschei-
dung nach Satz 1 trifft, führt der Vorstand
oder nach Maßgabe einer Geschäftsord-
nung die Geschäftsstelle dessen Entschei-

dung aus. Die Präsidentin oder der Präsi-
dent oder dessen Stellvertretung kann der
Entscheidung eines Ausschusses wider-
sprechen, wenn diese rechtswidrig ist,
und die Entscheidung selbst treffen.

(3) Der Antragseingang und die Voll-
ständigkeit sind dem Antragsteller binnen
eines Monats zu bestätigen. Wird über ei-
nen Antrag in einem Verfahren nach die-
sem Gesetz oder aufgrund weiterer
Rechtsvorschriften auf Anerkennung oder
Feststellung einer Berechtigung sowie
Eintragung oder Änderung der Eintra-
gung nicht innerhalb einer Frist von drei
Monaten entschieden, so gilt der Antrag
als genehmigt. Satz 1 gilt nicht im Falle
eines von einer zuständigen Stelle außer-
halb eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union (Drittstaat) ausgestellten
Nachweises, wenn zu dessen Prüfung ein
Gutachten oder eine Stellungnahme einer
zuständigen oder mehrerer zuständigen
Stellen einzuholen ist und das der antrag-
stellenden Person mitgeteilt wurde. Satz 2
gilt nicht, wenn nach dem Recht der Eu-
ropäischen Union oder des Landes Hes-
sen Nachweise einer zuständigen Stelle
eines Drittstaates wie in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder im
Lande Hessen ausgestellte Nachweise zu
behandeln sind. Im Übrigen gilt § 42a des
Hessischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes.

(4) Die Ingenieurkammer Hessen hat
auf Anfrage oder Ersuchen einer zustän-
digen Stelle eines anderen Bundeslandes
oder eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines nach dem Recht
der Europäischen Union gleichgestellten
anderen Staates dieser zu erklären,

1. ob und inwieweit die Führung der
Berufsbezeichnung, eine Berechti-
gung und die Berufsausübung nach
diesem Gesetz oder aufgrund weite-
rer Rechtsvorschriften allgemein oder
in Bezug auf eine bestimmte berufs-
angehörige Person oder Berufsgesell-
schaft frei oder geregelt ist,

2. ob und wann eine berufsangehörige
Person oder Berufsgesellschaft in ei-
nem Berufsverzeichnis der Ingenieur-
kammer Hessen eingetragen ist oder
war sowie wann und warum diese
Eintragung gelöscht wurde,

3. ob eine berufsangehörige Person oder
Berufsgesellschaft nach diesem Ge-
setz oder weiterer Rechtsvorschriften
die Führung einer Berufsbezeichnung
oder eines Zusatzes zur Berufsbe-
zeichnung oder eine von der Inge-
nieurkammer Hessen nach diesem
Gesetz oder weiterer Rechtsvorschrif-
ten zuerkannten Berechtigung be-
steht, widerrufen oder untersagt wur-
de.

Hat die Ingenieurkammer Hessen davon
Kenntnis erlangt, dass eine Person die
Anerkennung seiner Berufsqualifikation
beantragt hat und wird nachfolgend von
einem Gericht rechtskräftig festgestellt,
dass die Person dabei gefälschte Berufs-
qualifikationsnachweise im Sinne der 
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§§ 267 bis 271 des Strafgesetzbuches ver-
wendet hat, so hat sie als zuständige Stel-
le alle übrigen Mitgliedstaaten unverzüg-
lich über das Binnenmarkt-Informations-
system IMI von der Identität dieser Person
und dem der Gerichtsentscheidung zu-
grunde liegenden Sachverhalt zu infor-
mieren. Das Verfahren richtet sich nach
Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG sowie
den dazu ergangenen Durchführungs-
rechtsakten. Ergänzend zu den Bestim-
mungen der Durchführungsakte können
durch Rechtsverordnung weitere Rege-
lungen zur Umsetzung des Art. 56a der
Richtlinie 2005/36/EG getroffen werden.
Die von der Warnung betroffenen Berufs-
angehörigen sind gleichzeitig mit der
Warnung durch rechtsmittelfähigen Be-
scheid von der Entscheidung über die
Warnung und den Inhalt der Warnung zu
unterrichten. Werden die Gerichtsent-
scheidungen geändert, sind die Warnun-
gen unverzüglich nach Rechtskraft der
Änderung der Gerichtsentscheidung zu
löschen.

(5) Der von einem Versicherungsunter-
nehmen eines anderen Mitgliedstaates
der Europäischen Union ausgestellte Ver-
sicherungsnachweis ist anzuerkennen,
wenn daraus folgt, dass dessen Bedingun-
gen und der Deckungsumfang den Bedin-
gungen nach diesem Gesetz oder einer
Satzung der Ingenieurkammer Hessen
entsprechen, und dieser Nachweis nicht
älter als drei Monate ist.

(6) Das Hessische Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz vom 12. Dezember
2012 (GVBl. S. 581), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2015 (GVBl.
S. 118), findet mit Ausnahme von § 10
Abs. 3, § 13 Abs. 7 Satz 2 und § 17 keine
Anwendung.

Achter Titel

Ordnungsrecht

§ 23

Obliegenheiten

(1) Den Mitgliedern der Ingenieurkam-
mer Hessen obliegt, ihr unverzüglich

1. Änderungen des Namens, der Staats-
angehörigkeit, der Firma und der
Postanschrift, unter der sie eingetra-
gen sind,

2. Änderungen in der Führung der Be-
rufsbezeichnung und der Tätigkeits-
art,

3. Löschungen oder Änderungen in ei-
nem vergleichbar anderen Berufsver-
zeichnis in einem Bundesland, Mit-
gliedstaat der Europäischen Union
oder anderen Staat,

4. Angaben im Zusammenhang mit der
Pflichtteilnahme oder freiwilligen
Teilnahme an einer satzungsgemäß
eingerichteten Versorgungseinrich-
tung und zu einer Befreiung davon,

5. Änderungen von satzungsgemäßen
Voraussetzungen zur Beitragsbemes-
sung und Beitragsfestsetzung,

6. als Berufsgesellschaft Tatsachen, die
zum Widerruf der Berechtigung zur
Führung der Berufsbezeichnung oder
zum Erlöschen einer nach diesem Ge-
setz gegebenen Berechtigung geeig-
net sind, mitzuteilen sowie

7. Auskunft zu geben über den Bestand,
die Höhe und einen Ausschluss von
Wagnissen der nach diesem Gesetz
geforderten Berufshaftpflichtversiche-
rung, über die Gründe ihres Nichtbe-
stehens und über die Erfüllung von
Obliegenheiten gegenüber dem Ver-
sicherungsunternehmen,

8. auf Anforderung die von der Inge-
nieurkammer Hessen erhaltenen gül-
tigen Urkunden, Nachweise und
sonstigen zur Berufsausübung dienli-
chen Gegenstände zurückzugeben,

9. fällige Beiträge und Kosten zu ent-
richten.

Angaben, Auskünfte und Mitteilungen
sind in Textform der Ingenieurkammer
Hessen zu übermitteln.

(2) Im Geschäftsbereich der Ingenieur-
kammer Hessen sich niederlassende Be-
rufsangehörige und Berufsgesellschaften
haben sich bei dieser unverzüglich anzu-
melden, soweit diese eine bei ihr in ein
Berufsverzeichnis einzutragende Berufs-
bezeichnung nach anderweitigem Recht
bereits führen oder führen werden. Be-
rufsgesellschaften haben mit ihrer Anmel-
dung eine öffentlich beglaubigte Ausferti-
gung des Gesellschafts- oder Partner-
schaftsgesellschaftsvertrages und einen
beglaubigten Auszug aus dem Handels-
oder Partnerschaftsregister beizubringen
oder können auf bei der Ingenieurkam-
mer Hessen oder einem anderen allge-
mein zugänglichen gesetzlichen berufs-
ständischen Berufsverzeichnis einer zu-
ständigen Stelle vorliegende unveränder-
te Eintragungen oder Nachweise Bezug
nehmen.

(3) Bei einer schweren oder wiederholt
schuldhaften Verletzung einer Obliegen-
heit kann ein Zwangsgeld bei berufsan-
gehörigen Personen bis zu 5 000 Euro und
bei Berufsgesellschaften bis zu 10 000
Euro festgesetzt werden. Das gilt auch für
eine nach diesem Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes oder eines anderen Ge-
setzes durch Rechtsverordnung bestimm-
ten Anzeigepflicht auswärtiger berufsan-
gehörige Personen und Berufsgesellschaf-
ten. Das Zwangsgeld fließt der Ingenieur-
kammer Hessen zu.

§ 24

Berufspflichten

(1) Die in ein Berufsverzeichnis oder
eine Liste nach diesem Gesetz oder auf-
grund dieses oder eines anderen Gesetzes
bei der Ingenieurkammer Hessen einge-
tragenen Berufsangehörigen sind ver-
pflichtet,
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1. die für die Berufsausübung geltenden
Rechtsvorschriften und technischen
Regeln zu beachten,

2. sich gegenüber berufsangehörigen
Personen und Berufsgesellschaften,
deren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern und in der Zusammenarbeit mit
Angehörigen anderer Berufe kollegial
zu verhalten,

3. sich der Teilnahme an Wettbewerben
zu enthalten, die durch ihre Verfah-
rensbedingungen einen lauteren
Leistungsvergleich oder die Belange
der Ausloberinnen und Auslober, Be-
werberinnen und Bewerber sowie
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in
ausgewogener Weise nicht wahren,

4. über ihre berufliche Tätigkeit, Person
und Berufsgesellschaft nur sachlich
zu informieren und anpreisende, auf-
dringliche, unlautere oder unsachli-
che Werbung zu unterlassen,

5. sich nach Maßgabe üblicher Versi-
cherungsbedingungen ausreichend,
gegebenenfalls nach Maßgabe einer
Satzung der Ingenieurkammer Hes-
sen, gegen Haftpflichtansprüche zu
versichern, die aus der Berufsaus-
übung herrühren können, und der
Auftraggeberschaft gegenüber Aus-
kunft über den Bestand, die Höhe
und Ausschlüsse von Wagnissen der
Berufshaftpflichtversicherung zu ge-
ben sowie ihre Obliegenheiten ge-
genüber dem Versicherungsunter-
nehmen zu erfüllen, soweit diese sich
auf die Deckung der Berufshaft-
pflichtversicherung auswirken kön-
nen,

6. sich den Anforderungen an den Beruf
entsprechend fortzubilden und die
berufliche Fortbildung ihrer Beschäf-
tigten sowie die berufspraktische Vor-
bereitung angehender berufsangehö-
riger Personen zu fördern; weiteres
kann die Ingenieurkammer Hessen
durch Richtlinien regeln, soweit das
nicht durch Rechtsverordnung durch
die zuständige Ministerin oder den
zuständigen Minister bestimmt wird,

7. die berechtigten Interessen der Auf-
traggeberschaft und deren im Rah-
men der Berufsausübung bekannt ge-
wordenen persönlichen Daten und
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse
zu wahren,

8. nicht gegen Obliegenheiten nach 
§ 23 Abs. 1 und 2 schuldhaft wieder-
holt oder in grober Weise zu versto-
ßen.

Das gilt auch für nach diesem Gesetz
gleichgestellte auswärtige berufsangehö-
rige Personen und Berufsgesellschaften,
die im Geschäftsbereich der Ingenieur-
kammer Hessen beruflich tätig sind.

(2) Beratende Ingenieurinnen und In-
genieure und entsprechende Berufsge-
sellschaften haben ihre Unabhängigkeit
und Eigenverantwortung gegenüber der
Auftraggeberschaft und anderen Perso-
nen und Unternehmen zu wahren und
wahren zu lassen.

(3) Bauvorlageberechtigte dürfen Plan-
vorlagen nur unterzeichnen, die von ih-
nen selbst oder unter ihrer verantwortli-
chen Leitung verfasst wurden, oder in zu-
lässiger Weise anerkennen.

(4) Ein außerhalb des Berufs liegendes
Verhalten ist eine Verletzung der Berufs-
pflichten, wenn es nach den Umständen
des Einzelfalles in besonderem Maße ge-
eignet ist, Achtung und Vertrauen in ei-
ner für die Ausübung der Berufstätigkeit
oder für das Ansehen des Berufsstandes
bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.

(5) Mitglieder der Ingenieurkammer
Hessen und bei Berufsgesellschaften eine
Geschäftsführerin oder ein Geschäftsfüh-
rer haben zu einem von der Ingenieur-
kammer Hessen oder von ihr eingesetzten
Einrichtung anberaumten Schlichtungs-
oder Mediationsverfahren persönlich zu
erscheinen.

(6) Die Ingenieurkammer Hessen kann
Richtlinien zu den Berufspflichten erlas-
sen.

§ 25

Berufsordnungsverfahren

(1) Die schuldhafte Verletzung der Be-
rufspflichten wird in einem förmlichen
Berufsordnungsverfahren (Ehrenverfah-
ren) der Ingenieurkammer Hessen geahn-
det. Zuständigkeiten anderer berufsstän-
discher Kammern und Berufsgerichte
bleiben unberührt.

(2) Ausgeschlossen sind Verfahren

1. wegen politischer, wissenschaftlicher,
künstlerischer oder religiöser Ansich-
ten und Handlungen,

2. gegen Personen in einem öffentlichen
Dienst-, Anstellungs- oder Amtsver-
hältnis und Personen, die als Beliehe-
ne oder Verpflichtete öffentliche Auf-
gaben wahrnehmen, hinsichtlich ih-
rer hieraus sich unmittelbar ergeben-
den Tätigkeit,

3. gegen Berufsangehörige, die aus-
schließlich Pflichtmitglied der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer Hes-
sen sind, und Berufsgesellschaften
mit ausschließlich ihr als Pflichtmit-
glied angehörenden Gesellschafterin-
nen und Gesellschaftern,

4. bei anderen dort abgeschlossenen be-
rufsständischen Kammern wegen
desselben Sachverhalts.

(3) Einen Antrag auf Einleitung eines
Berufsordnungsverfahrens kann stellen

1. die betroffene Person oder Berufsge-
sellschaft gegen sich selbst,

2. die Präsidentin oder der Präsident der
Ingenieurkammer Hessen nach
pflichtgemäßem Ermessen.

(4) Ein eingeleitetes Berufsordnungs-
verfahren ist bis zur Beendigung eines
Strafverfahrens auszusetzen, wenn wegen
desselben Sachverhaltes öffentliche Klage
im strafgerichtlichen Verfahren erhoben
worden ist. Die tatsächlichen Feststellun-
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gen des Urteils im strafgerichtlichen Ver-
fahren sind für ein Berufsordnungsverfah-
ren bindend. Ist eine Person in einem
strafgerichtlichen Verfahren freigespro-
chen worden oder wurde das strafgericht-
liche Verfahren eingestellt, kann wegen
desselben Sachverhalts, der Gegenstand
der Entscheidung war, ein Berufsord-
nungsverfahren nur eingeleitet oder fort-
gesetzt werden, wenn dieser Sachverhalt,
ohne den Tatbestand eines Strafgesetzes
zu erfüllen, eine Verletzung von Berufs-
pflichten darstellt.

(5) Abs. 4 gilt entsprechend, wenn ein
Disziplinarverfahren wegen desselben
Sachverhaltes eingeleitet wurde oder ein
Straf-, Disziplinar-, Ehrenverfahren oder
Berufsordnungsverfahren bei einer ande-
ren berufsständischen Kammer eines
Bundeslandes oder nach dem Recht eines
anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten an-
deren Staates anhängig ist oder rechts-
kräftig abgeschlossen wurde.

(6) In einem Berufsordnungsverfahren
kann erkannt werden auf

1. einen schriftlichen Verweis,

2. eine Geldauflage bis zu 25 000 Euro
bei berufsangehörigen Personen und
50 000 Euro bei Berufsgesellschaften,

3. Verlust der Fähigkeit, Ämter in der
Ingenieurkammer Hessen und ihren
Einrichtungen und Ausschüssen zu
bekleiden,

4. Aberkennung des Wahlrechts und
der Wählbarkeit zu den Organen,
Einrichtungen und Ausschüssen der
Ingenieurkammer Hessen,

5. Löschung der Eintragung in dem Be-
rufsverzeichnis des betreffenden
Fachgebiets, in dem Berufsverzeich-
nis Bauvorlageberechtigter und in
dem Berufsverzeichnis der Berufsge-
sellschaften,

6. Untersagung der Führung der Berufs-
bezeichnung bei Berufsgesellschaften
mit Ausnahme von Partnerschaften.

In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 bis 6 ist ein
Zeitraum von wenigstens einem und
höchstens sieben Jahren zu bestimmen,
innerhalb dessen die Folgen der Entschei-
dung fortbestehen. Bei einer Maßnahme
nach Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 6 kann zu-
gleich auf eine Maßnahme nach Satz 1
Nr. 2 erkannt werden. Eine Maßnahme
nach Satz 1 Nr. 4 schließt die Folge einer
Maßnahme nach Satz 1 Nr. 3 ein.

(7) Sind seit der Verletzung der Berufs-
pflicht mehr als fünf Jahre verstrichen, so
ist die Einleitung eines Berufsordnungs-
verfahrens nicht mehr zulässig. Verstößt
die Tat auch gegen ein Strafgesetz, so en-
det die Frist nicht vor der Verjährung der
Strafverfolgung. Ist vor Ablauf der Frist
ein Berufsordnungsverfahren oder ein
Strafverfahren eingeleitet worden, so ist
die Frist für die Dauer des Verfahrens ge-
hemmt. Für den Beginn, das Ruhen und
die Unterbrechung der Verjährung gelten

die §§ 78a bis 78c des Strafgesetzbuches
entsprechend.

(8) Geldauflagen fließen der Inge-
nieurkammer Hessen zu.

(9) Die Präsidentin oder der Präsident
der Ingenieurkammer Hessen kann bei
einem minder schweren Verstoß gegen
Berufspflichten eine schriftliche Rüge er-
teilen. Mit der Rüge sind weitere Berufs-
ordnungsmaßnahmen wegen des der Rü-
ge zugrunde gelegten Sachverhaltes aus-
geschlossen.

ZWEITER TEIL

Ingenieurkammer Hessen

Erster Abschnitt

Aufgaben, Organisation

§ 26

Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
Mitgliedschaften

(1) Die Ingenieurkammer Hessen ist
eine landesunmittelbare selbstverwaltete
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie
wird gebildet durch ihre Pflichtmitglieder.
Ihr Sitz ist in Wiesbaden. Sie kann örtli-
che Untergliederungen bilden. Sie führt
ein Dienstsiegel.

(2) Pflichtmitglieder der Ingenieur-
kammer Hessen sind

1. die in die von ihr geführten Berufs-
verzeichnisse eingetragenen Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure
und die eingetragenen Stadtplanerin-
nen und Stadtplaner,

2. die in dem Verzeichnis bauvorlagebe-
rechtigter Ingenieurinnen und Inge-
nieure Eingetragenen,

3. die nach § 12 Abs. 2 Satz 1 von ihr
anerkannten Fachingenieurinnen und
Fachingenieure und die berufsange-
hörigen Personen, denen eine zusätz-
liche Berufsbezeichnung nach § 12
Abs. 2 Satz 1 zuerkannt wurde.

(3) Berufsgesellschaften und auswärti-
ge Berufsangehörige sind keine Pflicht-
mitglieder. Auf Antrag können als freiwil-
lige Mitglieder Ingenieurinnen und Inge-
nieure und Berufsgesellschaften nach
Maßgabe einer Satzung aufgenommen
werden.

(4) Wer als in Abs. 2 genannte berufs-
angehörige Person aus dem von der Inge-
nieurkammer Hessen geführten Berufs-
verzeichnis gestrichen wird, scheidet als
deren Pflichtmitglied aus. Eine freiwillige
Mitgliedschaft bleibt davon unberührt.

(5) Die Ingenieurkammer Hessen kann
nach Maßgabe einer Satzung in der Inge-
nieurausbildung befindliche Personen als
Mitglieder und kann fördernde Mitglieder
aufnehmen. Diese haben kein Stimmrecht
in der Mitgliederversammlung und kön-
nen nicht in die Vertreterversammlung
gewählt werden.
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§ 27

Aufgaben

(1) Aufgaben der Ingenieurkammer
Hessen sind

1. die Wahrung und Förderung der be-
ruflichen Belange der Gesamtheit der
Kammermitglieder und des Ansehens
des Berufsstandes,

2. die nach diesem Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes durchzuführen-
den Anerkennungsverfahren und zu
führenden Berufsverzeichnisse zu
führen,

3. die Mitwirkung an der Pflege und
Weiterentwicklung des Ingenieurwe-
sens, der Baukultur und des Bauwe-
sens sowie des Städtebaus,

4. die Pflege und Förderung der Zusam-
menarbeit mit anderen berufsständi-
schen Kammern, Berufsverbänden
und Einrichtungen,

5. die Förderung der beruflichen Aus-,
Fort- und Weiterbildung der Berufs-
angehörigen sowie des Wettbewerbs-
wesens,

6. die Mitwirkung bei der Ernennung
von Sachverständigen,

7. Behörden durch Vorschläge und Stel-
lungnahmen oder in sonstiger Weise
in Fragen zu beraten, die Tätigkeits-
bereiche der Berufsangehörigen be-
treffen, insbesondere auch zu geplan-
ten und bestehenden Gesetzen, Ver-
ordnungen und Verwaltungsvor-
schriften sowie zu Verordnungen,
Richtlinien, Mitteilungen und Stel-
lungnahmen der Organe der Europäi-
schen Union Stellung zu nehmen,

8. auf die Beilegung von Streitigkeiten,
die sich aus der Berufsausübung zwi-
schen Mitgliedern der Ingenieurkam-
mer Hessen oder zwischen diesen
und Dritten ergeben, hinzuwirken,

9. auf Anforderung von Gerichten und
Behörden Gutachten aus dem ihr
nach diesem Gesetz oder aufgrund
dieses Gesetzes obliegenden Aufga-
benbereich zu erstatten,

10. im Zusammenhang mit dem Inge-
nieurwesen stehende Fragen des
Rechts und der Politik der Europäi-
schen Union, des Bundes und eines
Bundeslandes, der Nachhaltigkeit,
des Gesundheits-, Umwelt- und Ver-
braucherschutzes und anderer Sach-
bereiche aufzugreifen,

11. die aus diesem Gesetz folgenden so-
wie durch Gesetz oder aufgrund ei-
nes Gesetzes durch Rechtsverord-
nung zugewiesenen Aufgaben durch-
zuführen und hierzu weitere Berufs-
verzeichnisse und Listen von Inge-
nieurinnen und Ingenieuren, für die
aus Gründen der öffentlichen Sicher-
heit oder Ordnung besondere Qualifi-
kationsvoraussetzungen gefordert
sind, und andere Berufsverzeichnisse
und Listen zu führen sowie Beschei-
nigungen zum Nachweis der Berufs-

zugehörigkeit und besonderer Quali-
fikationen auszustellen.

(2) Die zuständige Ministerin oder der
zuständige Minister kann der Ingenieur-
kammer Hessen weitere Aufgaben durch
Rechtsverordnung übertragen, die ihrem
Wesen nach zu den Aufgaben einer Inge-
nieurkammer gehören. Insbesondere
kann die Befugnis zur öffentlichen Bestel-
lung und Vereidigung von Sachverständi-
gen für die in diesem Gesetz geregelten
Berufsaufgaben übertragen werden. Eine
Aufgabenübertragung ist mit dem Vor-
stand der Ingenieurkammer Hessen zu
erörtern.

(3) Die Ingenieurkammer Hessen kann
durch Satzung Fachgruppen und örtliche
Untergliederungen bilden. Sie kann sich
als Gütestelle im Sinne von § 794 Abs. 1
Nr. 1 der Zivilprozessordnung anerken-
nen lassen und nach dem Mediationsge-
setz vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577)
Mediationsverfahren vermitteln und hier-
für Einrichtungen schaffen oder sich an
solchen beteiligen.

(4) Die Ingenieurkammer Hessen kann
als zuständige Stelle nach § 117 Abs. 2
Satz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes
vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
1. April 2015 (BGBl. I S. 434), für die be-
rufsangehörigen Personen und Berufsge-
sellschaften mit einer Pflicht zur Berufs-
haftpflicht durch Rechtsverordnung be-
stimmt werden.

(5) Die Ingenieurkammer Hessen ist
die zuständige Behörde und Kontaktstelle
nach dem Recht der Europäischen Union,
insbesondere nach Art. 8, 56, 56a und 57
der Richtlinien 2005/36/EG in allen Ange-
legenheiten ihres Geschäftsbereichs; die
Zuständigkeit anderer Behörden bleibt
unberührt.

(6) Die Ingenieurkammer Hessen kann
zur Durchführung der ihr obliegenden
Aufgaben durch Satzung besondere Ein-
richtungen schaffen oder sich an solchen
anderer Träger beteiligen. Sie kann mit
anderen zuständigen Stellen in ihrem Ge-
schäftsbereich, in Deutschland, einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen
Union, einem anderen Staat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes, der Schweiz
oder einem weiteren Staat (Drittstaat)
Vereinbarungen über die Zusammenar-
beit und über Verfahren der Anerken-
nung berufsbezogener Nachweise treffen.

§ 28

Versorgungswerk

(1) Die Ingenieurkammer Hessen kann
durch Satzung für ihre Mitglieder, deren
Ehegatten oder rechtlich Gleichgestellten
und deren Kinder ein Versorgungswerk
errichten, sich Versorgungseinrichtungen
einer anderen berufsständischen Versor-
gungs- und Versicherungseinrichtung in
der Europäischen Union anschließen, zu-
sammen mit einer oder mehreren Versor-
gungseinrichtungen eine gemeinsame
Versorgungseinrichtung schaffen oder an-
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dere berufsständische Versorgungs- oder
Versicherungseinrichtungen aufnehmen.

(2) Mitglieder können durch Satzung
verpflichtet werden, Teilnehmer an dem
von der Ingenieurkammer Hessen be-
stimmten Versorgungswerk zu werden.
Mitglieder, deren Versorgung nach beam-
tenrechtlichen oder als Bedienstete einer
internationalen oder supranationalen Ein-
richtung oder als Amtsträger nach ver-
gleichbaren anderen rechtsförmlichen
Vorschriften geregelt ist, dürfen nicht zur
Teilnahme verpflichtet werden.

(3) Die Satzung muss Bestimmungen
enthalten über

1. die versicherungspflichtigen und frei-
willigen Mitglieder,

2. die Art und Höhe der Versorgungs-
leistungen,

3. die Ermittlung und die Höhe der Bei-
träge,

4. Beginn und Ende der Teilnahme, die
Befreiung von der Teilnahme und die
freiwillige Teilnahme,

5. Bildung, Zusammensetzung, Wahl,
Amtsdauer und Aufgabe der Organe
des Versorgungswerkes

und bestimmen, dass Vermögen und Ver-
waltung des Versorgungswerkes unab-
hängig und getrennt von dem Vermögen,
der Verwaltung, dem Haushalt und den
Organen der Ingenieurkammer Hessen
sind. Die §§ 54 und 54d des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes in der Fassung
vom 17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I 
S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom
24. April 2015 (BGBl. I S. 642), gelten ent-
sprechend. Soweit die Ingenieurkammer
Hessen sich einem anderen berufsständi-
schen Versorgungswerk in der Bundesre-
publik Deutschland anschließt, darf die
Satzung auf die für dieses Versorgungs-
werk geltenden Vorschriften verweisen.

(4) Die Satzung bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde.

(5) Für die Beitreibung rückständiger
Beiträge zum Versorgungswerk gilt § 34
Abs. 3 entsprechend. Das gilt auch für
Kosten.

§ 29

Organe

(1) Die Organe der Ingenieurkammer
Hessen sind

1. die Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung,

2. der Vorstand.

Den Organen können nur Mitglieder der
Ingenieurkammer Hessen angehören.

(2) Scheidet ein in ein Kammeramt be-
rufenes Mitglied während seiner Amtszeit
aus der Ingenieurkammer Hessen aus, so
erlischt gleichzeitig auch sein Kammer-
amt.

(3) Die Mitglieder der Organe haben
nur Anspruch auf Entschädigung für Bar-
auslagen und eine pauschale Aufwands-

entschädigung, deren Höhe die Mitglie-
derversammlung oder die Vertreterver-
sammlung festsetzt.

§ 30

Mitgliederversammlung

(1) Der Mitgliederversammlung gehö-
ren alle Mitglieder der Ingenieurkammer
Hessen an.

(2) Die Mitgliederversammlung be-
schließt

1. die Satzungen,

2. die Wahlordnung,

3. die Beitragsordnung,

4. den Haushaltsplan oder Wirtschafts-
plan,

5. die Geschäftsordnung für die Mitglie-
der- oder Vertreterversammlung,

6. die Wahl der Rechnungsprüfer,

7. die Wahl, Abberufung und Entlas-
tung des Vorstandes,

8. die Errichtung eines Versorgungswer-
kes oder den Anschluss an eine ande-
re berufsständische Versorgungs-
oder Versicherungseinrichtung,

9. die Bildung von und Beteiligung an
Ausschüssen, Einrichtungen, Fach-
gruppen und örtlichen Untergliede-
rungen sowie die Wahl und Abberu-
fung der Mitglieder der Ausschüsse,
soweit nach Maßgabe einer Satzung
nicht der Vorstand dazu bestimmt
wird,

10. die Berufsordnung.

(3) Die Mitgliederversammlung ist
mindestens einmal jährlich vom Vorstand
einzuberufen. Eine außerordentliche Mit-
gliederversammlung ist binnen einer Frist
von zwei Monaten einzuberufen, wenn
der Vorstand das beschließt oder mindes-
tens ein Drittel aller Mitglieder oder ein
Drittel aller Pflichtmitglieder unter Anga-
be des Verhandlungsgegenstandes das
schriftlich beim Vorstand beantragen.

(4) Die Mitgliederversammlung ist be-
schlussfähig, wenn mehr als ein Viertel
der Mitglieder und mehr als ein Viertel
der Pflichtmitglieder anwesend sind. Ist
eine Angelegenheit wegen Beschlussun-
fähigkeit der Mitgliederversammlung zu-
rückgestellt worden und tritt die Mitglie-
derversammlung zur Verhandlung über
denselben Gegenstand erneut zusammen,
so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der
erschienenen Mitglieder beschlussfähig.
In der Ladung zu dieser Sitzung ist auf
diese Bestimmung ausdrücklich hinzu-
weisen.

(5) Die Beschlüsse werden unbescha-
det des Abs. 4 mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Ein
Antrag ist auch dann abgelehnt, wenn ei-
ne Mehrheit von zwei Dritteln der er-
schienenen Pflichtmitglieder gegen ihn
gestimmt hat.

(6) Beschlüsse über Satzungen, die
Beitragsordnung, die Geschäftsordnung
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für die Mitgliederversammlung oder Ver-
treterversammlung sowie über die Abbe-
rufung von Mitgliedern des Vorstandes
bedürfen einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der anwesenden Mitglieder und der
Hälfte der anwesenden Pflichtmitglieder.

§ 31

Vertreterversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung kann
in der Hauptsatzung beschließen, dass an
ihre Stelle die Vertreterversammlung tritt.

(2) Die Mitglieder der Vertreterver-
sammlung werden von den Mitgliedern
der Ingenieurkammer Hessen auf die
Dauer von fünf Jahren in allgemeiner,
gleicher, unmittelbarer, geheimer und
freier Wahl gewählt.

(3) Die Mitgliederversammlung erlässt
die Wahlordnung. Sie regelt das Nähere
über die Ausübung des Wahlrechts, die
Durchführung der Wahl, die Anzahl der
zu wählenden Vertreterinnen und Vertre-
ter sowie die vorzeitige Beendigung der
Mitgliedschaft zur Vertreterversammlung.
Die Wahlordnung bestimmt ferner, wie
die Fachrichtungen und die Tätigkeitsar-
ten bei der Zusammensetzung der Vertre-
terversammlung zu berücksichtigen sind.

(4) Die Vorschriften über Aufgaben
und Beschlussfassung der Mitgliederver-
sammlung nach § 30 gelten für die Ver-
treterversammlung entsprechend.

§ 32

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten, der Stell-
vertreterin (Vizepräsidentin) oder dem
Stellvertreter (Vizepräsidenten), der
Schatzmeisterin oder dem Schatzmeister
und drei weiteren Mitgliedern. Die Mit-
gliederversammlung kann beschließen,
dass dem Vorstand abweichend von 
Satz 1 zwei Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten und zwei weitere Mitglie-
der angehören. Die Präsidentin oder der
Präsident oder eine Vizepräsidentin oder
ein Vizepräsident und zwei weitere Mit-
glieder des Vorstands müssen Pflichtmit-
glieder sein.

(2) Der Vorstand wird von der Mitglie-
derversammlung für die Dauer von drei
Jahren gewählt. Die Hauptsatzung kann
bestimmen, dass dieser für die Dauer von
bis zu fünf Jahren gewählt wird. Scheidet
ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus,
so wird in der nächsten Mitgliederver-
sammlung für den Rest seiner Amtszeit
ein neues Mitglied gewählt.

(3) Kommt eine Wahl des Vorstandes
in der Zusammensetzung nach Abs. 1
nicht im ersten Wahlgang zustande, so ist
die Wahl einmal zu wiederholen. Wird
auch bei der Wiederholung kein Vorstand
gemäß Abs. 1 gewählt, so wählen Pflicht-
mitglieder und freiwillige Mitglieder die
ihrem Bereich zugehörigen Mitglieder
des Vorstandes in getrennten Wahlgän-
gen.

(4) Der Vorstand führt die Geschäfte
der Ingenieurkammer Hessen. Er ist ins-
besondere zuständig für die nach diesem
Gesetz und weiterer Rechtsvorschriften
durchzuführenden

1. Auskunfts-, Anerkennungs-, Eintra-
gungs-, Feststellungs-, Löschungs-
und Zuerkennungsverfahren,

2. Berufsverzeichnisse, Listen und Re-
gister,

3. Erklärungen der Unbedenklichkeit
einer in der Bezeichnung, Geschäfts-
bezeichnung oder Firma einer Berufs-
gesellschaft zu führenden Berufsbe-
zeichnung,

4. Überwachungen der Einhaltung der
Obliegenheiten und Berufspflichten,

5. Prüfung und Ausstellung der für die
Berufsausübung erforderlichen oder
beantragten Nachweise,

6. Anerkennungen von Fortbildungsver-
anstaltungen und

7. Ordnungswidrigkeitsverfahren.

(5) Die Präsidentin oder der Präsident
oder die Stellvertreterin oder der Stellver-
treter vertritt die Ingenieurkammer Hes-
sen gerichtlich und außergerichtlich. Er-
klärungen, durch die die Ingenieurkam-
mer Hessen verpflichtet werden soll, be-
dürfen der Schriftform.

(6) Für die laufenden Geschäfte hat
der Vorstand eine Geschäftsstelle einzu-
richten und dieser die Erledigung der lau-
fenden Geschäfte und Aufgaben nach
Abs. 4 zu übertragen. Einzelne Geschäfte
können auch einer anderen Stelle über-
tragen werden. Vorgesetzte oder Vorge-
setzter der Geschäftsführerin oder des
Geschäftsführers ist die Präsidentin oder
der Präsident, im Fall deren oder dessen
Verhinderung oder Auftrags deren oder
dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.
Weiteres zur Aufgabenwahrnehmung und
Besetzung ist durch eine Geschäftsord-
nung des Vorstandes zu bestimmen.

§ 33

Hauptsatzung

(1) Die Ingenieurkammer Hessen gibt
sich eine Hauptsatzung.

(2) Die Hauptsatzung muss Bestim-
mungen enthalten über

1. die Einberufung der Mitglieder- oder
Vertreterversammlung,

2. die Geschäftsführung der Ingenieur-
kammer Hessen,

3. die Einberufung und die Geschäfts-
ordnung des Vorstandes,

4. die Voraussetzungen einer Abberu-
fung des Vorstandes,

5. die Anzahl und Wahl der Rechnungs-
prüfer.

Sie kann unbeschadet der nach diesem
Gesetz oder aufgrund dieses oder eines
anderen Gesetzes bestehenden Vorschrif-
ten Bestimmungen über
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1. die weitere Art und den Ort von Be-
kanntmachungen,

2. die Bildung von Ausschüssen und
Einrichtungen,

3. die Einziehung von Urkunden,

4. weitere nach diesem Gesetz durch
Satzung zu regelnde Vorschriften ent-
halten.

(3) Die Hauptsatzung kann unbescha-
det der gesetzlichen Obliegenheiten und
Berufspflichten nach diesem Gesetz wei-
tere Bestimmungen über Anzeigenpflich-
ten der Mitglieder gegenüber der Inge-
nieurkammer Hessen enthalten.

§ 34

Finanzwesen

(1) Die Kosten der Errichtung und Tä-
tigkeit der Ingenieurkammer Hessen wer-
den, soweit sie nicht anderweitig gedeckt
sind, durch Beiträge der Kammermitglie-
der nach Maßgabe einer Beitragsordnung
aufgebracht. Der Vorstand stellt für jedes
Rechnungsjahr einen Haushaltsplan oder
Wirtschaftsplan auf und legt ihn der Mit-
gliederversammlung oder der Vertreter-
versammlung zur Beschlussfassung vor.
Der Haushaltsplan oder Wirtschaftsplan
muss den Grundsätzen eines sparsamen
und wirtschaftlichen Haushaltens ent-
sprechen.

(2) Die Ingenieurkammer Hessen ist
befugt, für Amtshandlungen, für die Inan-
spruchnahme von Einrichtungen und für
sonstige Leistungen, die keine Amtshand-
lungen sind, Kosten (Gebühren und Aus-
lagen) nach Maßgabe einer Kostenord-
nung mit Kostenverzeichnis zu erheben.
Bei der Bemessung der Gebühr ist nur
von dem mit der Amtshandlung oder der
sonstigen Leistung verbundenen Verwal-
tungsaufwand aller an der Amtshandlung
Beteiligten auszugehen. Die Kostenord-
nung und das Kostenverzeichnis erlässt
der Vorstand.

(3) Die Gemeinden, für Gemeinden
ohne Vollziehungsbeamte die Landkreise,
sind auf Ersuchen der Ingenieurkammer
Hessen verpflichtet, Beiträge, Gebühren,
Ordnungs- und Zwangsgelder, Geldaufla-
gen in Berufsordnungsverfahren und Kos-
ten nach Abs. 2 gegen eine Vergütung
von 5 Prozent der zu erhebenden Beträge
beizutreiben. Uneinbringliche Beitrei-
bungskosten (Gebühren und Auslagen)
sind von der Ingenieurkammer Hessen zu
erstatten.

(4) Das Finanzwesen kann in Form der
leistungsbezogenen Planaufstellung und
Bewirtschaftung entsprechend § 7a der
Hessischen Landeshaushaltsordnung in
der Fassung vom 15. März 1999 (GVBl. I
S. 248), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. Juni 2013 (GVBl. S. 447), sowie in
Form der Buchführung und Bilanzierung
nach den Grundsätzen des Handelsge-
setzbuches entsprechend § 71a der Hessi-
schen Landeshaushaltsordnung ausge-
führt werden. Die Entscheidung darüber
trifft der Vorstand.

§ 35

Staatsaufsicht
(1) Staatsaufsichtsbehörde der Inge-

nieurkammer Hessen ist das zuständige
Ministerium. Durch Rechtsverordnung
kann die Staatsaufsicht auf eine nachge-
ordnete Behörde übertragen werden.

(2) Die Staatsaufsicht erstreckt sich auf
die Beachtung der Gesetze, der zu ihrer
Durchführung ergangenen Rechtsverord-
nungen und Verwaltungsvorschriften so-
wie der Satzungen. Die Aufsichtsbehörde
kann rechtswidrige Entscheidungen der
Ingenieurkammer Hessen oder rechtswid-
rige Beschlüsse deren Organe außer Kraft
setzen und Maßnahmen rückgängig ma-
chen, die aufgrund eines rechtswidrigen
Beschlusses erfolgt sind.

(3) Erfüllt die Ingenieurkammer Hessen
die ihr obliegenden Pflichten oder Aufga-
ben nicht, so kann die Staatsaufsichtsbe-
hörde verlangen, dass die Ingenieurkam-
mer Hessen innerhalb einer bestimmten
Frist das Erforderliche veranlasst. Kommt
sie diesem Verlangen nicht nach, so kann
die Staatsaufsichtsbehörde anstelle und auf
Kosten der Ingenieurkammer Hessen die
erforderlichen Maßnahmen selbst ergreifen
oder von Dritten durchführen lassen.

(4) Reichen die Befugnisse nach Abs. 1
bis 3 nicht aus, um die Erfüllung der
Pflichten und Aufgaben der Ingenieur-
kammer Hessen zu gewährleisten, so
kann die Aufsichtsbehörde Beauftragte
bestellen, die einzelne oder alle Pflichten
oder Aufgaben der Ingenieurkammer
Hessen wahrnehmen oder erfüllen.

(5) Die Staatsaufsichtsbehörde ist zu
den Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lungen sowie auf Verlangen zu den Sit-
zungen des Vorstandes und von Aus-
schüssen und Einrichtungen einzuladen.
Beauftragten der Staatsaufsichtsbehörde
ist jederzeit das Wort zu erteilen. Auf Ver-
langen der Staatsaufsichtsbehörde ist die
Mitglieder- oder Vertreterversammlung
unverzüglich einzuberufen.

(6) Der Vorstand der Ingenieurkammer
Hessen erstattet der Staatsaufsichtsbehör-
de jährlich einen Tätigkeitsbericht über
das abgelaufene Haushalts- oder Ge-
schäftsjahr. Die Staatsaufsichtsbehörde
kann vom Vorstand jederzeit Auskunft
über Angelegenheiten der Ingenieurkam-
mer Hessen verlangen.

(7) Die Staatsaufsichtsbehörde kann
nach Maßgabe einer Kostenordnung für
die allgemeine Aufsicht und für Amts-
handlungen der Staatsaufsicht Gebühren
und Auslagen erheben.

Zweiter Abschnitt
Verfahren, Datenschutz, 

Rechtsverordnungen

§ 36
Genehmigungs- und Anzeigepflichten,

Bekanntmachungen

(1) Die Satzungen, der Haushalts- oder
Wirtschaftsplan, die Kostenordnung und
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die Festsetzung der Entschädigung und
Aufwandsentschädigung für die Mitglie-
der der Organe der Ingenieurkammer
Hessen sind der Aufsichtsbehörde binnen
einer Frist von vier Wochen nach Be-
schlussfassung in einer ausgefertigten
Fassung vorzulegen. Die Hauptsatzung
und die Wahlordnung sowie die Satzung
zur Führung einer Fachbezeichnung nach
§ 12 bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Sie sind mit dem Geneh-
migungsvermerk bekanntzumachen.

(2) Satzungen und die Kostenordnung
mit Kostenverzeichnis sowie andere nach
diesem Gesetz oder aufgrund dieses oder
eines anderen Gesetzes zu veröffentlichen-
de Vorschriften, Mitteilungen, Berufsver-
zeichnisse und Listen sind im Staatsanzei-
ger für das Land Hessen bekanntzuma-
chen. Die Bekanntmachung kann dort als
Hinweis in abgekürzter Form erfolgen,
wenn der vollständige Text mit Ausferti-
gungsvermerk und gegebenenfalls mit Ge-
nehmigungsvermerk von der Ingenieur-
kammer Hessen in elektronischer Form all-
gemein zugänglich gehalten oder eine Ko-
pie auf Anforderung übersandt wird. In der
abgekürzten Bekanntmachung ist darauf
hinzuweisen. Für die Einsichtnahme und
das Ausdrucken dürfen keine Kosten erho-
ben werden; bei Übersendung von Kopien
kann nur Ersatz der Portokosten verlangt
werden. Eine Bekanntmachung in anderen
Medien bleibt unberührt.

(3) Satzungen und die Kostenordnung
mit Kostenverzeichnis und deren Ände-
rung und Aufhebung treten am ersten
Tag des nach der Bekanntmachung fol-
genden dritten Monats in Kraft, soweit
kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist.

§ 37

Ordnungsgeld

(1) Der Vorstand der Ingenieurkammer
Hessen kann gegen Mitglieder oder in ei-
nem von ihr geführten Berufsregister, Be-
rufsverzeichnis und Berufsgesellschafts-
verzeichnis eingetragene Berufsangehöri-
ge und Berufsgesellschaften, die ihre sat-
zungsgemäßen oder rechtsverbindlichen
Obliegenheiten und Berufspflichten
schuldhaft verletzen, ein Ordnungsgeld
bis zu

25 000 Euro festsetzen. Das Ordnungs-
geld muss vorher schriftlich angedroht
werden. Die Androhung und die Festset-
zung des Ordnungsgeldes sind der oder
dem Betroffenen zuzustellen.

(2) Die Ordnungsgelder fließen der In-
genieurkammer Hessen zu. Sie werden
wie Beitragsrückstände beigetrieben.

(3) Wird ein Ordnungsgeld festgesetzt,
ist ein Berufsordnungsverfahren in dersel-
ben Angelegenheit ausgeschlossen.

§ 38

Datenschutz, Auskünfte

(1) In die nach diesem Gesetz und auf-
grund von Rechtsvorschriften zu führenden
Berufsverzeichnisse können folgende An-

gaben eingetragen werden, soweit das zur
ordnungsgemäßen Durchführung der Auf-
gaben nach diesem Gesetz oder aufgrund
weiterer Rechtsvorschriften erforderlich ist:

1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen,
frühere Namen, Datum und Ort der
Geburt, Staatsangehörigkeit, Ordens-
oder Künstlernamen, eine ge-
schlechtsbezogene Anrede, akademi-
sche Grade,

2. die Anschrift des Ortes der Niederlas-
sung, der Anstellung, der Hauptwoh-
nung und einer anderen maßgebli-
chen Wohnung,

3. die Berufsbezeichnung und Tätig-
keitsart sowie Zusätze zur Berufsbe-
zeichnung,

4. das Datum der Eintragung, deren Än-
derung und deren Löschung,

5. die Berufsverzeichnis-, Listen- oder
Mitgliedsnummer und Übermitt-
lungssperren,

6. Eintragungen in Berufsverzeichnisse,
Verzeichnisse und Listen anderer be-
rufsständischer Kammern und amtli-
che Register in einem andere Bundes-
land, einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union und einem
weiteren Staat,

7. Interessens- und Tätigkeitsschwer-
punkte, elektronische Post- und Inter-
net-Adressen, besondere Rechte und
Befähigungen als berufsangehörige
Person sowie andere berufsfördernde
Merkmale aufgrund freiwilliger An-
gaben,

8. in einem besonderen Berufsverzeich-
nis Anzeigen und Angaben Auswärti-
ger nach § 17, die im Geschäftsbe-
reich anzeigepflichtige Dienstleistun-
gen vorübergehend erbringen, ohne
dass die betreffende Person oder Be-
rufsgesellschaft damit Mitglied der
Ingenieurkammer Hessen oder eines
Versorgungswerkes oder einer ande-
ren Einrichtung wird,

9. weitere zur Verwaltung der Eintra-
gungen notwendige Ordnungsmerk-
male.

Das Nähere bestimmt der Vorstand der
Ingenieurkammer Hessen.

(2) Zu statistischen Zwecken nach dem
Recht der Europäischen Union sind ge-
trennt einzutragen der Heimat- und Her-
kunftsstaat sowie der Ort und Name der
Ausbildungsstätte, bei der der berufsquali-
fizierende Abschluss erworben wurde, und
nach dem Recht der Europäischen Union
anerkannte, von den Vorschriften dieses
Gesetzes oder aufgrund eines Gesetzes
durch Rechtsverordnung erlassenen Vor-
schriften abweichende Rechte, die zur Nie-
derlassung oder Erbringung von Dienst-
leistungen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes berechtigen.

(3) Fünf Jahre nach der Löschung der
Eintragung in einem Berufsverzeichnis und
anderen Verzeichnissen oder Registern
und einer Maßnahme nach § 11 Abs. 3, 
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§ 17 Abs. 7, §§ 23, 25 und § 39 Abs. 1 sowie
nach der Ausführung personenbezogener
Anfragen und Auskünfte nach Abs. 4 und 
§ 22 Abs. 4, 5 und 7 sind alle gespeicherten
Daten zu löschen, sofern diese zur Erfül-
lung der Aufgaben der Ingenieurkammer
Hessen nicht weiter erforderlich sind oder
die betroffene Person oder Berufsgesell-
schaft nicht die weitere Speicherung bean-
tragt. Die Pflicht zur weiteren Speicherung
und Löschung nach Maßgabe anderen
Rechts bleibt unberührt. Die Betroffenen
sind vor der Löschung der Eintragung in
einem Berufsverzeichnis oder Register
nach Satz 1 auf ihr Recht auf eine weitere
Speicherung schriftlich hinzuweisen.

(4) Wer ein berechtigtes Interesse an
den nach Abs. 1 und 2 erhobenen Daten
glaubhaft macht, dem ist Auskunft über
einzelne oder alle Eintragungen zu ertei-
len. Solche Daten dürfen ganz oder teilwei-
se von der Ingenieurkammer Hessen veröf-
fentlicht oder allgemein an Dritte weiterge-
geben werden, solange dem von der einge-
tragenen Person schriftlich zugestimmt
wurde. Empfänger von im Einzelfall über-
mittelten Daten sind verpflichtet, die Daten
nur zu dem bestimmungsgemäßen Zweck
zu verwenden und danach unverzüglich
oder bei einer begründeten weiteren Spei-
cherung spätestens fünf Jahre nach dem
Empfang der Daten zu löschen.

§ 39

Rechtsverordnungen

(1) Die zuständige Ministerin oder der
zuständige Minister wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnungen Regelungen
zu treffen über

1. den Inhalt, Umfang und Nachweis
der für die Berufsbezeichnung erfor-
derlichen praktischen Tätigkeit ein-
schließlich Baustellenpraxis, der Fort-
bildung während der Berufspraxis
und die Anerkennung von in anderen
Mitgliedstaaten oder in Drittländern
absolvierten Berufspraktika nach § 5
Abs. 1 Satz 1, § 8 Abs. 1 Nr. 3, § 10
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a und b,

2. die von den Mitgliedern der Inge-
nieurkammer Hessen in ihren Fach-
gebieten wahrzunehmenden Fortbil-
dungsmaßnahmen,

3. die Anpassung der Mindestversiche-
rungssumme nach § 15 Abs. 2,

4. Ausgleichsmaßnahmen nach § 18
Abs. 1 insbesondere nach Maßgabe
des Art. 14 der Richtlinie 2005/36/EG,

5. die Bestimmung der Ingenieurkam-
mer Hessen als zuständige Stelle
nach § 117 Abs. 2 Satz Versiche-
rungsvertragsgesetz und weitere Auf-
gaben nach § 27 Abs. 2 und Abs. 4,

6. die Ergänzung zu den Bestimmungen
der Durchführungsakte zur Umset-
zung des Art. 56a der Richtlinie
2005/36/EG.

(2) Soweit es zur Abwendung oder Er-
füllung bindender Rechtsakte der Euro-
päischen Union, Rechtsvorschriften und
Entscheidungen der Bundesrepublik

Deutschland und Entscheidungen deut-
scher Gerichte erforderlich ist, wird die
zuständige Ministerin oder der zuständi-
ge Minister ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Regelung zu treffen über

1. die Voraussetzungen und Führung
der Berufsbezeichnung,

2. die Ausübung des Niederlassungs-
rechts und des Rechts auf freien
Dienstleistungsverkehr,

3. die Anerkennung und Ausstellung
von Nachweisen,

4. die Teilnahme an und Ausführung
von Auskunftsersuchen insbesondere
in Binnenmarkt- Informationssyste-
men,

5. den Inhalt und das Verfahren zur
Ausstellung Europäischer Berufsaus-
weise und des Umgangs mit IMI-Da-
teien im Sinne des Art. 4a Abs. 5 der
Richtlinie 2005/36/EG,

6. weitere Aufgaben,

insbesondere nach den Richtlinien 2005/
36/EG sowie der Richtlinie 2006/123/EG
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 12. Dezember 2006 über Dienst-
leistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L
376 S. 36) sowie nach Richtlinien der Eu-
ropäischen Union zum öffentlichen Auf-
tragswesen, nach Abkommen über den
Beitritt weiterer Staaten zur Europäischen
Union und über Abkommen mit anderen
Staaten und Organisationen sowie sonsti-
ger Rechtsakte der Europäischen Union.

DRITTER TEIL

Bußgeldvorschriften, Übergangs- und
Schlussvorschriften

§ 40

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. unbefugt eine Berufsbezeichnung
oder einen Zusatz dazu führt oder
führen lässt oder einen zu führenden
Zusatz zu führen unterlässt oder füh-
ren lässt oder eine Befugnis zu besit-
zen vorgibt, ohne dazu nach § 1, § 3
Abs. 1 bis 4, § 6 Abs. 1, 2, 3 Satz 2
und Abs. 4 Satz 1, § 9 Abs. 1 Satz 1
oder § 12 Abs. 2 berechtigt zu sein,

2. personenbezogene Daten entgegen
den Pflichten nach § 38 Abs. 4 Satz 3
verarbeitet oder nicht fristgemäß
löscht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße in Höhe bis zu 10 000
Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten in der Fassung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. Mai 2015
(BGBl. I S. 706), ist die Ingenieurkammer
Hessen. Die Geldbußen und Verwarnungs-
gelder fließen in die Kasse der Ingenieur-
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kammer Hessen. Sie hat die notwendigen
Auslagen zu tragen, die einem Betroffenen
nach § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten zu erstatten sind. Für
die Beitreibung der Geldbußen, Verwar-
nungsgelder, Gebühren, Auslagen und
sonstigen Kosten aufgrund eines Bußgeld-
bescheides der Ingenieurkammer Hessen
gilt § 34 Abs. 3 entsprechend.

(4) Die Zuständigkeit einer anderen Be-
hörde zur Verfolgung einer Ordnungswid-
rigkeit nach anderem Recht entsprechend
dem Abs. 1 Nr. 2 bleibt unberührt. Für den-
selben Verstoß kann nur einmal ein Buß-
geldverfahren durchgeführt werden.

§ 41

Übergangsvorschriften

(1) Wer nach dem Ingenieurgesetz
vom 15. Juli 1970 (GVBl. I S. 407) oder
dem Ingenieurkammergesetz vom 
30. September 1986 (GVBl. I S. 281) in der
jeweils am 8. Dezember 2015 geltenden
Fassung berechtigt ist, eine nach diesen
Gesetzen geschützte Berufsbezeichnung
zu führen, bleibt weiter dazu berechtigt.

(2) Wer am Tag vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes in das Berufsverzeichnis
bauvorlageberechtigter Ingenieurinnen
und Ingenieure der Ingenieurkammer
Hessen eingetragen ist, bleibt unter den
Bedingungen des § 19a Abs. 4 bis 8 des
Ingenieurkammergesetzes bauvorlagebe-
rechtigt und ist von Pflichtmitgliedschaft
nach § 26 Abs. 2 Nr. 2 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 freigestellt. Das gilt auch im Fal-
le eines nach § 19a Abs. 9 ausgestellten
Nachweises über die Bauvorlageberechti-
gung. Ist am Tag des Inkrafttreten dieses
Gesetzes die Eintragung einer bauvorla-
geberechtigten Person nach § 19a Abs. 4
Satz 1 des Ingenieurkammergesetzes ge-
löscht oder zu löschen oder ist ein befris-
teter Nachweis der Bauvorlageberechti-
gung nach § 19a Abs. 8 Satz 1 des Inge-
nieurkammergesetzes abgelaufen, erfolgt
nur noch eine Eintragung nach § 10 die-
ses Gesetzes.

(3) Wer bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2020 die Eintragungsvoraussetzungen
als Stadtplanerin und Stadtplaner nach 
§ 19b Abs. 2 bis 4 des Ingenieurkammer-
gesetzes in der am 8. Dezember 2015 gel-
tenden Fassung erfüllt, ist auf Antrag in
das Berufsverzeichnis nach § 8 dieses Ge-
setzes einzutragen.

(4) Die am 8. Dezember 2015 beste-
hende Ingenieurkammer Hessen besteht
in der Besetzung des gewählten Vorstan-
des als die nach diesem Gesetz fort. Die
nach § 3 Abs. 1 und 2 des Ingenieurkam-
mergesetzes in der am 8. Dezember 2015
geltenden Fassung bestehenden Mit-
gliedschaften bestehen als solche nach
diesem Gesetz weiter.

(5) Die von der Ingenieurkammer Hes-
sen aufgrund des Ingenieurkammergeset-
zes erlassenen Satzungen und die Kosten-
ordnung mit Kostenverzeichnis bestehen
als solche nach diesem Gesetz fort und

können nach Maßgabe dieses Gesetzes
geändert und aufgehoben werden.

(6) Der nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Inge-
nieurkammergesetzes in der am 8. De-
zember 2015 geltenden Fassung beste-
hende Eintragungsausschuss besteht als
ein von der Ingenieurkammer Hessen
durch Satzung einsetzbarer Eintragungs-
ausschuss fort. Die nach § 7 Abs. 4 des In-
genieurkammergesetzes in der am 8. De-
zember 2015 geltenden Fassung bestell-
ten Mitglieder bleiben bis zu einer nach
Maßgabe der Satzung erfolgten Bestel-
lung im Amt.

(7) Die nach dem Ingenieurgesetz und
dem Ingenieurkammergesetz in der je-
weils am 8. Dezember 2015 geltenden
Fassung getroffenen Entscheidungen,
Eintragungen und Löschungen sowie die
ausgestellten Nachweise bleiben unbe-
rührt. Die nach dem Ingenieurgesetz und
dem Ingenieurkammergesetz in der je-
weils am 8. Dezember 2015 geltenden
Fassung eingeleiteten Verfahren sind
nach den bisherigen Verfahrensvorschrif-
ten weiterzuführen, es sei denn, die Vor-
schriften nach diesem Gesetz sind für die
betroffene berufsangehörige Person oder
Berufsgesellschaft günstiger.

(8) Der nach § 3a Abs. 1 des Ingenieur-
kammergesetzes in der am 8. Dezember
2015 geltenden Fassung bestehende An-
schluss an ein berufsständisches Versor-
gungswerk besteht als solcher nach die-
sem Gesetz fort.

§ 42

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ausnah-
me von § 28 mit Ablauf des 31. Dezember
2023 außer Kraft.

Artikel 23)4)

Hessisches Architekten- und 
Stadtplanergesetz (HASG)
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ERSTER TEIL

Schutz der Berufsbezeichnungen

§ 1

Berufsbezeichnungen

(1) Die Berufsbezeichnungen

1. „Architektin“ oder „Architekt“,

2. „Innenarchitektin“ oder „Innenarchi-
tekt“,

3. „Landschaftsarchitektin“ oder „Land-
schaftsarchitekt“,

4. „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“

darf führen, wer unter der jeweiligen Be-
rufsbezeichnung in ein Berufsverzeichnis
nach § 3 dieses Gesetzes eingetragen oder
aufgrund des Rechts der Europäischen
Union oder als auswärtige berufsangehöri-
ge Person oder Berufsgesellschaft nach § 7
dazu berechtigt ist. § 6 des Hessischen In-
genieurgesetzes vom 30. November 2015
(GVBl. S. 457) bleibt unberührt.

(2) Einen Zusatz wie „frei“ oder „frei-
schaffend“ zur Berufsbezeichnung nach
Abs. 1 darf führen, wer seinen Beruf ei-
genverantwortlich und unabhängig aus-
übt. Eigenverantwortlich handelt, wer sei-
ne berufliche Tätigkeit unmittelbar
selbstständig alleine oder in dieser Weise
mit anderen freiberuflich Tätigen, mit an-
gestellten Berufsangehörigen oder in ei-
ner Berufsgesellschaft ausübt. Unabhän-
gig tätig ist, wer bei Ausführung der Be-
rufstätigkeit weder eigene Produktions-,
Handels- oder Lieferinteressen hat noch
fremde Interessen dieser Art vertritt, die
unmittelbar oder mittelbar im Zusammen-
hang mit der beruflichen Tätigkeit ste-
hen.

(3) Die Berufsbezeichnung hat mit dem
Zusatz „baugewerblich“ oder „gewerb-
lich“ zu führen, wer mit dieser Tätigkeits-
art in ein Berufsverzeichnis nach § 3 die-
ses Gesetzes oder § 6 Abs. 4 Satz 2 des
Hessischen Ingenieurgesetzes eingetra-
gen ist.

(4) Wortverbindungen mit den Berufs-
bezeichnungen nach Abs. 1 oder davon
abgeleitete Bezeichnungen (Wortbildun-
gen) darf nur führen oder führen lassen,
wer die entsprechende Berufsbezeich-
nung zu führen berechtigt ist.

(5) Das Recht zur Führung akademi-
scher Grade und die nach dem Recht der
Europäischen Union gewährte Befugnis,
die Berufsbezeichnung nach dem Recht
des Heimat- oder Herkunftsstaates in ei-
ner dessen Amtssprache zu führen, blei-
ben unberührt.

(6) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen kann in begründeten
Einzelfällen den Nachweis der rechtmäßi-
gen Führung der Berufsbezeichnung
nach Abs. 1 bis 5 verlangen.

§ 2

Berufsaufgaben

(1) Wesentliche Berufsaufgaben sind
im Fachgebiet der

1. Architektur die gestaltende, nachhal-
tige, technische und wirtschaftliche
Planung von Gebäuden und anderen
Bauwerken und deren Ausstattung,

2. Innenarchitektur die gestaltende,
nachhaltige, technische und wirt-
schaftliche Planung von Innenräu-
men, den damit verbundenen bauli-
chen Änderungen an Gebäuden und
der Ausstattung,

3. Landschaftsarchitektur die gestalten-
de, nachhaltige, technische und wirt-
schaftliche Planung von Freiflächen
und Landschaften,

4. Stadtplanung die gestaltende, nach-
haltige, technische und wirtschaftli-
che Orts-, Stadt- und Raumplanung
mit Schwerpunkt in der städtebauli-
chen Planung und Bauleitplanung,
das Stadtbauwesen sowie die Mitwir-
kung bei der Raumordnung.

(2) Zu den Berufsaufgaben aller Fach-
gebiete (Berufsgruppen) gehören auch
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die Beratung und Betreuung der Auftrag-
geberschaft und deren Vertretung in den
mit der Planung und Durchführung eines
Vorhabens zusammenhängenden fachli-
chen Fragen, die künstlerische Beratung
sowie die Überwachung der Ausführung
eines Vorhabens, die Generalplanung
und die Erstattung von Fachgutachten.
Die Berufsaufgaben umfassen ferner die
Projektentwicklung, -steuerung und -un-
terhaltung, Forschungs-, Lehr-, Entwick-
lungs- und Sachverständigentätigkeit.

(3) Das nach dem Recht der Europäi-
schen Union gewährte Recht, im Geltungs-
bereich und nach Maßgabe dieses Geset-
zes unbeschadet der Geltung sonstigen
Rechts denselben Beruf wie den, für den
die berufsangehörige Person oder Berufs-
gesellschaft in ihrem Herkunftsmitglied-
staat der Europäischen Union oder in ei-
nem nach dem Recht der Europäischen
Union gleichgestellten anderen Staat qua-
lifiziert ist, aufzunehmen und unter densel-
ben Voraussetzungen wie eine inländische
berufsangehörige Person oder Berufsge-
sellschaft auszuüben, bleibt unberührt.

§ 3

Berufsverzeichnisse

(1) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen führt die Berufsverzeich-
nisse der im Lande Hessen ansässigen
Berufsangehörigen und Berufsgesell-
schaften. Die Zuständigkeit anderer be-
rufsständischer Kammern bleibt unbe-
rührt.

(2) In die Berufsverzeichnisse sind ein-
zutragen

1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen,
frühere Namen, Datum und Ort der
Geburt, Staatsangehörigkeit, Ordens-
oder Künstlernamen, eine ge-
schlechtsbezogene Anrede, akademi-
sche Grade,

2. die Anschrift des Ortes der Niederlas-
sung, der Anstellung oder der Haupt-
wohnung,

3. die Berufsbezeichnung und Tätig-
keitsart wie freischaffend oder freibe-
ruflich in Nebentätigkeit, im privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnis oder öf-
fentlichen Dienst, selbstständig oder
angestellt im Baugewerbe oder in ei-
nem anderen Gewerbe, freischaffend,
nicht freischaffend oder gewerblich in
einer Berufsgesellschaft oder nicht
mehr berufstätig und Angaben zur
Bauvorlageberechtigung in Hessen,

4. das Datum der Eintragung, einer Än-
derung und deren Löschung,

5. die Mitgliedsnummer und Übermitt-
lungssperren.

(3) Eingetragen werden können

1. Angaben über Eintragungen in Be-
rufsverzeichnissen anderer berufs-
ständischer Kammern in einem Bun-
desland, in anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union und in nach
dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staaten,

2. Interessens- und Tätigkeitsschwer-
punkte, elektronische Post- und Inter-
net-Adressen, besondere Rechte und
Befähigungen als berufsangehörige
Person sowie andere berufsfördernde
Merkmale aufgrund freiwilliger An-
gaben, die jederzeit rücknehmbar
sind,

3. Ordnungsmerkmale zur Verwaltung
der Eintragungen,

4. Name, Anschrift und Versicherungs-
summe der Berufshaftpflichtversiche-
rung sowie die vereinbarten Erhö-
hungen der Versicherungssumme.

Das Nähere bestimmt die Architekten-
und Stadtplanerkammer.

(4) Zu statistischen Zwecken sind ge-
trennt einzutragen der Heimat- und Her-
kunftsstaat sowie der Ort und Name der
Ausbildungsstätte, bei der der berufsqua-
lifizierende Abschluss erworben wurde,
und nach dem Recht der Europäischen
Union anerkannte, von den Vorschriften
dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften abwei-
chende Rechte, die zur Niederlassung im
Geltungsbereich dieses Gesetzes berech-
tigen.

§ 4

Eintragungsvoraussetzungen, 
Gleichwertigkeit, Ausgleichsmaßnahmen

(1) In das Berufsverzeichnis des ent-
sprechenden Fachgebietes ist auf Antrag
einzutragen, wer

1. eine den Berufsaufgaben nach § 2
Abs. 1 entsprechende berufsqualifi-
zierende Ausbildung in einem Studi-
um in einem Fachgebiet von mindes-
tens vier Jahren an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten Hoch-
schule oder vergleichbaren Ausbil-
dungseinrichtung mit einem nach
dem Recht eines Bundeslandes oder
der Europäischen Union anerkannten
Bachelor, Master, Diplom oder mit ei-
nem entsprechenden Prüfungszeug-
nis oder sonstigen Befähigungs- und
Ausbildungsnachweis abgeschlossen,

2. eine nachfolgende hauptberufliche
praktische Tätigkeit (Berufspraxis) in
dem betreffenden Fachgebiet in Voll-
zeitbeschäftigung von zwei Jahren
oder in Teilzeitbeschäftigung, die ei-
ner vergleichbaren Vollzeitbeschäfti-
gung von zwei Jahren entspricht, wo-
bei eine berufspraktische Tätigkeit
nach Abschluss eines ersten berufs-
qualifizierenden Studiengangs und
vor Beginn oder während eines Mas-
terstudiengangs bis zu einem Jahr
angerechnet werden kann, erbracht
und

3. seine berufliche Niederlassung oder
hauptberufliche Anstellung oder oh-
ne eine solche seine Hauptwohnung
im Geschäftsbereich der Architekten-
und Stadtplanerkammer

hat. Eine berufsqualifizierende Ausbil-
dung setzt eine Regelstudienzeit von ins-
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gesamt mindestens acht Semestern oder
vier Jahren auf Vollzeitbasis oder sechs
Studienjahren, die zumindest drei Jahre
Vollzeitstudium an einer Hochschule oder
einer vergleichbaren Ausbildungseinrich-
tung umfassen und die mit einer Prüfung
auf Hochschulniveau erfolgreich abge-
schlossen wurde, voraus. Dies gilt nicht,
wenn nach diesem Gesetz oder aufgrund
weiterer Rechtsvorschriften oder nach
dem Recht der Europäischen Union ein
Studiengang mit anderer Regelstudien-
zeit anerkannt ist oder es liegt ein Befähi-
gungs- und Ausbildungsnachweis vor, der
in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union erforderlich ist, um dort
die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung zu erhalten. Bei Staatsangehö-
rigen eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines Vertragsstaates
des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum gelten in der Fachrich-
tung Architektur als gleichwertig die
nach Art. 21, 46 und 47 der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 7. September 2005
über die Anerkennung von Berufsqualifi-
kationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22), zuletzt
geändert durch Richtlinie 2013/55/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. November 2013 (ABl. EU Nr. L
354 S. 132), anerkannten Ausbildungs-
nachweise sowie die Nachweise nach 
Art. 23 und 49 der Richtlinie 2005/36/EG.
Dies gilt entsprechend für Drittstaatsan-
gehörige, soweit sich hinsichtlich der An-
erkennung der Ausbildungsnachweise
nach dem Recht der Europäischen Union
eine Gleichstellung ergibt. Ist ein außer-
halb der Europäischen Union ausgestell-
tes Diplom, Prüfungszeugnis oder sonsti-
ger Ausbildungs- oder Befähigungsnach-
weis in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union anerkannt worden,
ist die Gleichwertigkeit dieses Nachwei-
ses durch die Architekten- und Stadtpla-
nerkammer Hessen besonders festzustel-
len. Als Architektin oder Architekt ist un-
abhängig von den Voraussetzungen des
Satz 1 Nr. 1 einzutragen, wem die ent-
sprechende Berufsbezeichnung wegen
besonderer fachlicher Leistungen auf dem
Gebiet der Architektur nach dem Recht
eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union oder eines nach dem Recht der Eu-
ropäischen Union gleichgestellten ande-
ren Staates verliehen wurde.

(2) Die Eintragung als

1. Landschaftsarchitektin oder Land-
schaftsarchitekt ist auch mit einer
Ausbildung in der Fachrichtung
Landschaftsplanung oder Landespfle-
ge möglich;

2. Stadtplanerin oder Stadtplaner setzt
eine Ausbildung in

a) der Fachrichtung Stadtplanung
oder Raumplanung mit Schwer-
punkt Stadtplanung oder

b) der Fachrichtung Architektur,
Bauingenieurwesen, Geografie,
Landschaftsarchitektur und Land-
schaftsplanung, Stadtbauwesen,
Vermessungswesen oder Landes-

pflege mit Schwerpunkt oder Auf-
bau- oder Ergänzungsstudium der
Stadtplanung oder mit einer
hauptberuflichen fachlichen Be-
rufspraxis von fünf Jahren in Voll-
zeitbeschäftigung oder Teilzeitbe-
schäftigung, die einer vergleich-
baren Vollzeitbeschäftigung von
fünf Jahren entspricht, oder

c) einem nach dem Recht der Euro-
päischen Union anzuerkennenden
vergleichbaren anderen Studien-
gang

voraus.

(3) Die Berufspraxis nach Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 umfasst eine unter fachkundiger
Aufsicht einer berufsangehörigen Person
der gleichen Fachrichtung ausgeübte Tä-
tigkeit in wesentlichen dem betreffenden
Fachgebiet entsprechenden Berufsaufga-
ben (einschließlich Baustellenpraxis von
mindestens sechs Monaten) und die Teil-
nahme an Fortbildungsmaßnahmen. Es ist
nach Abschluss zu bewerten. Die Berufs-
praxis darf erst nach Abschluss der ersten
drei Studienjahre stattfinden. Mindestens
ein Jahr der Berufspraxis muss auf den
während des Studiums erworbenen
Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompeten-
zen aufbauen. Berufspraxis, die in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum absolviert wurde, ist anzuerkennen.
Gleiches gilt für Berufspraxis, das in Dritt-
staaten absolviert wurde, soweit es nach
dem Recht der Europäischen Union
gleichwertig ist. Das Nähere über Inhalt,
Umfang und Nachweis der praktischen
Tätigkeit und der Fortbildungsmaßnah-
men ist durch Rechtsverordnung der zu-
ständigen Ministerin oder des zuständi-
gen Ministers zu regeln. Des Nachweises
der Berufspraxis bedarf es nicht, wenn ei-
ne solche nach dem Recht der Europäi-
schen Union nicht gefordert werden darf.
Der Nachweis der Gleichwertigkeit der in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem nach dem
Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staat erworbenen Be-
rufspraxis mit den Anforderungen nach
Satz 1 kann verlangt werden.

(4) Die Voraussetzungen nach Abs. 1
und 2 sind auch erfüllt durch die Staats-
prüfung zum höheren bautechnischen
Verwaltungsdienst in der Bundesrepublik
Deutschland in der dem Fachgebiet ent-
sprechenden Fachrichtung. Den Anforde-
rungen an die Berufspraxis nach Abs. 3
steht eine fachliche Beschäftigung im öf-
fentlichen Dienst gleich. Die Vorausset-
zungen nach Abs. 1 und 2 sind auch er-
füllt, wenn der Beruf vollzeitlich ein Jahr
lang oder in einer entsprechenden Zeit-
dauer in Teilzeit in den vorhergehenden
zehn Jahren in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder einem
diesem gleichgestellten Staat, der diesen
Beruf nicht reglementiert, ausgeübt wur-
de, sofern ein oder mehrere Befähigungs-
oder Ausbildungsnachweise vorliegen,
die den Anforderungen nach Art. 13 
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Abs. Buchst. 2 der Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen der Richtlinie
2005/36/EG entsprechen. Die einjährige
Berufserfahrung darf nicht gefordert wer-
den, wenn der Ausbildungsnachweis der
antragstellenden Person eine reglemen-
tierte Ausbildung abschließt. Für die Ein-
tragung nach Abs. 1 Satz 1 müssen die
übrigen Anforderungen an die Befähi-
gungs- oder Ausbildungsnachweise nach
Art. 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt
sein. Dabei gelten Ausbildungsgänge
oder -nachweise im Sinne des Art. 3 Abs. 3
und Art. 12 der Richtlinie 2005/36/EG als
gleichwertig.

(5) Wenn sich die Berufsqualifikation
von auswärtigen Berufsangehörigen we-
sentlich von den Voraussetzungen des
Abs. 1 unterscheiden, können nach Maß-
gabe des Rechts der Europäischen Union
aufgrund einer Rechtsverordnung der zu-
ständigen Ministerin oder des zuständi-
gen Ministers Ausgleichsmaßnahmen in
Form

1. eines höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrganges durch die Ausübung
eines reglementierten Berufs unter
Verantwortung eines qualifizierten
Berufsangehörigen und einer Zusatz-
ausbildung mit abschließender Be-
wertung durch die Architekten- und
Stadtplanerkammer Hessen oder

2. einer Eignungsprüfung

verlangt werden, soweit der Schutz der
Allgemeinheit oder der Auftraggeber-
schaft das erfordert und es sich um we-
sentliche Unterschiede gegenüber den
Anforderungen von Abs. 1 handelt. Dabei
ist in die Prüfung einzubeziehen, ob die
durch Berufspraxis oder lebenslanges
Lernen erworbenen Kenntnisse, Fähigkei-
ten und Kompetenzen, die von der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer Hessen
formell als gültig anerkannt wurden, we-
sentliche Unterschiede gegenüber den
Anforderungen ausgleichen. Die Antrag-
stellerin oder der Antragsteller ist durch
Bescheid zu unterrichten und darauf hin-
zuweisen, dass die Unterschiede ausge-
glichen werden können. Sie haben das
Recht der Wahl zwischen einer der Aus-
gleichsmaßnahmen. Davon kann im Sin-
ne von Art. 11 Abs. 3 der Richtlinie
2005/36/EG abgewichen werden, wenn
die nach diesem Gesetz vorgeschriebenen
Anforderungen deutlich von den vorhan-
denen Qualifikationen abweichen. Keine
Wahl hat die Antragstellerin oder der An-
tragsteller, wenn der Ausbildungsnach-
weis dem Berufsqualifikationsniveau des
Art. 11 Buchst. b der Richtlinie
2005/36/EG entspricht. In diesem Fall
steht nur die Eignungsprüfung zur Verfü-
gung. Entspricht der Ausbildungsnach-
weis dem Berufsqualifikationsniveau des
Art. 11 Buchst. a der Richtlinie
2005/36/EG, ist sowohl ein Anpassungs-
lehrgang als auch eine Eignungsprüfung
abzulegen. Die Eignungsprüfung ist spä-
testens sechs Monate nach der Entschei-
dung nach Abs. 1 Satz 2 zu ermöglichen.

(6) Mit dem Antrag sind neben den
Nachweisen nach Abs. 1 bis 4 beizubrin-
gen

1. ein Nachweis über die Staatsangehö-
rigkeit, eine Geburtsurkunde sowie
ein Nachweis über den geführten und
früher geführte Namen,

2. ein Nachweis über den im Lande
Hessen gelegenen Ort der berufli-
chen Niederlassung, der hauptberuf-
lichen Anstellung oder der Haupt-
wohnung,

3. eine Erklärung darüber, dass Gründe
nicht bekannt sind, die nach § 5 einer
Eintragung entgegenstehen können,

4. eine Erklärung über frühere, beste-
hende oder anderweitig beantragte
Eintragungen in vergleichbaren Be-
rufsverzeichnissen anderer berufs-
ständischer Kammern in den Bundes-
ländern, in anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union oder in nach
dem Recht der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staaten,

5. ein Nachweis über eine ausreichende
Berufshaftpflichtversicherung bei
selbstständiger oder selbstständig ge-
werblicher Berufsausübung, der den
Voraussetzungen des § 6 Abs. 4 
Satz 7 entspricht,

6. ein Führungszeugnis aus dem Bun-
deszentralregister zur Vorlage bei ei-
ner Behörde und gegebenenfalls ver-
gleichbare nach dem Recht eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder nach dem Recht
der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staates ausgestellte
andere Nachweise; bestehen Zweifel
an der Zuverlässigkeit nach § 5
Abs. 1, kann eine unbeschränkte
Auskunft aus dem Gewerbezentralre-
gister verlangt werden,

7. als freie oder freischaffende berufsan-
gehörige Person eine Erklärung, dass
der Beruf entsprechend § 1 Abs. 2
ausgeübt wird,

8. ein Nachweis über die Zahlung der
Gebühr nach § 13 Abs. 2 Nr. 4 in Ver-
bindung mit § 14 Abs. 3 (Eintra-
gungsgebühr),

9. weitere nach dem Recht der Europäi-
schen Union anzuerkennende Nach-
weise.

Bei begründeten Zweifeln und soweit er-
forderlich können beglaubigte Kopien
verlangt werden. Antragseingang und
Vollständigkeit der Unterlagen sind dem
Antragsteller binnen eines Monats zu be-
stätigen. Das Verfahren kann elektronisch
über die einheitliche Stelle des § 71a Hes-
sisches Verwaltungsverfahrensgesetz ab-
gewickelt werden. Wird über die bean-
tragte Eintragung nach Abs. 1 Satz 1
nicht innerhalb einer Frist von drei Mona-
ten entschieden, gilt sie als erteilt. Im Üb-
rigen gilt § 42a des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes.

(7) Ist die Eintragung in einem ande-
ren vergleichbaren Berufsverzeichnis in
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einem Bundesland nur deshalb gelöscht
worden, weil die Eintragung oder die da-
für maßgebliche berufliche Niederlassung
oder Anstellung oder der entsprechende
Wohnsitz aufgegeben wurde, so ist die
Person innerhalb von drei Monaten nach
Löschung ohne Prüfung der Eintragungs-
voraussetzungen in die Liste ihres Fach-
gebiets einzutragen, soweit kein Versa-
gungsgrund vorliegt. Wird die Eintragung
bei einer anderen Kammer beibehalten,
gilt Satz 1 entsprechend.

(8) Vom Nachweis einzelner Eintra-
gungsvoraussetzungen kann abgesehen
werden, wenn die Durchführung der Vor-
schrift im Einzelfall zu einer besonderen
Härte führen würde und die Abweichung
mit den öffentlichen Belangen vereinbar
ist. Eine besondere Härte liegt insbeson-
dere vor, wenn dem Zweck einer Eintra-
gungsvoraussetzung auf andere Weise
entsprochen werden kann. Das gilt nicht
für die Anerkennung von Hochschulab-
schlüssen.

§ 4a

Europäischer Berufsausweis

(1) Der Europäische Berufsausweis ist
eine elektronische Bescheinigung entwe-
der zum Nachweis, dass der Berufsange-
hörige sämtliche notwendigen Vorausset-
zungen für die vorübergehende und gele-
gentliche Erbringung von Dienstleistun-
gen in einem Aufnahmemitgliedstaat er-
füllt oder zum Nachweis der Anerken-
nung von Berufsqualifikationen für die
Niederlassung in einem Aufnahmemit-
gliedstaat.

(2) Die Architektenkammer Hessen ist
zuständige Behörde im Sinne des Art. 3
Abs. 1 Buchst. k und der Art. 4a bis 4e der
Richtlinie 2005/36/EG. Das Verfahren zur
Ausstellung des Europäischen Berufsaus-
weises richtet sich nach den Art. 4a bis 4e
der Richtlinie 2005/36/EG und den hierzu
erlassenen Durchführungsrechtsakten.
Näheres zum Verfahren zur Ausstellung
des Europäischen Berufsausweises ein-
schließlich der Erstellung von und des
Umgangs mit IMI-Dateien im Sinne des
Art. 4a Abs. 5 der Richtlinie 2005/36/EG
kann durch Rechtsverordnung geregelt
werden.

(3) Der Europäische Berufsausweis
kann die Meldung nach Art. 7 der Richtli-
nie 2005/36/EG darstellen. Für die Zwe-
cke der Niederlassung begründet die
Ausstellung eines Europäischen Berufs-
ausweises weder ein automatisches Recht
zur Ausübung der in § 1 genannten Beru-
fe noch zur Führung der entsprechenden
Berufsbezeichnungen.

§ 4b

Vorwarnmechanismus

Hat die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen davon Kenntnis erlangt,
dass eine berufsangehörige Person die
Anerkennung seiner Berufsqualifikation
beantragt hat und wird nachfolgend von
einem Gericht rechtskräftig festgestellt,

dass die Person dabei gefälschte Berufs-
qualifikationsnachweise im Sinne der 
§§ 267 bis 271 des Strafgesetzbuches ver-
wendet hat, so hat sie als zuständige Stel-
le alle übrigen Mitgliedstaaten unverzüg-
lich über das Binnenmarkt-Informations-
system IMI von der Identität dieser Person
und dem der Gerichtentscheidung zu
Grunde liegenden Sachverhalt zu infor-
mieren. Das Verfahren richtet sich nach
Art. 56a der Richtlinie 2005/36/EG sowie
den dazu ergangenen Durchführungs-
rechtsakten. Die zuständige Ministerin
oder der zuständige Minister wird er-
mächtigt, ergänzend zu den Bestimmun-
gen der Durchführungsakte durch Rechts-
verordnung weitere Regelungen zur Um-
setzung des Art. 56a der Richtlinie
2013/55/EU zu treffen. Die von der War-
nung betroffenen Berufsangehörigen sind
gleichzeitig mit der Warnung durch
rechtsmittelfähigen Bescheid von der Ent-
scheidung über die Warnung und den In-
halt der Warnung zu unterrichten. Wer-
den die Gerichtsentscheidungen geän-
dert, sind die Warnungen unverzüglich
nach Rechtskraft der Änderung der Ge-
richtsentscheidung zu löschen.

§ 5

Versagung und Löschung
der Eintragung

(1) Die Eintragung in die Liste eines
Fachgebietes ist zu versagen, wenn Tatsa-
chen vorliegen, aus denen sich ergibt,
dass die Person nicht die für die Aus-
übung der Berufstätigkeit in dem betref-
fenden Fachgebiet erforderliche Zuver-
lässigkeit besitzt oder die Eintragung
durch eine Entscheidung nach diesem
Gesetz oder einer zuständigen anderen
Stelle eines Bundeslandes, des Bundes,
eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder eines nach dem
Recht der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staates ausgeschlossen
ist.

(2) Die Eintragung ist zu löschen,
wenn die Person

1. das beantragt,

2. verstorben ist,

3. ihre berufliche Niederlassung, An-
stellung oder Hauptwohnung im Lan-
de Hessen aufgegeben hat,

4. aufgrund einer bestandskräftigen
Entscheidung zu löschen ist.

Die Entscheidung über eine Tatsache, die
zur Versagung der Eintragung geführt
hätte, aber erst nach der Eintragung be-
kannt wird oder eintritt, ergeht im pflicht-
gemäßen Ermessen.

§ 6

Berufsgesellschaften

(1) Berufsgesellschaften im Sinne die-
ses Gesetzes sind Gesellschaften, die eine
nach diesem Gesetz geschützte Berufsbe-
zeichnung in der Firma führen. Berufsge-
sellschaft kann jede für die Berufsaus-
übung nach dem Recht der Europäischen
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Union in der Bundesrepublik zulässige
Gesellschaftsform oder Partnerschaft sein.
Die Führung einer geschützten Berufsbe-
zeichnung im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 4
in einer in einem Handels- oder Partner-
schaftsregister im Lande Hessen einzutra-
genden Firma oder in dem Namen oder in
der Bezeichnung ist bei Berufsgesell-
schaften von einer Erklärung der Unbe-
denklichkeit abhängig. Das Recht zur
Führung der Berufsbezeichnung

1. in einer Gemeinschaft oder Gesell-
schaft nach dem Bürgerlichen Ge-
setzbuch,

2. einer Partnerschaft oder Partner-
schaftsgesellschaft mit beschränkter
Berufshaftung nach § 8 Abs. 3 und 4
des Partnerschaftsgesellschaftsgeset-
zes,

3. nach dem Recht eines anderen Bun-
deslandes,

4. nach dem Recht der Europäischen
Union eines anderen Staates sowie
die Zuständigkeit anderer berufsstän-
discher Kammern

bleibt unberührt.

(2) Die Unbedenklichkeit ist von der
Architekten- und Stadtplanerkammer
Hessen auf Antrag der Vorgesellschaft
oder der Gesellschaft, auf Ersuchen des
Registergerichts oder einer anderen für
die Registerführung zuständigen Stelle zu
erklären, wenn der Gesellschaftsvertrag
oder die Satzung bestimmt, dass

1. Gegenstand des Unternehmens die
Wahrnehmung von Berufsaufgaben
ist, die der in der Firma genannten
Berufsbezeichnung entsprechen,

2. eine zur Führung dieser Berufsbe-
zeichnung berechtigte Person zu-
gleich als Gesellschafterin oder Ge-
sellschafter Kapital und Stimme inne-
hat und in der Gesellschaft als Ge-
schäftsführerin oder Geschäftsführer
beruflich verantwortlich tätig ist,

3. Berufsangehörige nach § 1 Abs. 1
mindestens die Hälfte des Kapitals
und der Stimmen innehaben,

4. die Gesellschafts- oder Kapitalanteile
und Stimmen nur von Personen ge-
halten werden, die dem Berufsbild
freiberuflicher Tätigkeit entsprechen,
insbesondere nicht von gewerblich
tätigen Personen oder von Gesell-
schaften,

5. kenntlich wird, welchen Berufen alle
Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
ter angehören,

6. bei Führung eines Zusatzes nach § 1
Abs. 2 die anderen freiberuflichen
Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
ter einen vergleichbaren Zusatz füh-
ren, soweit ein solcher bei diesen üb-
licherweise zu führen möglich ist,

7. die Gesellschafts- oder Kapitalanteile
nicht für Rechnung Dritter gehalten
und Stimmrechte nicht für Dritte aus-
geübt werden können,

8. die Übertragung von Kapital- oder
Gesellschaftsanteilen an die Zustim-
mung der Gesellschaft gebunden ist,

9. bei Aktiengesellschaften und Kom-
manditgesellschaften auf Aktien alle
Aktien auf den Namen freiberuflich
tätiger natürlicher Personen lauten,

10. die Gesellschaft verantwortlich von
Berufsangehörigen geführt wird, die
dem Berufsbild freiberuflicher Tätig-
keit entsprechen,

11. die nach diesem Gesetz für die in der
Firma benannten Berufsangehörigen
geltenden Berufspflichten von der
Gesellschaft beachtet werden

und das Bestehen einer ausreichenden
Berufshaftpflichtversicherung für die Ge-
sellschaft nachgewiesen wird. Wird über
die beantragte Erklärung der Unbedenk-
lichkeit nach Satz 1 nicht innerhalb einer
Frist von drei Monaten entschieden, gilt
sie als erteilt. Im Übrigen gilt § 42a des
Hessischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes.

(3) Bei Führung des Zusatzes „gewerb-
lich“ in der Firma gilt Abs. 2 mit Ausnah-
me von Satz 1 Nr. 3 und 4 entsprechend.
Die Beteiligung und Stimme der Berufs-
angehörigen nach § 1 Abs. 1 muss we-
sentlich sein. Eine kapitalmäßige Beteili-
gung zur Gesellschaftsfinanzierung ist zu-
lässig, soweit kein Einfluss auf die Berufs-
ausübung ausgeübt wird, der mit den Be-
rufsaufgaben und Berufspflichten nicht
vereinbar ist; einer entsprechenden Kenn-
zeichnung der Beteiligung nach Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 bedarf es insoweit nicht. Eine
Beteiligung baugewerblicher Personen
und Unternehmen ist ausgeschlossen.

(4) Die Berufsgesellschaft hat nach
Maßgabe üblicher Versicherungsbedin-
gungen zur Deckung der sich aus ihrer Tä-
tigkeit ergebenden Haftpflichtgefahren ei-
ne Berufshaftpflichtversicherung abzu-
schließen und für die Dauer der Führung
der Berufsbezeichnung aufrechtzuerhalten.
Die Versicherungssumme hat für jeden
Versicherungsfall mindestens 1 500 000
Euro für Personen- und 500 000 Euro für
Sach- und Vermögensschäden zu betra-
gen. Die Leistungen des Versicherers für
alle innerhalb eines Versicherungsjahres
verursachten Schäden können auf den
Betrag der Mindestversicherungssumme,
vervielfacht mit der Zahl der tätigen Ge-
sellschafterinnen und Gesellschafter so-
wie der Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer, die nicht Gesellschafterin-
nen und Gesellschafter sind, begrenzt
werden. Die Jahreshöchstleistung für alle
in einem Versicherungsjahr verursachten
Schäden muss sich mindestens auf den
dreifachen Betrag der Mindestversiche-
rungssumme belaufen. Es ist eine Nach-
haftung des Versicherers zu vereinbaren,
die mindestens fünf Jahre über den Zeit-
punkt der Löschung der Eintragung in
dem Berufsverzeichnis der Architekten-
und Stadtplanerkammer Hessen hinaus-
reicht. Andere gesetzliche oder im Einzel-
fall vertragsbezogen vereinbarte Haft-
pflichtversicherungsbedingungen bleiben
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unberührt. Der von einem Versicherungs-
unternehmen mit zulässigem Geschäfts-
betrieb in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem nach dem
Recht der Bundesrepublik Deutschland
oder der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staat ausgestellte Nach-
weis ist anzuerkennen, wenn daraus folgt,
dass die Deckungsbedingungen und der
Deckungsumfang der Berufshaftpflicht-
versicherung den Bedingungen nach die-
sem Gesetz entsprechen, und dieser
Nachweis nicht älter als drei Monate ist.

(5) Mit dem Antrag oder Ersuchen auf
Erklärung der Unbedenklichkeit sind eine
öffentlich beglaubigte Ausfertigung des
Gesellschaftsvertrages oder der Satzung
und ein Nachweis über die Anmeldung
zu dem Handelsregister vorzulegen. Eine
unbeschränkte Auskunft über die Vorge-
sellschaft oder Gesellschaft aus dem Ge-
werbezentralregister sowie bei Gesell-
schafterinnen und Gesellschaftern aus
dem Bundeszentralregister und bei Zwei-
feln an deren Zuverlässigkeit entspre-
chend § 5 Abs. 1 eine unbeschränkte
Auskunft aus dem Gewerbezentralregis-
ter kann verlangt werden.

(6) Das Recht zur Führung der Berufs-
bezeichnung erlischt, wenn

1. die Berufsgesellschaft im Partner-
schafts- oder Handelsregister ge-
löscht wurde,

2. die Berufsbezeichnung in der Firma
nicht mehr geführt wird,

3. rechtskräftig auf Verlust der Berechti-
gung erkannt wurde,

4. die Voraussetzungen zur Führung der
Berufsbezeichnung nicht mehr beste-
hen.

In Fällen des Satz 1 Nr. 4 ist das Erlö-
schen bis zur Entscheidung über das Wie-
dervorliegen der Voraussetzungen zur
rechtmäßigen Führung der Berufsbe-
zeichnung gehemmt (vorläufige Weiter-
führung). Der Berufsgesellschaft kann ei-
ne Frist von höchstens einem Jahr gesetzt
werden, innerhalb der die Voraussetzun-
gen wieder erfüllt sein müssen. Im Falle
des Todes der für die berechtigte Führung
der Berufsbezeichnung maßgeblichen
Person kann die Frist angemessen über
ein Jahr hinaus verlängert werden. Die
Weiterführung einer Berufsbezeichnung
nach § 1 Abs. 1 und eines Zusatzes nach 
§ 1 Abs. 2 kann in den Fällen des Satz 1
Nr. 1 und 3 untersagt werden, wenn das
aus Gründen, die in dem Verhalten oder
Zustand der Berufsgesellschaft liegen,
zum Schutz des Ansehens des Berufsstan-
des, der Auftraggeberschaft oder der All-
gemeinheit erforderlich ist.

(7) Zuständig für die Erklärung der
Unbedenklichkeit und Bestimmung der
Frist, in der die gesetzlichen Vorausset-
zungen zur Führung der Berufsbezeich-
nung wieder hergestellt sein müssen, ist
die Architekten- und Stadtplanerkammer,
soweit die Berufsgesellschaft Pflichtmit-
glied nach § 8 Abs. 1 ist oder sein wird.
Die Zuständigkeit anderer berufsständi-

scher Kammern bleibt unberührt. Die 
Architekten- und Stadtplanerkammer teilt
dem zuständigen Handelsregister und
Partnerschaftsregister jede Veränderung
mit, die sich dort auf die Eintragung und
das Recht zur Führung der Berufsbezeich-
nung auswirken kann.

(8) Die Partnerschaft kann ihre Haft-
pflicht gegenüber der Auftraggeberschaft
für Ansprüche aus Schäden wegen fehler-
hafter Berufsausübung durch vorformu-
lierte Vertragsbedingungen auf den drei-
fachen Betrag der Mindestversicherungs-
summe für Sach- und Vermögensschäden
und auf den einfachen Betrag der Min-
destversicherungssumme für Personen-
schäden beschränken, soweit eine Berufs-
haftpflichtversicherung nach Abs. 4 nach-
gewiesen wird.

(9) Eine Partnerschaftsgesellschaft mit
beschränkter Berufshaftung nach § 8 
Abs. 4 des Partnerschaftsgesellschaftsge-
setzes muss eine ausreichende Berufs-
haftpflichtversicherung nach Abs. 4 nach-
weisen.

§ 7

Auswärtige Berufsangehörige
und Berufsgesellschaften

(1) Außer bei der automatischen Aner-
kennung nach der Richtlinie 2005/36/EG
führen Berufsangehörige und Berufsge-
sellschaften, die im Lande Hessen keine
Haupt- oder Zweigniederlassung oder
hauptberufliche Anstellung oder ohne
solche keine Hauptwohnung haben (Aus-
wärtige), ihre Berufsbezeichnung nach 
§ 1 Abs. 1 bis 4 oder die Ausbildungsbe-
zeichnung ohne Eintragung in das Berufs-
verzeichnis nach § 3 dieses Gesetzes oder
§ 6 Abs. 1, 2 und 4 Satz 1 des Hessischen
Ingenieurgesetzes in der Amtssprache
oder in einer der Amtssprachen des Nie-
derlassungsmitgliedstaats, wenn sie

1. zur Führung dieser Berufsbezeich-
nung aufgrund gesetzlicher Regelung
eines anderen Bundeslandes, in dem
sie ihre maßgebliche Niederlassung,
Anstellung oder Hauptwohnung ha-
ben, berechtigt sind,

2. zur Führung dieser Berufsbezeich-
nung nach dem Recht der Europäi-
schen Union berechtigt sind,

3. aufgrund einer gesetzlichen Rege-
lung eines Staates, der nicht Mitglied
der Europäischen Union oder der
nicht nach dem Recht der Europäi-
schen Union einem Mitgliedstaat
gleichgestellt ist, einen Nachweis
über die Führung einer vergleichba-
ren Berufsbezeichnung besitzen und
dieser im Lande Hessen anerkannt
ist, oder

4. ohne entsprechende gesetzliche Re-
gelung in ihrem Heimat- oder Her-
kunftsstaat die Voraussetzungen zur
Eintragung in ein Berufsverzeichnis
nach § 3 erfüllen.

(2) Wird vorübergehend oder gele-
gentlich eine Dienstleistung entsprechend



486 Nr. 28 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 8. Dezember 2015

den Berufsaufgaben nach § 2 Abs. 1 und
2 im Lande Hessen erbracht, ohne dass
die Person oder Gesellschaft in ein Be-
rufsverzeichnis oder Berufsgesellschafts-
verzeichnis einer entsprechenden Kam-
mer eines Bundeslandes eingetragen ist,
ist deren erstmalige Ausführung unter
Angabe des Namens oder der Firma, des
Ortes der Niederlassung, der berufsstän-
dischen Kammer oder vergleichbaren
Einrichtung oder der Aufsichtsbehörde
der Architekten- und Stadtplanerkammer
Hessen zuvor oder in dringenden Fällen
nachträglich schriftlich oder durch elek-
tronische Post anzuzeigen. Mit der Anzei-
ge sind Angaben zu machen und soweit
erforderlich Nachweise zu erbringen über

1. den vollständigen Namen der Person
oder Gesellschaft,

2. die Staatsangehörigkeit der Person,

3. die Berechtigung zur Führung der
Berufsbezeichnung,

4. den Umfang der Berechtigung zur
Ausübung des Berufs oder der Tätig-
keit in dem Herkunftsmitgliedstaat
oder in dem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften oder der
Bundesrepublik Deutschland oder
des Landes Hessen gleichgestellten
anderen Staat sowie

5. eine angemessene Berufshaftpflicht-
versicherung.

Soweit weder die Ausbildung noch die
Berufsbezeichnung noch die Ausübung
des Berufs oder der Tätigkeit in dem Her-
kunftsmitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem nach dem Recht der
Europäischen Union gleichgestellten an-
deren Staat reglementiert ist, kann die
Anzeige in beliebiger Form darüber, dass
die betreffende Tätigkeit während der
vorhergehenden zehn Jahre mindestens
ein Jahr berechtigt ausgeübt wurde, erfol-
gen. Die Anzeige ist einmal jährlich zu er-
neuern, wenn beabsichtigt ist, während
des betreffenden Jahres weitere Dienst-
leistungen zu erbringen. Erfolgte eine
entsprechende Anzeige bereits bei einer
anderen Architekten- oder Ingenieurkam-
mer eines Bundeslandes, genügt eine
formlose Mitteilung darüber. Die Anzeige
ist nicht erforderlich bei der Bewerbung
um öffentlich oder nicht öffentlich ausge-
schriebene Dienstleistungsaufträge und
Wettbewerbe; wird daraufhin ein Auftrag
erteilt, ist die Anzeige nachzuholen. So-
weit die Voraussetzungen zur Führung
der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten
Berufsbezeichnungen nicht vorliegen, ist
die Berufsbezeichnung in einer Amtsspra-
che des Staates der Niederlassung zu füh-
ren; besteht dort keine entsprechende Be-
rufsbezeichnung, ist der Ausbildungs-
nachweis in einer Amtssprache des Staa-
tes der Niederlassung anzugeben. Die 
Architekten- und Stadtplanerkammer
kann in begründeten Zweifelsfällen
Nachweise über die Angaben der Anzei-
ge oder Mitteilung verlangen. Die Daten
können bis zu fünf Jahre nach Abschluss
des Dienstleistungs- oder Wettbewerbs-
objekts in einem besonderen Register ge-

speichert werden, ohne dass die betref-
fende Person oder Berufsgesellschaft da-
mit Mitglied der Architekten- und Stadt-
planerkammer oder eines Versorgungs-
werkes oder einer anderen Einrichtung
wird, und sind danach oder spätestens
zehn Jahre nach der Anzeige zu löschen.
Für die Anzeige und Registrierung dürfen
Kosten nicht erhoben werden.

(3) Auswärtige Berufsangehörige und
Berufsgesellschaften haben unbeschadet
der für sie geltenden eigenen Berufs-
pflichten die nach diesem Gesetz gelten-
den allgemeinen Berufspflichten im Lan-
de Hessen zu beachten. Sie sind zur
Überwachung der Einhaltung dieser
Pflichten wie Mitglieder der Architekten-
und Stadtplanerkammer zu behandeln.

(4) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer kann die Führung einer Berufs-
bezeichnung nach § 1 Abs. 1 bis 4 oder
einer vergleichbaren Berufsbezeichnung
in einer Fremdsprache untersagen, wenn
das aus Gründen, die in dem Verhalten
der Person oder Berufsgesellschaft liegen,
zum Schutz des Ansehens des Berufsstan-
des, der Auftraggeberschaft oder der All-
gemeinheit erforderlich ist und die Vor-
aussetzungen zu ihrer rechtmäßigen Füh-
rung nicht nachgewiesen werden, die 
Voraussetzungen der Versagung oder Lö-
schung der Eintragung nach § 5 vorliegen
oder gegen die allgemeinen Berufspflich-
ten nach Abs. 3 Satz 1 verstoßen wurde.
Wird die Berufsbezeichnung mit einem
Zusatz nach § 1 Abs. 2 geführt, kann ein
Nachweis verlangt werden, dass die ent-
sprechenden Anforderungen erfüllt wer-
den.

(5) Die Gleichwertigkeit eines außer-
halb eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union ausgestellten und in einem
anderen Mitgliedstaat bereits anerkann-
ten Diploms, Prüfungszeugnisses oder
sonstigen Befähigungsnachweises sowie
eine nach diesem Gesetz zu fordernde
und in einem anderen Mitgliedstaat er-
worbene Berufspraxis sind durch die zu-
ständige Stelle auf Antrag eines auswärti-
gen Berufsangehörigen besonders festzu-
stellen. Wird über die Feststellung der
Gleichwertigkeit nach Satz 1 nicht inner-
halb einer Frist von drei Monaten ent-
schieden, gilt sie als erteilt. Im Übrigen
gilt § 42a des Hessischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes.

(6) Die Zuständigkeit anderer berufs-
ständischer Kammern bleibt unberührt.

ZWEITER TEIL

Architekten- und Stadtplanerkammer

§ 8

Architekten- und 
Stadtplanerkammer Hessen

(1) Die in ein Berufsverzeichnis nach 
§ 3 eingetragenen Berufsangehörigen
und Berufsgesellschaften bilden als
Pflichtmitglieder die „Architekten- und
Stadtplanerkammer Hessen“. Berufsge-
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sellschaften mit ausschließlich der Inge-
nieurkammer des Landes Hessen als
Pflichtmitglieder angehörenden Gesell-
schafterinnen und Gesellschaftern sind
keine Pflichtmitglieder. Die Architekten-
und Stadtplanerkammer kann nach Maß-
gabe einer Satzung freiwillige Mitglieder
aufnehmen.

(2) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen ist eine landesunmittel-
bare selbstverwaltete Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts. Sie bestimmt ihren Sitz
durch Satzung. Sie kann örtliche Unter-
gliederungen bilden. Sie führt ein Dienst-
siegel.

(3) Organe sind

1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand.

Diese geben sich eine Geschäftsordnung,
die im Staatsanzeiger für das Land Hes-
sen zu veröffentlichen ist.

(4) Die Mitglieder der Organe sind eh-
renamtlich tätig. Sie sind zur Annahme
und Ausübung ihres Amtes verpflichtet,
soweit dem nicht ein wichtiger Grund
entgegensteht. Die Pflicht zur Ausübung
des Amtes dauert über die Amtsdauer hi-
naus bis zum Amtsantritt der neu gewähl-
ten Mitglieder. Eine gleichzeitige Mit-
gliedschaft in mehreren Organen ist aus-
geschlossen. Mit der Annahme der Wahl
eines Amtes scheidet die gewählte Person
aus dem anderen Amt aus. Bedienstete
der Aufsichtsbehörde, die geschäftsplan-
mäßig mit der Aufsicht über die Architek-
ten- und Stadtplanerkammer befasst sind,
sind von der Mitgliedschaft in einem Or-
gan ausgeschlossen.

(5) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer wird gerichtlich und außerge-
richtlich vertreten durch die Präsidentin
oder den Präsidenten. Diese werden ver-
treten durch eine Vizepräsidentin oder ei-
nen Vizepräsidenten. Die Satzung kann
als Vertreter weitere Mitglieder des Vor-
standes bestimmen.

(6) Erklärungen, die die Architekten-
und Stadtplanerkammer vermögensrecht-
lich verpflichten, bedürfen der Schrift-
form. Sie sind von der Präsidentin oder
dem Präsidenten und einem weiteren
Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen
und mit dem Dienstsiegel zu versehen.
Das gilt nicht für Geschäfte der laufenden
Verwaltung.

(7) Gegen Entscheidungen der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer kann un-
mittelbar ein Rechtsbehelf bei dem zu-
ständigen Gericht der Verwaltungsge-
richtsbarkeit eingelegt werden; ein Vor-
verfahren findet nicht statt.

(8) Die Verfahren nach diesem Gesetz
oder nach einer aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnung können
über eine einheitliche Stelle nach Teil V
Abschnitt 1a des Hessischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes abgewickelt
werden.

§ 9

Aufgaben

(1) Die Aufgaben der Architekten- und
Stadtplanerkammer sind

1. Wahrung der beruflichen Belange der
Gesamtheit der Mitglieder,

2. Mitwirkung an der Pflege und Wei-
terentwicklung der Baukultur, der
Baukunst, des Bauwesens, der Land-
schaftspflege sowie des Städtebaus
und der Stadtplanung,

3. Beratung der Mitglieder sowie ande-
rer und angehender Berufsangehöri-
ger und Berufsgesellschaften in Fra-
gen deren Berufsausübung sowie von
Parlament, Behörden und Gerichten
in Fragen des Berufsstandes, der Be-
rufsaufgaben und der Berufsaus-
übung,

4. Pflege und Förderung der Zusam-
menarbeit mit anderen berufsständi-
schen Kammern, Berufsverbänden
und Einrichtungen,

5. Förderung der beruflichen Aus-, Fort-
und Weiterbildung sowie des Wettbe-
werbswesens,

6. Benennung sachverständiger Berufs-
angehöriger auf Nachfrage von Be-
hörden, Gerichten und Dritten,

7. Durchführung der Eintragungs- und
Löschungsverfahren sowie Führung
der Berufsverzeichnisse,

8. Feststellung der Unbedenklichkeit
der Führung der Berufsbezeichnung
und Bestimmung der Dauer deren
vorläufigen Weiterführung bei kam-
merangehörigen Berufsgesellschaf-
ten,

9. Überwachung der Einhaltung der
nach diesem Gesetz geltenden Oblie-
genheiten und Berufspflichten sowie
die Durchführung der Berufsord-
nungsverfahren,

10. Feststellung der Bauvorlageberechti-
gung auf Antrag einer berufsangehö-
rigen Person oder Berufsgesellschaft,

11. Erteilung der für die Berufsausübung
dienlichen Bescheinigungen und
Nachweise, die zeitlich oder fallbezo-
gen beschränkt werden können so-
wie das Führen der für die Berufsaus-
übung dienlichen Listen,

12. durch Gesetz oder aufgrund eines
Gesetzes zugewiesene Angelegen-
heiten.

Die gesetzlichen Aufgaben anderer be-
rufsständischer Kammern bleiben unbe-
rührt.

(2) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer kann

1. Einrichtungen zur Beilegung von
Streitigkeiten schaffen, die sich aus
der Berufsausübung von Berufsange-
hörigen und Berufsgesellschaften
zwischen diesen oder mit Dritten er-
geben, und sich oder solche Einrich-
tungen als Gütestelle nach § 794 
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Abs. 1 Nr. 1 der Zivilprozessordnung
anerkennen lassen,

2. Mitglieder als Sachverständige für
Fragen des Bauwesens, Städtebaus
und Berufswesens aufgrund einer
Rechtsverordnung öffentlich bestellen
und vereidigen,

3. zur Durchführung von Aufgaben
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6 durch
Satzung besondere Einrichtungen
schaffen oder sich an solchen anderer
Träger beteiligen,

4. zur Durchführung von Aufgaben
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 bis 11 und
nach Nr. 1 und 2 besondere Aus-
schüsse einrichten, die in ihrer Ent-
scheidung unabhängig sind,

5. die Durchführung von Prüfungen und
Eignungsfeststellungen auf andere
Einrichtungen im Einzelfall oder all-
gemein übertragen.

Bei Mitgliedern einer Einrichtung oder ei-
nes Ausschusses, die zugleich Mitglied
der Architekten- und Stadtplanerkammer
sind, gilt § 8 Abs. 4 entsprechend.

(3) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen kann durch Rechtsver-
ordnung als zuständige Stelle nach § 117
Abs. 2 Satz 1 des Versicherungsvertrags-
gesetzes vom 23. November 2007 (BGBl. I
S. 2631), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), be-
stimmt werden.

(4) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen ist die nach dem Recht
der Europäischen Union zuständige Be-
hörde und Kontaktstelle in allen Angele-
genheiten ihres Geschäftsbereichs. Die
Zuständigkeit anderer Behörden bleibt
unberührt.

(5) Das Hessische Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz vom 12. Dezember
2012 (GVBl. S. 581), geändert durch Ge-
setz vom 24. März 2015 (GVBI. S. 118),
findet mit Ausnahme von § 10 Abs. 3, § 13
Abs. 7 Satz 2 und § 17 keine Anwendung.

§ 10

Versorgungswerk, 
Versorgungseinrichtungen

(1) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer kann durch Satzung für ihre Mit-
glieder, deren Ehepartner oder rechtlich
gleichgestellte Personen und deren Kin-
der ein Versorgungswerk errichten und
andere Versorgungseinrichtungen schaf-
fen, sich einer anderen berufsständischen
Versorgungs- und Versicherungseinrich-
tung in der Europäischen Union anschlie-
ßen, zusammen mit einer oder mehreren
berufsständischen Versorgungseinrich-
tungen eine gemeinsame Versorgungs-
einrichtung schaffen und andere berufs-
ständische Versorgungs- oder Versiche-
rungseinrichtungen aufnehmen. Das gilt
nicht für Berufsgesellschaften.

(2) Die Mitglieder können durch Sat-
zung zur Teilnahme an der von der Kam-
mer bestimmten Versorgungseinrichtung

verpflichtet werden (Pflichtteilnehmerin-
nen und Pflichtteilnehmer). Mitglieder,

1. deren Versorgung nach beamten-
rechtlichen oder als Bedienstete einer
internationalen oder supranationalen
Einrichtung oder als Amtsträger nach
vergleichbaren anderen gesetzlichen
Vorschriften geregelt ist,

2. die trotz Pflichtteilnahme an der be-
rufsständischen Versorgungseinrich-
tung keinen Anspruch auf Befreiung
von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung in
einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder einem nach dem
Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land oder der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staat haben,

dürfen zur Teilnahme nicht verpflichtet
werden. Im Fall einer gesetzlichen Ren-
tenversicherungspflicht gilt das nicht für
Zusatzversorgungen, die bei Pflichtteil-
nahme zusammen mit den Leistungen aus
der gesetzlichen Rentenversicherung eine
mindestens vergleichbare Versorgung ge-
währen. Der Versorgungseinrichtung
können nach Maßgabe der Satzung Per-
sonen als Pflichtteilnehmer oder als frei-
willige Teilnehmer angehören, die die Vor-
aussetzungen zur Eintragung in ein Be-
rufsverzeichnis nach diesem Gesetz mit
Ausnahme der hierzu erforderlichen Be-
rufspraxis erfüllen.

(3) Die Satzung muss Bestimmungen
enthalten über

1. Teilnahmepflicht und freiwillige Mit-
gliedschaft,

2. Art und Höhe der Versorgungsleis-
tungen,

3. Ermittlung und Höhe der Beiträge,

4. Beginn und Ende der Teilnahme,

5. Voraussetzungen einer Befreiung von
der Pflichtteilnahme, insbesondere
bei bestehender Versicherungspflicht
in einer gesetzlichen Rentenversiche-
rung in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem nach dem
Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land oder der Europäischen Union
gleichgestellten anderen Staat oder
bei Teilnahme an einer anderen be-
rufsständischen Versorgungseinrich-
tung mit vergleichbaren Anwart-
schaften,

6. Bildung, Zusammensetzung, Wahl,
Amtsdauer und Aufgabe der Organe
der Versorgungseinrichtung

und regeln, dass Vermögen und Verwal-
tung der Versorgungseinrichtung unab-
hängig und getrennt sind von Vermögen,
Verwaltung, Haushalt und Organen der
Architekten- und Stadtplanerkammer
oder einer anderen berufsständischen
Einrichtung.

(4) Beim Anschluss an eine andere be-
rufsständische Versorgungseinrichtung in
der Bundesrepublik Deutschland kann
die Satzung auf die für diese Versor-
gungseinrichtung geltenden Vorschriften
verweisen.
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(5) Die Satzung bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde.

(6) Personenbezogene Daten der be-
troffenen Personen dürfen zum Zwecke
der Durchführung der Pflichtteilnahme
und der freiwilligen Teilnahme an einer
Versorgungseinrichtung und der Befrei-
ung von der Pflichtteilnahme verarbeitet
und an andere berufsständische Versor-
gungseinrichtungen, öffentliche Versiche-
rungsanstalten und Versicherungsunter-
nehmen mit zulässigem Geschäftsbetrieb
in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem nach dem Recht der
Bundesrepublik Deutschland oder der Eu-
ropäischen Union gleichgestellten ande-
ren Staat mitgeteilt und bei diesen erho-
ben werden.

(7) Rückständige Beiträge zu einer be-
rufsständischen Versorgungseinrichtung
können nach Maßgabe dieses Gesetzes
vollstreckt werden. Das gilt auch für Kos-
ten.

§ 11

Vertreterversammlung

(1) Die Vertreterversammlung ist die
von den Mitgliedern der Architekten- und
Stadtplanerkammer Hessen gewählte
Vertretung. Diese beschließt unbeschadet
anderer durch Gesetz oder aufgrund ei-
nes Gesetzes übertragene Aufgaben über

1. die Satzungen,

2. die Wahl und Abberufung der Mit-
glieder des Vorstandes,

3. die Feststellung des Haushalts- oder
Wirtschaftsplanes, die Festsetzung
der Beiträge, die Bestimmung der
Person oder des Unternehmens, das
mit der Prüfung der Rechnungsle-
gung oder des Jahresabschlusses zu
beauftragen ist, sowie die Entlastung
des Vorstandes,

4. den Erwerb, die Belastung und die
Veräußerung von Grundstücken und
grundstücksgleichen Rechten, die
Aufnahme von Darlehen und Einge-
hung vergleichbarer Verpflichtungen,
die über den Rahmen einer laufenden
Verwaltung hinausgehen, die Beteili-
gung an Unternehmen und die Mit-
gliedschaft in Vereinigungen und
Verbänden,

5. die Höhe der Entschädigung für die
Mitglieder der Organe und Einrich-
tungen,

6. die ihr durch Satzung zugewiesenen
Aufgaben.

Sie kann besondere Prüfungen durchfüh-
ren oder durchführen lassen; das gilt
nicht für Eintragungs- und Löschungsver-
fahren, Unbedenklichkeits- und Untersa-
gungsverfahren sowie Obliegenheits-,
Berufsordnungs- und Ordnungswidrig-
keitsverfahren.

(2) Die Vertreterversammlung besteht
aus mindestens 65 Pflichtmitgliedern. Die
Hauptsatzung kann die Zahl der Mitglie-
der der Vertreterversammlung auf bis zu

1 Prozent der zum Beginn der Wahl ein-
getragenen Pflichtmitglieder festsetzen.
Alle Fachgebiete und Arten der Berufs-
ausübung der in der Architekten- und
Stadtplanerkammer vertretenen Pflicht-
mitglieder sollen mit wenigstens einem
zur Wahl aufgestellten Mitglied vertreten
sein.

(3) Die Mitglieder der Vertreterver-
sammlung werden auf die Dauer von fünf
Jahren in allgemeiner, unmittelbarer, frei-
er, gleicher und geheimer Wahl gewählt.
Berufsgesellschaften haben dieselben ak-
tiven und passiven Wahlrechte wie natür-
liche Berufsangehörige. Die Wahl erfolgt
durch Briefwahl. Weiteres bestimmt die
durch Satzung zu erlassende Wahlord-
nung. In dieser ist das Nähere zu regeln
über

1. das Wahlsystem,

2. das Wahlrecht und die Wählbarkeit
der Mitglieder der Architekten- und
Stadtplanerkammer,

3. die Voraussetzungen der Stimmabga-
be und die Stimmenzahl,

4. den Wahlvorstand, den Wahlaus-
schuss und die Wahlbekanntma-
chung,

5. das Verfahren zur Einreichung der
Wahlvorschläge, ihre Prüfung und die
Aufstellung des Verzeichnisses der
Wahlvorschläge,

6. die Stimmabgabe und Feststellung
des Wahlergebnisses,

7. das Wahlprüfungsverfahren,

8. das vorzeitige Ausscheiden von Mit-
gliedern der Vertreterversammlung,
des Wahlvorstandes und des Wahl-
ausschusses.

(4) Die Vertreterversammlung tritt spä-
testens am ersten Werktag des auf das
Ende der Wahl folgenden dritten Monats
zusammen. Danach ist sie mindestens
einmal im Jahr einzuberufen. Sie ist bin-
nen einer Frist von höchstens zwei Mona-
ten einzuberufen, wenn das der Vorstand
beschließt oder mindestens ein Viertel der
Mitglieder der Vertreterversammlung das
unter Angabe des Verhandlungsgegen-
standes schriftlich beantragt oder die Auf-
sichtsbehörde das verlangt.

(5) Die Vertreterversammlung wird
durch die Präsidentin oder den Präsiden-
ten einberufen. Sie ist beschlussfähig,
wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder
anwesend ist. Ist eine Angelegenheit we-
gen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt
worden und tritt die Vertreterversamm-
lung zur Verhandlung über denselben
Gegenstand zum zweiten Mal zusammen,
so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der
Erschienenen beschlussfähig. In der La-
dung zur zweiten Sitzung ist auf diese
Rechtsfolge schriftlich hinzuweisen.

(6) Beschlüsse über Satzungen werden
mit der Mehrheit der gesetzlichen oder
satzungsmäßigen Mitglieder, im Übrigen
mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst. War der Beschluss über eine
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Satzung wegen Beschlussunfähigkeit zu-
rückgestellt worden und wird über diesen
Gegenstand in einer anschließend einbe-
rufenen Versammlung zum zweiten Mal
verhandelt, bedarf der Beschluss der
Mehrheit der anwesenden Mitglieder,
wobei die Mehrheit der Stimmen von
Pflichtmitgliedern getragen sein muss.
Enthaltungen und ungültige Stimmen
gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abge-
lehnt.

§ 12

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten, mindestens
einer Vizepräsidentin oder einem Vize-
präsidenten und neun weiteren Mitglie-
dern. Die Satzung kann besondere Amts-
träger und weitere Mitglieder des Vor-
standes bestimmen. Dem Vorstand sollen
Mitglieder aus allen Berufsgruppen und
Beschäftigungsarten und den Berufsge-
sellschaften angehören.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes wer-
den einzeln mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen von der Vertreterver-
sammlung für die Dauer deren Amtszeit
gewählt. Die Abberufung eines Mitglieds
des Vorstandes erfolgt durch die Wahl ei-
nes an dessen Stelle tretenden neuen Mit-
glieds. § 11 Abs. 6 gilt entsprechend. Die
Satzung kann eine weitergehende Anzahl
der erforderlichen Wahlstimmen vorge-
ben.

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte
der Architekten- und Stadtplanerkammer.
Er führt insbesondere die Berufsverzeich-
nisse, erklärt die Unbedenklichkeit einer
in der Firma einer Berufsgesellschaft zu
führenden Berufsbezeichnung, überwacht
die Einhaltung der Obliegenheiten der
Mitglieder sowie der Berufspflichten der
Berufsangehörigen und Berufsgesell-
schaften und führt die Ordnungswidrig-
keitsverfahren durch; er kann diese Auf-
gaben ganz oder teilweise von der nach
Abs. 4 eingerichteten Geschäftsstelle aus-
führen lassen.

(4) Für die laufenden Geschäfte kann
der Vorstand eine Geschäftsstelle einrich-
ten und dieser die Erledigung dieser Ge-
schäfte in eigener Zuständigkeit und ein-
zelne Geschäfte einer anderen Stelle
übertragen.

(5) Der Vertreterversammlung und der
Aufsichtsbehörde ist jährlich ein schriftli-
cher Tätigkeitsbericht über das abgelau-
fene Geschäftsjahr der Architekten- und
Stadtplanerkammer und ihrer Einrichtun-
gen zu erstatten.

§ 13

Satzungen

(1) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer regelt ihre Angelegenheiten
durch Satzungen. Die Belange der Mit-
glieder aller Berufsgruppen und Arten
der Berufsausübung sind gleichberechtigt
zu wahren.

(2) Durch Satzung sind zu regeln

1. ihre innere Verfassung und ihr Sitz
sowie die Rechte und Pflichten, die
sich aus der Mitgliedschaft ergeben
(Hauptsatzung),

2. die Wahl zur Vertreterversammlung
(Wahlordnung),

3. das Beitragswesen (Beitragsordnung),

4. die Erhebung von Kosten (Kostenord-
nung),

5. die Streitschlichtung zwischen Mit-
gliedern untereinander und Dritten
(Schlichtungsordnung),

6. eine Fortbildungsordnung (§ 17 
Abs. 3 Satz 2).

(3) Beschlüsse über Satzungen, ihre
Änderung und die Aufhebung sind mit
der Satzung der Aufsichtsbehörde in ei-
ner von der Präsidentin oder dem Präsi-
denten ausgefertigten Fassung mitzutei-
len. Die Hauptsatzung und die Wahlord-
nung sowie deren Änderung oder Aufhe-
bung bedürfen der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde.

(4) Satzungen, ihre Änderung und die
Aufhebung sind mit Ausfertigungsver-
merk und soweit erforderlich mit dem Ge-
nehmigungsvermerk im Staatsanzeiger
für das Land Hessen zu veröffentlichen.
Sie treten am ersten Tag des nach der
Veröffentlichung folgenden dritten Mo-
nats in Kraft, soweit kein anderer Zeit-
punkt bestimmt ist. Die Bekanntmachung
im Staatsanzeiger für das Land Hessen
kann in abgekürzter Form erfolgen, wenn
die Bekanntmachung des vollständigen
Textes mit Ausfertigungs- und Genehmi-
gungsvermerk von der Architekten- und
Stadtplanerkammer in elektronischer
Form allgemein zugänglich gehalten oder
eine Kopie auf Anforderung übersandt
wird; in der abgekürzten Bekanntma-
chung ist darauf hinzuweisen. Für die
Einsichtnahme auf der elektronischen
Plattform und das Ausdrucken dürfen kei-
ne Kosten erhoben werden; bei Übersen-
dung kann nur Ersatz der Portokosten
verlangt werden.

§ 14

Finanzwesen

(1) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer ist eine kostenrechnende Ein-
richtung. Sie erhebt zur Deckung ihres Fi-
nanzbedarfs Beiträge und Kosten. Sie
kann Zuwendungen Dritter annehmen,
soweit dadurch das Vertrauen in die un-
parteiische Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben nicht gefährdet wird. Die Beiträge
können nach der Höhe der Einnahmen
aus der im Rahmen der Berufsaufgaben
nach diesem Gesetz ausgeübten Tätigkeit
gestaffelt werden. Besteht in anderen be-
rufsständischen Kammern eine weitere
Pflichtmitgliedschaft oder sind Berufsge-
sellschaften und deren Gesellschafterin-
nen und Gesellschafter Pflichtmitglied
der Architekten- und Stadtplanerkammer,
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können die Beiträge herabgesetzt wer-
den. Bis zu ihrer bestandskräftigen Fest-
setzung können die Beiträge vorläufig er-
hoben werden. Das Weitere bestimmt die
Beitragsordnung.

(2) Der Haushalts- oder Wirtschafts-
plan der Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen und ihrer Einrichtungen,
die Festsetzung der Beiträge und die Ent-
lastung der Geschäftsführung bedürfen
nicht der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde oder des für das Haushaltswesen
zuständigen Ministeriums oder der hier-
für zuständigen Ministerin oder des Mi-
nisters. Sie sind in ausgefertigter Form
der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Der
Haushalts- oder Wirtschaftsplan und die
Festsetzung der Beiträge treten zu dem
dafür bestimmten Zeitpunkt in Kraft. Die
Aufsichtsbehörde kann die Frist verkür-
zen oder verlängern.

(2a) Das Finanzwesen kann in Form
leistungsbezogener Planaufstellung und
Bewirtschaftung entsprechend § 7a der
Hessischen Landeshaushaltsordnung in
der Fassung vom 15. März 1999 (GVBl. I
S. 248), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 26. Juni 2013 (GVBl. S. 447), sowie in
Form der Buchführung und Bilanzierung
nach den Grundsätzen des Handelsge-
setzbuches entsprechend § 71a der Hessi-
schen Landeshaushaltsordnung ausge-
führt werden. Die Entscheidung darüber
trifft der Vorstand.

(3) Für Amtshandlungen, die Inan-
spruchnahme von Einrichtungen und Ge-
genständen sowie andere besondere Leis-
tungen der Architekten- und Stadtplaner-
kammer und ihrer Einrichtungen sind
Kosten (Gebühren und Auslagen) zu er-
heben. Das Weitere bestimmt die Kosten-
ordnung.

(4) Zur Bemessung und Festsetzung
der Beiträge und der Kosten dürfen An-
gaben über den Familienstand und die
Einkünfte aus der beruflichen Tätigkeit
nach diesem Gesetz, Unterhaltsverpflich-
tungen und andere satzungsgemäß an-
zuerkennende Verpflichtungen sowie
Jahresabschlüsse und freiwillig vorge-
legte Steuerbescheide erhoben und verar-
beitet werden. Nach bestandskräftiger
Festsetzung des Beitrags oder der Kos-
ten sind die vorgelegten Urkunden zu-
rückzugeben und die erhobenen Da-
ten zu löschen, soweit sie nicht für nach-
folgende Festsetzungen benötigt wer-
den.

(5) Verwaltungsakte, mit denen eine
Geldleistung gefordert wird, werden von
der Kasse der Gemeinde oder bei Ge-
meinden ohne Vollstreckungsstelle von
der Kasse des Landkreises vollstreckt, in
der die pflichtige Person, Berufsgesell-
schaft oder andere Gesellschaft eine Nie-
derlassung, eine Anstellung oder einen
Wohnsitz hat oder sonst angetroffen wer-
den kann. Die Vollstreckungsbehörde er-
hält außer dem Ersatz der uneinbringli-
chen Vollstreckungskosten einen Unkos-
tenbeitrag von 5 Prozent des beizutrei-
benden Betrages.

§ 15

Obliegenheiten

(1) Den Mitgliedern obliegt, der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer unver-
züglich

1. Änderungen in Bezug auf die Anga-
ben nach § 3 Abs. 2 bis 4, § 5 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 sowie § 6 Abs. 2, 3 und 6
mitzuteilen,

2. Angaben im Zusammenhang mit der
Pflichtteilnahme oder freiwilligen
Teilnahme an einer satzungsgemäßen
Versorgungseinrichtung und einer
Befreiung davon zu machen,

3. Änderungen der satzungsgemäßen
Voraussetzungen zur Beitragsbemes-
sung und Beitragsfestsetzung mitzu-
teilen,

4. Löschungen und Änderungen in ei-
nem Berufsverzeichnis oder Gesell-
schaftsregister in einem Bundesland,
anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder nach dem Recht
der Europäischen Union gleichge-
stellten anderen Staat mitzuteilen,

5. als Berufsgesellschaft Tatsachen, die
zum Widerruf der Berechtigung zur
Führung der Berufsbezeichnung oder
zum Erlöschen einer nach diesem Ge-
setz gegebenen Berechtigung geeig-
net sind, mitzuteilen,

6. Auskunft zu geben über den Bestand,
die Höhe und einen Ausschluss von
Wagnissen der nach diesem Gesetz
geforderten Berufshaftpflichtversiche-
rung, über die Gründe ihres Nichtbe-
stehens und über die Erfüllung von
Obliegenheiten gegenüber dem Ver-
sicherungsunternehmen,

7. auf Anforderung die von der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer er-
haltenen Urkunden und Nachweise
über die Mitgliedschaft zurückzuge-
ben.

Den Mitgliedern obliegt weiterhin, den
nach § 1 Abs. 3 eingetragenen Zusatz in
der Berufsbezeichnung zu führen.

(2) Im Lande Hessen niedergelassene
Berufsangehörige und Berufsgesellschaf-
ten haben sich bei der Architekten- und
Stadtplanerkammer unverzüglich anzu-
melden. Das gilt nicht für Berufsangehöri-
ge, die bereits in ein von ihr geführtes Be-
rufsverzeichnis eingetragen sind, und für
Berufsgesellschaften, deren berufsange-
hörige Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter ausschließlich Pflichtmitglied der
Ingenieurkammer des Landes Hessen
sind. Berufsgesellschaften haben mit der
Anmeldung eine öffentlich beglaubigte
Ausfertigung des Gesellschafts- oder
Partnerschaftsvertrages und einen be-
glaubigten Auszug aus dem Handels-
oder Partnerschaftsregister beizubringen
oder können auf solche bereits vorliegen-
den unveränderten Nachweise Bezug
nehmen.

(3) Bei einer schweren oder wiederhol-
ten schuldhaften Verletzung einer Oblie-
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genheit kann ein Zwangsgeld bei Berufs-
angehörigen bis zu 5 000 Euro und bei
Berufsgesellschaften bis zu 10 000 Euro
festgesetzt werden. Das gilt auch für die
Anzeigepflicht auswärtiger Berufsange-
höriger und Berufsgesellschaften nach § 7
Abs. 2 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4. Das
Zwangsgeld fließt der Architekten- und
Stadtplanerkammer zu.

§ 16

Verschwiegenheit, Datenschutz,
Auskünfte

(1) Die Mitglieder der Organe, der
Ausschüsse und Einrichtungen der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer und de-
ren Hilfskräfte sowie hinzugezogene Per-
sonen sind zur Verschwiegenheit über al-
le Angelegenheiten verpflichtet, die ih-
nen im Zusammenhang mit ihrer Tätig-
keit bekannt geworden sind. Sie dürfen
die Kenntnis der nach Satz 1 geheim zu
haltenden Angelegenheiten nicht unbe-
fugt verwerten. Das gilt nicht für Mittei-
lungen im amtlichen Verkehr und über
Tatsachen, die offenkundig sind oder die
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedürfen. Die Pflichten nach Satz 1
und 2 bestehen nach Beendigung der Tä-
tigkeit fort. Die Präsidentin oder der Prä-
sident oder eine von diesen beauftragte
Person kann davon Befreiung erteilen.

(2) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer und ihre Einrichtungen dürfen
personenbezogene Daten verarbeiten, so-
weit das zur rechtmäßigen Erfüllung ihrer
Aufgaben nach diesem Gesetz oder ande-
ren Gesetzen oder aufgrund dieses Geset-
zes oder anderer Gesetze zweckgebun-
den erforderlich ist. Das gilt auch im Ver-
hältnis zu Berufsgesellschaften und ande-
ren Gesellschaften.

(3) Fünf Jahre nach der Löschung der
Eintragung in einem Berufsverzeichnis
und anderen Verzeichnis oder Beendi-
gung der Mitgliedschaft sind alle gespei-
cherten Daten zu löschen, sofern sie zur
Erfüllung der Aufgaben nicht weiter er-
forderlich sind oder die betroffene Person
oder Gesellschaft nicht die weitere Spei-
cherung beantragt. § 18 Abs. 10 bleibt
unberührt. Die Betroffenen sind vor der
Löschung auf ihr Recht auf eine weitere
Speicherung schriftlich hinzuweisen.

(4) Wer ein berechtigtes Interesse an
den nach § 3 Abs. 2 und 3 oder § 7 Abs. 2
und 4 erhobenen Daten, über die Mit-
gliedschaft nach § 8 Abs. 1, über Mitglie-
der der Organe nach § 8 Abs. 3, bestellte
und vereidigte Sachverständige nach § 9
Abs. 2 Nr. 2, Mitglieder von Einrichtun-
gen nach § 9 Abs. 2, die Teilnahme an ei-
ner Versorgungseinrichtung nach § 10
Abs. 1 oder über Erkenntnisse in einem
Berufsordnungsverfahren nach § 18 
Abs. 6 und 9 glaubhaft macht, dem ist
Auskunft über einzelne oder alle Eintra-
gungen zu erteilen. Solche Daten dürfen
ganz oder teilweise von der Architekten-
und Stadtplanerkammer veröffentlicht
oder allgemein an Dritte weitergegeben
werden, solange dem von der eingetrage-

nen Person oder Berufsgesellschaft
schriftlich zugestimmt wurde. Die Emp-
fänger der Daten sind verpflichtet, die
Daten nach der Überlassung entspre-
chenden Verwendung zu löschen.

DRITTER TEIL

Berufsordnung

§ 17

Berufspflichten

(1) Die Berufsangehörigen und Berufs-
gesellschaften sind verpflichtet, ihren Be-
ruf gewissenhaft und unter Beachtung
des Rechts auszuüben, dem ihnen im Zu-
sammenhang mit dem Beruf entgegenge-
brachten Vertrauen zu entsprechen und
zu unterlassen, was dem Ansehen des Be-
rufsstandes schaden kann. Sie sind insbe-
sondere verpflichtet,

1. die für die Berufsausübung geltenden
Rechtsvorschriften und technischen
Regeln zu beachten,

2. sich gegenüber berufsangehörigen
Personen und Berufsgesellschaften
und deren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern sowie in der Zusammenar-
beit mit Angehörigen anderer Berufe
kollegial zu verhalten,

3. sich der Teilnahme an Wettbewerben
zu enthalten, die durch ihre Verfah-
rensbedingungen einen lauteren
Leistungsvergleich oder die Belange
der Ausloberinnen und Auslober, Be-
werberinnen und Bewerber sowie
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in
ausgewogener Weise nicht wahren,

4. über ihre berufliche Tätigkeit, Person
und Berufsgesellschaft nur sachlich
zu informieren und anpreisende, auf-
dringliche, unlautere oder unsachli-
che Werbung zu unterlassen,

5. Bauvorlagen nur zu unterzeichnen,
die von ihnen selbst oder unter ihrer
verantwortlichen Leitung verfasst
wurden, oder in zulässiger Weise an-
zuerkennen,

6. besonders als freie oder freischaffen-
de Berufsangehörige oder Berufsge-
sellschaften ihre Unabhängigkeit und
Eigenverantwortung gegenüber der
Auftraggeberschaft und anderen Per-
sonen und Unternehmen zu wahren
und wahren zu lassen,

7. die berechtigten Interessen der Auf-
traggeberschaft und deren im Rah-
men der Berufsausübung bekannt ge-
wordenen persönlichen und Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse zu
wahren,

8. sich nach Maßgabe üblicher Versi-
cherungsbedingungen ausreichend
gegen Haftpflichtansprüche zu versi-
chern, die aus ihrer Berufsausübung
herrühren können, und der Auftrag-
geberschaft gegenüber Auskunft
über den Bestand, die Höhe und Aus-
schlüsse von Wagnissen der Berufs-
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haftpflichtversicherung zu geben so-
wie ihre Obliegenheiten gegenüber
dem Versicherungsunternehmen zu
erfüllen, soweit diese sich auf den Be-
stand und den Umfang der Deckung
der Berufshaftpflichtversicherung
auswirken können.

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes
Verhalten ist eine Verletzung der Berufs-
pflichten, wenn es nach den Umständen
des Einzelfalles in besonderem Maße ge-
eignet ist, Achtung und Vertrauen in ei-
ner für die Ausübung der Berufstätigkeit
oder für das Ansehen des Berufsstandes
bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.

(3) Die Mitglieder der Architekten-
und Stadtplanerkammer sind verpflichtet,
sich beruflich fortzubilden und die beruf-
liche Fortbildung ihrer Beschäftigten so-
wie die berufspraktische Vorbereitung
angehender berufsangehöriger Personen
zu fördern. Weiteres kann die Architek-
ten- und Stadtplanerkammer bestimmen,
soweit dazu keine Rechtsverordnung be-
steht.

(4) Die Mitglieder und bei Berufsge-
sellschaften deren Geschäftsführer haben
auf schriftliche Einladung zu einem von
der Architekten- und Stadtplanerkammer
oder von ihr eingesetzten Einrichtung an-
beraumten Schlichtungsverfahren persön-
lich zu erscheinen.

(5) Die Architekten- und Stadtplaner-
kammer kann Richtlinien zu den Berufs-
pflichten erlassen.

§ 18

Berufsordnungsverfahren

(1) Die schuldhafte Verletzung der Be-
rufspflichten wird in einem förmlichen
Berufsordnungsverfahren (Ehrenverfah-
ren) der Architekten- und Stadtplaner-
kammer geahndet. Die Zuständigkeit an-
derer berufsständischer Kammern und
der Berufsgerichte bleibt unberührt.

(2) Ausgeschlossen sind Verfahren

1. wegen politischer, wissenschaftlicher,
künstlerischer oder religiöser Ansich-
ten und Handlungen;

2. gegen Personen in einem öffentlichen
Dienst-, Anstellungs- oder Amtsver-
hältnis und Personen, die als Beliehe-
ne oder Verpflichtete öffentliche Auf-
gaben wahrnehmen, hinsichtlich ih-
rer hieraus sich ergebenden Tätig-
keit;

3. gegen Berufsangehörige, die aus-
schließlich Pflichtmitglied der Inge-
nieurkammer Hessen sind, und Be-
rufsgesellschaften mit ausschließlich
ihr als Pflichtmitglied angehörenden
Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
tern.

(3) Einen Antrag auf Einleitung eines
Berufsordnungsverfahrens kann stellen

1. die betroffene Person oder Berufsge-
sellschaft gegen sich selbst,

2. die Präsidentin oder der Präsident
nach pflichtgemäßem Ermessen.

(4) Ein eingeleitetes Berufsordnungs-
verfahren kann auch dann fortgeführt
werden, wenn das Mitglied aus der 
Architekten- und Stadtplanerkammer
ausgetreten ist und eine Berufspflichtver-
letzung vorliegt, bei der wesentlich mit
einer Maßnahme nach Abs. 6 Satz 1 Nr. 2
bis 6 geahndet wird. Es ist bis zur Beendi-
gung eines Strafverfahrens auszusetzen,
wenn wegen desselben Sachverhaltes öf-
fentliche Klage im strafgerichtlichen Ver-
fahren erhoben worden ist. Die tatsächli-
chen Feststellungen des Urteils im straf-
gerichtlichen Verfahren sind für ein Be-
rufsordnungsverfahren bindend. Ist eine
Person in einem strafgerichtlichen Ver-
fahren freigesprochen worden oder wur-
de das strafgerichtliche Verfahren einge-
stellt, kann wegen desselben Sachver-
halts, der Gegenstand der Entscheidung
war, ein Berufsordnungsverfahren nur
eingeleitet oder fortgesetzt werden, wenn
dieser Sachverhalt, ohne den Tatbestand
eines Strafgesetzes zu erfüllen, eine Ver-
letzung von Berufspflichten darstellt.

(5) Abs. 4 gilt entsprechend, wenn ein
Disziplinarverfahren wegen desselben
Sachverhaltes eingeleitet wurde oder ein
Straf-, Disziplinar-, Ehrenverfahren oder
Berufsordnungsverfahren bei einer ande-
ren berufsständischen Kammer eines
Bundeslandes oder nach dem Recht eines
anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines nach dem Recht
der Europäischen Union gleichgestellten
anderen Staates anhängig ist oder rechts-
kräftig abgeschlossen wurde.

(6) In einem Berufsordnungsverfahren
kann erkannt werden auf

1. einen schriftlichen Verweis,

2. eine Geldauflage bis zu 25 000 Euro
bei berufsangehörigen Personen und
50 000 Euro bei Berufsgesellschaften,

3. Verlust der Fähigkeit, Ämter in der
Architekten- und Stadtplanerkammer
und ihren Einrichtungen und Aus-
schüssen zu bekleiden,

4. Aberkennung des Wahlrechts und
der Wählbarkeit zu den Organen,
Einrichtungen und Ausschüssen der
Architekten- und Stadtplanerkammer
für eine Dauer von bis zu fünf Jahren,

5. Löschung der Eintragung in dem Be-
rufsverzeichnis,

6. Untersagung der Führung der Berufs-
bezeichnung bei Berufsgesellschaften
mit Ausnahme von Partnerschaften.

In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 bis 6 ist ein
Zeitraum von wenigstens einem und
höchstens sieben Jahren zu bestimmen,
innerhalb dessen die Folgen der Entschei-
dung fortbestehen. Bei einer Maßnahme
nach Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 6 kann zu-
gleich auf eine Maßnahme nach Satz 1
Nr. 2 erkannt werden. Eine Maßnahme
nach Satz 1 Nr. 4 schließt die Folge einer
Maßnahme nach Satz 1 Nr. 3 ein.

(7) Sind seit der Verletzung der Berufs-
pflicht mehr als fünf Jahre verstrichen, so
sind Maßnahmen nicht mehr zulässig.
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Verstößt die Tat auch gegen ein Strafge-
setz, so endet die Frist nicht vor der Ver-
jährung der Strafverfolgung. Ist vor Ab-
lauf der Frist ein Berufsordnungsverfah-
ren oder ein Strafverfahren eingeleitet
worden, so ist die Frist für die Dauer des
Verfahrens gehemmt. Für den Beginn,
das Ruhen und die Unterbrechung der
Verjährung gelten die §§ 78a bis 78c des
Strafgesetzbuches entsprechend.

(8) Geldauflagen fließen der Architek-
ten- und Stadtplanerkammer zu.

(9) Die Präsidentin oder der Präsident
kann bei einem minder schweren Verstoß
gegen Berufspflichten eine schriftliche
Rüge erteilen. Mit der Rüge sind weitere
Berufsordnungsmaßnahmen wegen des
der Rüge zugrunde gelegten Sachverhal-
tes ausgeschlossen.

(10) Alle personenbezogenen Daten zu
einem Berufsordnungsverfahren und ei-
ner Rüge sind fünf Jahre nach Bestands-
kraft oder Einstellung oder darüber hi-
nausgehend nach dem zeitlichen Ablauf
der Vollstreckung oder der erkannten
Maßnahme zu löschen. Das gilt auch bei
Berufsgesellschaften.

VIERTER TEIL

Aufsicht, Ordnungswidrigkeiten

§ 19

Staatsaufsicht

(1) Die durch das zuständige Ministeri-
um oder die zuständige Ministerin oder
den zuständigen Minister bestimmte Be-
hörde (Aufsichtsbehörde) führt die Auf-
sicht über die Architekten- und Stadtpla-
nerkammer. Die Aufsicht erstreckt sich
auf die Beachtung dieses Gesetzes und
des maßgeblichen Rechts der Europäi-
schen Union und der zu ihrer Durchfüh-
rung ergangenen Rechtsverordnungen,
Richtlinien, Entscheidungen und Verwal-
tungsvorschriften sowie der Satzungen
(Staatsaufsicht).

(2) Die Aufsichtsbehörde kann an den
Sitzungen der Vertreterversammlung, des
Vorstandes, der Einrichtungen und der
Ausschüsse der Architekten- und Stadt-
planerkammer teilnehmen. Sie ist zu je-
der Vertreterversammlung einzuladen. Ihr
oder der von ihr beauftragten Person ist
jederzeit das Wort zu erteilen. Auf ihr
Verlangen ist die Vertreterversammlung
unverzüglich einzuberufen.

(3) Die Aufsichtsbehörde oder eine von
ihr beauftragte Person kann vom Vor-
stand jederzeit mündliche oder schriftli-
che Auskunft über Angelegenheiten der
Architekten- und Stadtplanerkammer so-
wie ihrer Einrichtungen und Ausschüsse
verlangen und Geschäftsprüfungen
durchführen oder durchführen lassen. Sie
kann rechtswidrige Entscheidungen der
Architekten- und Stadtplanerkammer und
rechtswidrige Beschlüsse ihrer Organe
außer Kraft setzen.

(4) Erfüllt die Architekten- und Stadt-
planerkammer die gesetzlichen Pflicht-

aufgaben nicht, so kann die Aufsichtsbe-
hörde an deren Stelle, in deren Namen
und auf deren Kosten das Erforderliche
durchführen oder durch Beauftragte
durchführen lassen. Die Aufsichtsbehörde
kann eine beauftragte Person bestellen,
die Teile der Aufgaben oder alle Aufga-
ben der Architekten- und Stadtplaner-
kammer in deren Namen und auf deren
Kosten wahrnimmt und ausführt, soweit
das zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung
der gesetzlichen Pflichtaufgaben oder
zum Bestand der Kammer oder einer nach
§ 10 Abs. 1 bestehenden eigenen Versor-
gungseinrichtung erforderlich erscheint.
Die Aufsichtsbehörde kann die Neuwahl
der Vertreterversammlung anordnen,
wenn eine ordnungsgemäße Erledigung
der Aufgaben der Vertreterversammlung
auf andere Weise nicht sichergestellt wer-
den kann.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann Kosten
für die allgemeine Aufsicht und für Amts-
handlungen der Staatsaufsicht erheben.

§ 20

Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-

sätzlich oder fahrlässig unbefugt
1. eine in § 1 Abs. 1 und 4 genannte

oder
2. die nach § 7 Abs. 4 untersagte
Berufsbezeichnung führt oder führen
lässt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße bis zu 15 000 Euro, bei
Berufsgesellschaften und anderen Gesell-
schaften bis zu 25 000 Euro geahndet
werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten ist die Architekten-
und Stadtplanerkammer.

(4) Die Geldbußen und Verwarnungs-
gelder fließen in die Kasse der Architek-
ten- und Stadtplanerkammer. Sie hat die
notwendigen Auslagen zu tragen, die ei-
ner Person, Berufsgesellschaft oder ande-
ren Gesellschaft nach § 105 Abs. 2 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zu
erstatten sind. Für die Vollstreckung der
Bescheide gilt § 14 Abs. 5 entsprechend.

FÜNFTER TEIL
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 21

Übergangsvorschriften
(1) Die Berufsbezeichnung „Garten-

und Landschaftsarchitektin“ oder „Gar-
ten- und Landschaftsarchitekt“ und
„Städtebauarchitektin“ oder „Städtebau-
architekt“ darf führen, wer mit dieser Be-
rufsbezeichnung vor dem 9. Dezember
2015 in das Berufsverzeichnis einer zu-
ständigen berufsständischen Kammer in
der Bundesrepublik Deutschland einge-
tragen ist. Eine solche eingetragene Be-
rufsbezeichnung kann neben der nach § 1 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4 geführten Berufsbe-
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zeichnung beibehalten oder bei früherer
Eintragung wieder eingetragen und wei-
tergeführt werden.

(2) Die Ausbildungen in einem den Be-
rufsaufgaben nach § 2 Abs. 1 entspre-
chenden berufsqualifizierenden Diplom-
studiengang an deutschen Fachhochschu-
len mit einer Regelstudienzeit von min-
destens drei Jahren oder entsprechende
ausgelaufene andere Ausbildungen in
gleichgestellten anderen Studiengängen
werden als Eintragungsvoraussetzung
entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 aner-
kannt.

(3) Die vor dem 9. Dezember 2015 be-
stehende Architekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen, ihre Organe und Ein-
richtungen, ihre Satzungen, Entscheidun-
gen, anderen Rechtsakten und Erklärun-
gen sowie alle Mitgliedschaften Berufsan-
gehöriger bestehen als solche nach die-
sem Gesetz fort. Ihre Satzungen, Ent-
scheidungen, anderen Rechtsakte und Er-
klärungen können nach Maßgabe dieses 
Gesetzes geändert und aufgehoben wer-
den.

(4) Der vor dem 9. Dezember 2015 be-
stehende Anschluss an das berufsständi-
sche Versorgungswerk oder eine andere
Versorgungseinrichtung im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 besteht als solcher nach die-
sem Gesetz fort.

(5) Wer bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2020 die Prüfung in einem der Studi-
engänge nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 in we-
niger als acht Semestern oder vier Jahren,
aber mindestens sechs Semestern oder
drei Jahren abgeschlossen hat, kann in
das Berufsverzeichnis nach § 3 Abs. 1
Satz 1 eingetragen werden, wenn eine er-
folgreiche praktische Tätigkeit nach § 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 von vier Jahren nach
Maßgabe des § 4 Abs. 3 nachgewiesen
wird.

(6) Wer bis zum 31. Dezember 2020 die
Staatsprüfung zum gehobenen bautechni-
schen Verwaltungsdienst in der dem
Fachgebiet nach § 2 Abs. 1 entsprechen-
den Fachrichtung abgelegt hat und zuvor
die Prüfung in einem der Studiengänge
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 in weniger als
acht Semestern oder vier Jahren, aber
mindestens sechs Semestern oder drei
Jahren abgeschlossen hat, kann in das
Berufsverzeichnis nach § 3 Abs. 1 Satz 1
eingetragen werden.

(7) Vor dem 9. Dezember 2015 erstatte-
te Anzeigen und Eintragungen in einem
Berufsverzeichnis der Architekten- und
Stadtplanerkammer Hessen bestehen
nach diesem Gesetz fort. Sie können nach
Maßgabe dieses Gesetzes geändert und
aufgehoben werden.

§ 22

Rechtsverordnungen

(1) Die zuständige Ministerin oder der
zuständige Minister kann zur Ausführung
dieses Gesetzes Rechtsverordnungen er-
lassen über

1. die anzuerkennenden Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise,

2. den Inhalt, Umfang und Nachweis
der für die Eintragung erforderlichen
praktischen Tätigkeit einschließlich
Baustellenpraxis und Fortbildung
(Berufspraxis) nach § 4 Abs. 3 Satz 7,

3. die öffentliche Bestellung und Verei-
digung von Mitgliedern als Sachver-
ständige für Fragen des Bauwesens,
Städtebaus und Berufswesens nach 
§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2,

4. die von den Mitgliedern in ihren
Fachgebieten wahrzunehmenden
Fortbildungsmaßnahmen,

5. die Erhebung von Kosten der Staats-
aufsicht und ihre Höhe,

6. Ausgleichsmaßnahmen nach § 4 
Abs. 5 nach Maßgabe von Art. 14 der
Richtlinie 2005/36/EG,

7. nach § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 9 anzuer-
kennende Nachweise,

8. die Bestimmung der Architekten- und
Stadtplanerkammer Hessen als zu-
ständige Stelle nach § 9 Abs. 3,

9. von dem Vorstand wahrzunehmende
weitere Aufgaben.

(2) Soweit es zur Erfüllung bindender
Rechtsakte der Organe der Europäischen
Union oder der Bundesrepublik Deutsch-
land notwendig ist, können auch Rechts-
verordnungen erlassen werden über

1. den Inhalt und das Verfahren zur
Ausstellung Europäischer Berufsaus-
weise und des Umgangs mit IMI-Da-
teien im Sinne der Art. 4a bis 4e der
Richtlinie 2005/36/EG ergänzend zu
den Durchführungsrechtsakten nach
§ 4a Abs. 2 Satz 2,

2. das Verfahren nach Art. 56a der
Richtlinie 2005/36/EG und den
Durchführungsakten nach § 4b Satz 2
und der Richtlinie 2006/123/EG des
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 12. Dezember 2006 über
Dienstleistungen im Binnenmarkt
(ABl. EU Nr. L 376 S. 36) sowie nach
Richtlinien der Europäischen Union
zum öffentlichen Auftragswesen,
über den Beitritt weiterer Staaten und
über Abkommen mit Staaten und Or-
ganisationen.

§ 23

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ausnah-
me von § 10 mit Ablauf des 31. Dezember
2023 außer Kraft.

Artikel 35)

Änderung der Hessischen Bauordnung

Die Hessische Bauordnung in der Fas-
sung vom 15. Januar 2011 (GVBl. I S. 46,

5) Ändert FFN 361-108
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180), zuletzt geändert durch Gesetz vom
13. Dezember 2012 (GVBl. S. 622), wird
wie folgt geändert:

1. § 49 Abs. 4 Nr. 1 und 2 werden wie
folgt gefasst:

„1. aufgrund des Hessischen Archi-
tekten- und Stadtplanergesetzes
vom 30. November 2015 (GVBl. 
S. 478) die Berufsbezeichnung
„Architektin“ oder „Architekt“ zu
führen berechtigt ist,

2. in die Liste bauvorlageberechtig-
ter Ingenieurinnen und Ingenieure
nach § 9 Abs. 1 Satz 1 des Hessi-
schen Ingenieurgesetzes vom 
30. November 2015 (GVBl. S. 457)
eingetragen ist oder nach § 11
Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Inge-
nieurgesetzes nachweisen kann,
nach dem Recht eines anderen
Bundeslandes bauvorlageberech-
tigt zu sein,“.

2. In § 75 Abs. 2 Satz 2 werden nach der
Angabe „(GVBl. I S. 548)“ ein Kom-
ma und die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 27. September
2012 (GVBl. S. 290),“ eingefügt.

Artikel 4

Aufhebung bisherigen Rechts

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

(2) Es werden aufgehoben:

1. das Ingenieurgesetz vom 15. Juli 1970
(GVBl. I S. 407)6), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 28. September
2014 (GVBl. S. 218),

2. das Ingenieurkammergesetz vom 
30. September 1986 (GVBl. I S. 281)7),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. September 2014 (GVBl. S. 218),
und

3. das Hessische Architekten- und
Stadtplanergesetz vom 23. Mai 2002
(GVBl. I S. 182)8), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 12. Dezember 2012
(GVBl. S. 612).

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft.

6) Hebt auf FFN 50-10
7) Hebt auf FFN 50-30
8) Hebt auf FFN 50-37

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 30. November 2015
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